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Rechtsextremismus

2.1 Mitglieder-Potenzial1

Rechtsextremismus Potenzial Bundesrepublik Deutschland 2016 2017

Subkulturell geprägte Rechtsextremisten2 8.500 9.200

Neonazistische Szene3 5.800 6.000

Identitäre Bewegung Deutschland (IBD) 300 500

Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 5.000 4.500

Die Rechte 700 650

Bürgerbewegung pro NRW 500 400

Der III. Weg 350 500

Sonstige Organisationen 3.200 3.500

Summe 24.350 25.250

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften4 23.100 24.000

Davon gewaltbereite Rechtsextremisten5 12.100 12.700

1 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet.

2 Berücksichtigt werden wie bisher rechtsextremistische Skinheads und Straftäter. Die meis-
ten Szeneangehörigen sind nicht in Gruppen organisiert. In die Statistik sind nicht nur tat-
sächlich als Täter/Tatverdächtige festgestellte Personen einbezogen, sondern auch solche 
Rechtsextremisten, bei denen lediglich Anhaltspunkte für Gewaltbereitschaft gegeben 
sind.

3 Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften innerhalb der Neonazi-Szene. Bei der Anzahl 
der Gruppen werden nur diejenigen neonazistischen Gruppierungen und diejenigen Ka-
meradschaften erfasst, die ein gewisses Maß an Organisierung aufweisen.

4 Die Mehrfachmitgliedschaften im Bereich der Parteien und sonstigen rechtsextremisti-
schen Organisationen wurden vom gesamten Personenpotenzial abgezogen.

5 Aufgrund des Wandels innerhalb der rechtsextremistischen Szene wird die Zahl der ge-
waltbereiten Rechtsextremisten seit 2010 gesondert ausgewiesen.
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Rechtsextremismus Potenzial Niedersachsen6 2016 2017

Subkulturell geprägte Rechtsextremisten 600 600

Neonazistische Szene7 280 280

Identitäre Bewegung Deutschland (IBD) 50 50

Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 350 300

Die Rechte 40 40

Sonstige Organisationen 100 55

Summe 1.420 1.325

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 1.325 1.250

Davon gewaltbereite Rechtsextremisten8 900 900

Den strukturellen Veränderungen im organisierten Rechtsextremis-

mus haben die Verfassungsschutzbehörden in Bund und Ländern 

mit einem neuen Kategoriensystem Rechnung getragen. Insbeson-

dere die Grenzen zwischen der subkulturellen und der neonazisti-

schen Szene lösen sich in den letzten Jahren mehr und mehr auf. Der 

Neonazismus ist zunehmend strukturloser geworden und vermischt 

sich zusehends mit dem subkulturellen Bereich. Ideologische und 

organisatorische Unterschiede sind immer schwerer auszumachen. 

Seit dem Jahr 2017 erfolgt deshalb (zusätzlich) die Kategorisierung 

nach Parteien, nach parteiunabhängigen bzw. parteiungebundenen 

Strukturen und als weitgehend unstrukturiertes rechtsextremisti-

sches Personenpotenzial.

6 Die für den Bund eingefügten Fußnoten 2 bis 5 gelten entsprechend auch für Niedersachsen.

7 Seit 2010 wird der gewaltbereite Anteil der Neonazis komplett mitgezählt.

8 In der Gesamtzahl sind auch gewaltbereite Neonazis und NPD-Mitglieder enthalten.
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Rechtsextremismus Potenzial Bundesrepublik Deutschland 2016 2017

In Parteien 6.550 6.050

- Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 5.000 4.500

- Die Rechte 700 650

- Bürgerbewegung pro NRW 500 400

- Der III. Weg 350 500

In parteiunabhängigen bzw. parteiungebundenen Strukturen k. A. 6.300

Weitgehend unstrukturiertes rechtsextremistisches Personenpotenzial k. A. 12.900

Summe 24.350 25.250

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften9 23.100 24.000

Davon gewaltbereite Rechtsextremisten10 12.100 12.700

Rechtsextremismus Potenzial Niedersachsen11 2016 2017

In Parteien 395 350

- Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 350 300

- Die Rechte 40 40

- Der III. Weg 5 10

In parteiunabhängigen bzw. parteiungebundenen Strukturen k. A. 375

Weitgehend unstrukturiertes rechtsextremistisches Personenpotenzial k. A. 600

Summe 1.420 1.325

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 1.325 1.250

Davon gewaltbereite Rechtsextremisten12 900 900

9 Die Mehrfachmitgliedschaften im Bereich der Parteien und der parteiunabhängigen bzw. 
parteiungebundenen Strukturen wurden vom gesamten Personenpotenzial abgezogen.

10 Aufgrund des Wandels innerhalb der rechtsextremistischen Szene wird die Zahl der ge-
waltbereiten Rechtsextremisten seit 2010 gesondert ausgewiesen.

11 Die für den Bund eingefügten Fußnoten 9 bis 10 gelten entsprechend auch für Niedersachsen.

12 In der Gesamtzahl sind auch gewaltbereite Neonazis und NPD-Mitglieder enthalten.
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2.2 Einführung

Eine in sich geschlossene rechtsextremistische Ideologie gibt es 

nicht. Vielmehr werden mit dem Begriff Rechtsextremismus Ideo-

logieelemente erfasst, die in unterschiedlicher Intensität und mit 

unterschiedlicher Stoßrichtung der weltanschaulichen Überzeugung 

von einer Ungleichwertigkeit der Menschen Ausdruck verleihen. Zu 

nennen sind im Einzelnen:

 � Aggressive menschenverachtende Fremdenfeindlichkeit,

 � Antisemitismus,

 � Rassismus, 

 � Unterscheidung von „lebenswertem“ und „lebensunwertem“ 

Leben,

 � Überhöhung des eigenen Volkes bei gleichzeitiger Abwertung 

anderer Nationen und Völker (Nationalismus),

 � Vorstellung einer rassisch verstandenen homogenen Volksge-

meinschaft (Volksgemeinschaftsdenken),

 � Individualrechte verneinendes, dem Führerprinzip verpflichtetes 

Kollektivdenken (völkischer Kollektivismus),

 � Behauptung „natürlicher“ Hierarchien (Biologismus),

 � Betonung des Rechts des Stärkeren (Sozialdarwinismus),

 � Ablehnung demokratischer Regelungsformen bei Konflikten,

 � Übertragung militärischer Prinzipien auf die zivile Gesellschaft 

(Militarismus),

 � Geschichtsrevisionismus (Relativierung der Verbrechen des 

National sozialismus),

 � Ethnopluralismus (Forderung nach strikter räumlicher und  

kultureller Trennung verschiedener Ethnien).

Fremdenfeindlichkeit

Die Ideologieelemente Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Anti-

semitismus sind die zentralen Begriffe des Rechtsextremismus. Mit 

„fremdenfeindlich“ wird die Ablehnung all dessen bezeichnet, was 

als fremd bewertet und aus der Gesellschaft ausgegrenzt wird. Die 

Merkmale variieren: Ausländer, Juden, Muslime und Obdachlose 

können ebenso Opfer fremdenfeindlicher Ablehnung und Aggres-

sion werden wie Menschen mit Behinderungen und Homosexuelle. 

Fremdenfeindliche Positionen sind bei jeder rechtsextremistischen 
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Organisation nachweisbar; sie bilden das Grundelement rechts-

extremistischen Denkens. 

Rassismus

Die in Deutschland gebräuchliche Verwendung des Begriffes Rassis-

mus nimmt Bezug auf die Rassenideologie des Nationalsozialismus, 

die die „Selektion“ und Vernichtung von Millionen Menschen bio-

logisch begründete. Rassisten leiten aus den genetischen Merkma-

len der Menschen eine naturgegebene soziale Rangordnung ab. Sie 

unterscheiden zwischen „wertvollen und minderwertigen mensch-

lichen Rassen“. 

Antisemitismus

Der Antisemitismus tritt im Rechtsextremismus in verschiedenen 

Varianten in Erscheinung. Antisemitische Positionen werden so-

wohl religiös als auch kulturell und rassistisch begründet. Häufig 

korrespondieren sie mit verschwörungstheoretischen Ansätzen. Vor 

dem historischen Hintergrund der systematischen Judenvernichtung 

durch den Nationalsozialismus (Holocaust13) sind antisemitische Ein-

stellungsmuster ein Gradmesser für die Verfestigung eines rechts-

extremistischen Weltbildes. Sie zeugen von ideologischer Nähe zum 

historischen Nationalsozialismus und treten häufig in Verbindung 

mit revisionistischen Positionen auf. Antisemitische Positionen sind 

ein Kennzeichen fast aller rechtsextremistischen Organisationen.

Neonazismus

Der Begriff Neonazismus, eine Abkürzung für Neo- oder neuer 

Nationalsozialismus, der häufig fälschlicherweise als Synonym für 

Rechtsextremismus verwendet wird, steht für Bestrebungen, die 

sich weltanschaulich auf den historischen Nationalsozialismus be-

ziehen. Hierzu zählen in erster Linie die neonazistischen Kamerad-

schaften und Organisationen wie die Hilfsorganisation für nationale 

politische Gefangene und deren Angehörige e. V. (HNG). Innerhalb 

der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) ist der neo-

nazistische Flügel ständig stärker geworden, seitdem sich die Partei 

gegenüber Freien Nationalisten geöffnet hat. Ausdruck dieser Ent-

13 Der Begriff bedeutet Massenvernichtung (vom griech. holocaustos = „völlig verbrannt“).
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wicklung sind die Eintritte zahlreicher führender Protagonisten der 

Neonaziszene, die zudem Führungsämter in der NPD übernommen 

haben.

Faschismus

Die ebenfalls als Synonym für rechtsextremistische Bestrebun-

gen verwendeten Begriffe faschistisch oder neofaschistisch sind 

in zweifacher Hinsicht ungeeignet. Zum einen handelt es sich um 

Kampfbegriffe aus den Zeiten des Kalten Krieges, mit denen die 

Bundesrepublik Deutschland von der DDR in die Tradition des Natio-

nalsozialismus gerückt worden war. Zum anderen verbindet sich mit 

diesen Begriffen die Vorstellung vom italienischen Faschismus Mus-

solinis, der als antidemokratische Bewegung ohne Rassismus vom 

deutschen Nationalsozialismus erheblich abwich.

Geschichtsrevisionismus

Der Begriff Geschichtsrevisionismus bezeichnet die Leugnung oder 

Relativierung der nationalsozialistischen Verbrechen und der deut-

schen Schuld am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges. Revisionisti-

sche Positionen sind in unterschiedlicher Ausprägung bei nahezu 

allen rechtsextremistischen Organisationen nachweisbar. Sie sind 

ideologisches Bindeglied zwischen den verschiedenen Strömungen 

des Rechtsextremismus und zugleich ein wichtiges Element der his-

torischen Identitätsstiftung. Der Revisionismus will den historischen 

Nationalsozialismus zumindest tendenziell rehabilitieren und die 

verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik Deutschland dele-

gitimieren.

2.3 Aktuelle Entwicklungen im 
Rechtsextremismus

Das mit dem Begriff Rechtsextremismus erfasste Geflecht ideolo-

gisch verwandter Zusammenschlüsse und Bestrebungen ist im Ver-

laufe des letzten Jahrzehnts zunehmend heterogener geworden. 

Vor dem Hintergrund veränderter gesellschaftlicher und politischer 

Rahmenbedingungen – Eurokrise, steigende Einwanderung, isla-

mistischer Terror, neue Informations- und Kommunikationstechno-
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logien – hat eine beschleunigte Ausdifferenzierung stattgefunden. 

Das Erstarken rechtspopulistischer Strömungen und die wachsende 

Bedeutung einer an die Theoretiker der Konservativen Revolution 

angelehnten ideologischen Ausrichtung sind die augenfälligsten 

Merkmale eines im Wandel begriffenen Erscheinungsbildes. Tradierte  

Organisationsmodelle wie die neonazistischen Kameradschaften 

und die ideologische Orientierung am historischen Nationalsozialis-

mus haben demgegenüber ihren dominanten Stellenwert verloren.

Im Bereich des rechtsextremistischen Parteienwesens setzte sich die 

in den letzten Jahren beschriebene Entwicklung fort. Größte Partei 

ist nach wie vor die NPD, auch wenn ihre Mitgliederzahl im Berichts-

jahr erneut gesunken ist. Der für die NPD positive Ausgang des Ver-

fahrens vor dem Bundesverfassungsgericht, an dessen Ende nicht 

das von der Parteiführung befürchtete Verbot stand, bewirkte kei-

nen gegenteiligen Trend. Der Einzug in Landesparlamente erscheint 

nach dem Verlust der Landtagsmandate in Mecklenburg-Vorpom-

mern und Sachsen auf absehbare Zeit unrealistisch. Umso aufmerk-

samer wird zu verfolgen sein, inwieweit der neonazistische Flügel 

unter Führung des stellvertretenden Parteivorsitzenden Thorsten 

Heise in der Lage ist, den Einfluss der NPD im rechtsextremistischen 

Lager durch eine Annäherung an die Parteien Die Rechte und Der III. 

Weg voranzutreiben. Eine solche Kooperation unter Einschluss von 

Angehörigen neonazistischer Kameradschaften ist derzeit bei diver-

sen Veranstaltungen zu beobachten. In bewusster Abgrenzung zu 

den von der NPD als Konkurrenz betrachteten erstarkten rechtspo-

pulistischen Strömungen könnte es hierbei zu einer Radikalisierung 

kommen. 

Die Schwerpunkte der beschriebenen Entwicklung im rechtsextremis-

tischen Parteienbereich liegen außerhalb Niedersachsens. Vom nie-

dersächsischen Landesverband der NPD gehen derzeit keine Impulse 

mit bundesweiter Wirkung aus. Ebenso gering ist der Einfluss des Lan-

desverbandes der Partei Die Rechte zu veranschlagen, dessen Mitglie-

derstand nicht über die bereits im Vorjahr registrierten 40 Personen 

hinausgewachsen ist. Der betont fremdenfeindlich agierenden Partei 

Der III. Weg gehören in Niedersachsen nur Einzelpersonen an. Sie hat 

ihren Schwerpunkt im Osten und Süden der Republik.

Der Bedeutungsverlust der rechtsextremistischen Parteien dürfte 

dazu beitragen, den Schulterschluss mit der neonazistischen Szene 
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zu forcieren. In Niedersachsen handelt es sich um ein Bündnis der 

Schwäche und nicht der Stärke, denn die neonazistische Szene sta-

gniert seit einigen Jahren sowohl in personeller als auch in aktionis-

tischer Hinsicht. Häufig wird die geringe Präsenz in der Fläche durch 

Kooperationsmodelle über größere räumliche Entfernungen hinweg 

kompensiert. Zu den Regionen, in denen kontinuierliche Aktivitäten 

noch am ehesten, wenn auch auf zum Teil nur geringem Niveau, 

zu verzeichnen sind, gehören das südöstliche Niedersachsen (Kol-

lektiv Nordharz), das Emsland und Osnabrück, das niedersächsische 

Umland Hamburgs, das nördliche und östliche Heidegebiet. Diese 

Bestandsaufnahme verdeutlicht, dass das neonazistische Kamerad-

schaftsmodell, das noch bis vor zehn Jahren die vorherrschende 

Organisationsform des Rechtsextremismus war, auf jüngere Szene-

angehörige kaum noch Anziehungskraft ausübt. Hiermit einherge-

hend sind auch neonazistische Demonstrationen mit Bezug auf den 

historischen Nationalsozialismus, wie z. B. der Trauermarsch in Bad 

Nenndorf, der seit dem Jahr 2016 nicht mehr stattfindet, weitge-

hend bedeutungslos geworden. 

Die subkulturelle Musikszene ist weiterhin ein zentrales Element des 

Rechtsextremismus, wie die unverändert hohe Anzahl von Bands 

und CD-Produktionen dokumentiert. Zwei auch von niedersäch-

sischen Rechtsextremisten besuchte, generalstabsmäßig geplante 

Großkonzerte in Themar (Thüringen) mit 6.000 und im Jahr zuvor in 

der Schweiz mit 5.000 Besucherinnen und Besuchern sind Ausdruck 

eines starken Szenezusammenhalts. Die Attraktivität der beiden 

Großveranstaltungen resultierte zu einem wesentlichen Teil aus den 

Auftritten der kultisch verehrten niedersächsischen Band Stahlge-

witter. Solche Konzerte sind Kontaktbörse und lukrativer Geschäfts-

zweig zugleich. Sie eröffnen die Möglichkeit, Absprachen zu treffen 

und Szeneaktivitäten zu refinanzieren. Ob von Konzerten Impulse 

für die politische Arbeit ausgehen und ob über sie in nennenswer-

tem Umfang Nachwuchs für die Szene rekrutiert werden kann, darf 

indes bezweifelt werden. 

Niedersachsen ist keine Schwerpunktregion rechtsextremistischer 

Musikveranstaltungen. Im Jahr 2017 registrierten die Sicherheitsbe-

hörden lediglich ein Konzert und acht Liederabende. Es handelt sich 

um szeneinterne Veranstaltungen, die der Kameradschaftspflege 

und der Vermittlung ideologischer Botschaften dienen. Besorgter 
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machen muss, dass die zum Teil hetzerische Feindbildvermittlung 

durch rechtsextremistische Musiktitel via Internet seit Jahren einen 

über die Szeneangehörigen weit hinausreichenden Personenkreis 

erreicht. Die Auseinandersetzung mit rechtsextremistischen Musik-

produktionen bildet deshalb unverändert einen der Schwerpunkte 

der Präventionsarbeit des Niedersächsischen Verfassungsschutzes.

Während die Aktivitäten in den rechtsextremistischen Beobach-

tungsfeldern Parteien, neonazistische Kameradschaften und Subkul-

tur stagnieren oder zurückgehen, entwickeln schon seit Längerem 

nur randständige neurechte Strömungen politische Wirkmächtig-

keit. Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang die Identitäre Be-

wegung Deutschland (IBD), die sich mit medienwirksamen Aktionen 

inszeniert und damit an Aktionsformen anknüpft, wie sie bereits 

von neonazistischen Zusammenschlüssen wie Besseres Hannover 

oder Spreelichter praktiziert wurden. Sozialstrukturell unterscheidet 

sich die Anhängerschaft deutlich von der Neonaziszene. In ideolo-

gischer Hinsicht erweist sie sich mit ihrem ethnopluralistischen An-

satz und ihrer auf kulturellen Merkmalen basierenden, auf Muslime 

zielenden Ausgrenzungspolitik (kulturalistischer Rassismus) sowohl 

im rechtsextremistischen Bereich als auch in nichtextremistischen 

bürgerlichen Kreisen als anschlussfähig. 

Die IBD darf nicht isoliert betrachtet werden. Mit ihren Thesen und 

Aktionen gehört sie zu einem Geflecht aus muslimfeindlichen Or-

ganisationen und Internetplattformen, das um Einflussnahme auf 

den öffentlichen Meinungsbildungsprozess bemüht ist, mit dem Ziel 

die kulturelle Hegemonie, also die Deutungshoheit über politische 

Begriffe, zu erringen. Die Aktivitäten richten sich nicht gegen das 

Institutionengefüge der Bundesrepublik Deutschland, sondern ge-

gen das normative Fundament der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung, insbesondere gegen den Gleichheitsgrundsatz und 

das Recht auf freie Religionsausübung. Das Ziel ist eine ethnisch ho-

mogene Gesellschaft, wobei die Zuordnung zu einer Ethnie in ei-

ner kulturalistischen Interpretation über die Zugehörigkeit zu einer 

Religion erfolgt. In der Praxis ist dem ethnopluralistischen Ansatz 

deshalb die Abwertung von Muslimen immanent.

Am Beispiel der IBD lässt sich verdeutlichen, welche Auswirkungen 

das veränderte Informations- und Kommunikationsverhalten auf die 

Entwicklung des Rechtsextremismus hat. Zu beobachten ist immer 
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häufiger, dass sich unterschiedliche ideologische Strömungen bei 

situationsbezogenen aktionistischen Kampagnen miteinander ver-

mischen. Eine Trennlinie zwischen Extremismus und Populismus zu 

ziehen, fällt deshalb zunehmend schwer. Bestimmte Internetplatt-

formen wirken als Echokammern. Sie verstärken bestehende Einstel-

lungsmuster durch den permanenten Dialog unter Gleichgesinnten, 

ohne dass eine Korrektur durch eine demokratische Öffentlichkeit 

erfolgen kann, weil diese Foren nicht auf Diskurs angelegt sind und 

stattdessen verschwörungstheoretische Sichtweisen pflegen. Durch 

die stereotype Wiederholung von Ressentiments und die gezielte 

Abwertung von sozialen Minderheiten verfestigen sich Feindbilder. 

Es besteht die Gefahr, dass von solchen Echokammern Impulse für 

rechtsextremistische Straftaten ausgehen, zumindest aber bilden sie 

eine Legitimationsbasis zur Rechtfertigung militanter Handlungs-

weisen.

Verschwörungstheoretisches Denken und die Abschottung vor ei-

nem demokratischen Diskurs sind auch kennzeichnend für die Szene 

der Reichsbürger und Selbstverwalter, die nur zu einem kleinen Teil 

dem Rechtsextremismus zugerechnet werden kann. Die Reichsbür-

ger sprechen der Bundesrepublik Deutschland die rechtliche Legi-

timation ab. Sie betrachten sich stattdessen als Bürger eines deut-

schen Reiches, das nach ihrer Auffassung weiter existiert, wobei der 

historische Bezugspunkt – hierin unterscheiden sich einzelne Strö-

mungen – variieren kann. Die Spannbreite reicht vom Wilhelmini-

schen Kaiserreich bis zum Deutschen Reich der Nationalsozialisten 

in den Grenzen des Jahres 1938. 

Reichsbürger erkennen das Handeln staatlicher Hoheitsträger nicht 

an und setzen sich gegen staatliche Eingriffe zum Teil gewalttätig 

zur Wehr. Aus der für die Reichsbürger charakteristischen Vorstel-

lung von einem ihnen zustehenden Selbstverteidigungsrecht erklärt 

sich eine ausgeprägte Waffenaffinität in Teilen der Szene. Über die 

fundamentale Ablehnung der Bundesrepublik Deutschland hinaus-

gehende ideologische oder politische Forderungen, etwa in Bezug 

auf den Aufbau einer alternativen Staats- und Gesellschaftsord-

nung, verfolgen die meisten Reichsbürger indes nicht einmal ansatz-

weise. Motivleitend für viele von ihnen dürfte vielmehr der Versuch 

sein, sich staatlichen Ordnungsmaßnahmen mit pseudorechtlichen 

Argumenten zu entziehen. Zugang zu entsprechenden Argumenta-
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tionshilfen und Formularen erhalten sie über einschlägige Internet-

präsenzen, ohne deren Wirken das starke Anwachsen der Reichsbür-

gerszene nicht möglich gewesen wäre. 

Hiervon zu unterscheiden sind die von Rechtsextremisten propagier-

ten Positionen zur Delegitimierung der Entstehung der Bundesre-

publik Deutschland, die das Grundgesetz als ein gegen den Volks-

willen gerichtetes Produkt alliierter Siegerwillkür betrachten und in 

Admiral Dönitz das legitime Staatsoberhaupt der Nachkriegszeit se-

hen. Solche in einen übergeordneten Begründungszusammenhang 

eingebettete revisionistische Positionen gehören zum ideologischen 

Kernbestand des Rechtsextremismus seit Bestehen der Bundesrepu-

blik Deutschland, sie sind aber nicht das vorherrschende Element 

der heutigen Reichsbürgerszene. Die Auseinandersetzung mit der 

Reichsbürgerszene und ihren Ursachen erfordert deshalb eine dif-

ferenzierte Betrachtung, die eine pauschale Zuordnung zum Rechts-

extremismus vermeidet. 

Wegen der Militanz der Reichsbürgerszene hat das Niedersächsische 

Ministerium für Inneres und Sport am 15.11.2016 einen Erlass her-

ausgegeben, der den Waffenbehörden in Niedersachsen gegenüber 

klarstellt, dass sogenannte Reichsbürger als waffenrechtlich unzu-

verlässig angesehen werden und daher waffenrechtliche Erlaubnisse 

nicht zu erteilen sind. 

2.4 Subkulturell geprägte Rechts-
extremisten / Rechtsextremis-
tische Musikszene

Gründung /  

Bestehen seit

1980er Jahre

Struktur /  

Repräsentanz

Heterogenität der organisatorisch nicht gefestigten subkultu-

rellen rechtsextremistischen Szene; eine Ausnahme bilden die 

Hammerskins mit einem festen hierarchischen Aufbau; viele 

Szeneangehörige im jugendlichen Alter
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Mitglieder /  

Anhänger /  

Unterstützer 

Bund: 9.200    Land: 600   

Veröffentlichungen Publikationen: CD-Veröffentlichungen, Fanzines; Web-Angebote: 

Online-Versände, Bekanntmachung von Konzertterminen über 

Foren, Veröffentlichungen von Videos

Kurzportrait / Ziele Der subkulturelle Bereich im Rechtsextremismus ist hauptsächlich 

von szenetypischer Musik und einem damit verbundenen – nicht 

selten gewaltorientierten – Lebensstil geprägt. Dabei zeigt die 

Entwicklung der letzten Jahre, dass die subkulturelle Szene zuneh-

mend an eigenständiger Bedeutung verloren hat. Sichtbar wird 

dieser Wandel vor allem in dem fast vollständigen Verschwinden 

von rechtsextremistischen Skinheads aus dem öffentlichen Stra-

ßenbild, welche in den 1980er und 1990er Jahren die gewaltbe-

reite rechtsextremistische Szene maßgeblich geprägt hatten.

Zu beobachten sind stattdessen informelle, eher strukturlose 

Gruppen oder Personenzusammenschlüsse, die kaum regelmäs-

sige Aktivitäten entfalten, die keinen festen Mitgliederstamm 

haben und die nur sporadisch auf sich aufmerksam machen. Die 

Grenzen zwischen den einzelnen Bereichen des Rechtsextremis-

mus sind daher zusehends fließend und verschwommen, so dass 

eine Unterscheidung nach trennscharfen Kriterien immer schwie-

riger wird. Rechtsextremistische Einstellungsmuster sind von 

größerer Bedeutung als die organisatorische Anbindung an eine 

bestimmte Gruppierung. In der von Männern dominierten Szene 

spielen Frauen eine untergeordnete Rolle, auch wenn diese nicht 

zu vernachlässigen ist und in ihrer Bedeutung für die subkulturelle 

Szene nicht unterschätzt werden darf.

Die fremdenfeindliche Grundeinstellung von subkulturell geprägten 

Rechtsextremisten kommt dabei unreflektiert, häufig spontan und 

gewaltsam zum Ausdruck. Sie wird ausgelebt und nicht ideologisch 

im Sinne eines politischen Ansatzes überhöht. Eine wichtige Rolle 

spielt hier die rechtsextremistische Musik mit ihrer aufputschenden 

Wirkung. Sie vermittelt Feindbilder, aber keinen politischen Ansatz.

Rechtsextremistische Musik ist zugleich ein wesentlicher Faktor 

für die Ausprägung eines Gemeinschaftsgefühls bei den Szene-

angehörigen.
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Rechtsextremistische Parteien nutzen rechtsextremistische Bands 

und Liedermacher, um ihre Veranstaltungen für ein jüngeres 

Publikum attraktiver zu gestalten. In Niedersachsen allerdings 

ist aufgrund der geringen Attraktivität und der politischen wie 

organisatorischen Schwäche der rechtsextremistischen Parteien 

eine derartige Feststellung nicht zu treffen. Allgemein hat die 

Musik jedoch den Zweck, rechtsextremistische Ideologie – auch 

an Außenstehende – zu vermitteln. Die Liedinhalte formulieren 

in plakativer, häufig hetzerischer Form die rassistische, fremden-

feindliche und antisemitische Einstellung der Szeneangehörigen.

Die Bandbreite rechtsextremistischer Musik erstreckt sich von 

Black Metal über Schlager bis zu Balladenmusik. Den größten 

Zuspruch erfährt unverändert die Stilrichtung Rock against Com-

munism (RAC).

Finanzierung Verkauf von rechtsextremistischen Tonträgern sowie Handel mit 

Devotionalien, darunter Kleidung, die mit rechtsextremistischen 

Aussagen bedruckt ist. Handel und Verkauf dienen teilweise 

gewöhnlicher Geschäftemacherei. Einnahmen aus Musikveran-

staltungen dienen mitunter der Finanzierung von Aktivitäten.

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Die Beobachtungswürdigkeit ergibt sich aus der fremdenfeindlichen 

Grundeinstellung und aus der Gewaltanwendung oder der Bereit-

schaft zur Gewalt, die für subkulturell geprägte Rechtsextremisten 

ein Ausdruck von Männlichkeit und Dominanz darstellt. Gewalt wird 

insbesondere unter Alkoholeinwirkung zuweilen hemmungslos, 

brutal und meistens spontan ausgelebt. Auch die Liedtexte rechts-

extremistischer Musik fördern gewaltorientierte Aktivitäten; sie 

transportieren Gewaltphantasien, Aufrufe zu Gewalt oder vermit-

teln Feindbilder. Von eingängigen oder aufputschenden Melodien 

getragen können die Liedtexte eine suggestive Wirkung entwickeln.

Hiermit richten sich subkulturell geprägte Rechtsextremisten ge-

gen die im Grundgesetz verbrieften Freiheits-, Gleichheits- und 

Menschenrechte (Art. 1 – 4 GG) sowie gegen den demokratischen 

Rechtsstaat (Art. 20 GG). Damit sind sie verfassungsfeindlich; ihre 

Beobachtung richtet sich nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG.
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Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Rechtsextremistische Musikszene

Rechtsextremistische Musik ist für die subkulturelle Szene von einem 

hohen werbestrategischen Stellenwert. Gleiches gilt für die neona-

zistische Szene und für rechtsextremistische Parteien wie NPD, Die 

Rechte und Der III. Weg. Musik hat insbesondere für den Einstieg 

in die rechtsextremistische Szene eine wichtige Funktion. Welches 

Selbstverständnis in diesem Bereich herrscht, zeigt die Reaktion auf 

einen kritischen Beitrag auf der Internetseite der Partei Der III. Weg. 

Dieser hatte sich mit dem Publikum bei einer der größten rechtsex-

tremistischen Musikveranstaltungen am 15.07.2017 in der thüringi-

schen Kleinstadt Themar mit rund 6.000 Teilnehmern auseinander-

gesetzt. In der Reaktion wird die rechtsextremistische Musikszene 

wie folgt beschrieben:

„Wir als nationalrevolutionäre Bewegung, die den Rechtsrock nicht als Szene oder Subkultur 

begreifen, sondern wie Ian Stuart Donaldson schon, als politische Waffe einordnen, müssen 

Nationalisten und auch Bands eine Alternative bieten, so daß es wieder heißen kann: ´Von 

der Bewegung für die Bewegung´.“

Die Anzahl der Zugriffe auf rechtsextremistische Musikvideos im In-

ternet weist darauf hin, dass die Verbreitung der Musik weit über 

das registrierte rechtsextremistische Personenpotenzial hinausreicht. 

Besonders angesprochen fühlen sich Jugendliche, die ihre soziale 

Situation in den Liedtexten widergespiegelt finden und die nach In-

tegration in eine Gruppe Gleichgesinnter streben. Die Konfrontation 

mit rechtsextremistischer Musik kann den Beginn einer Entwicklung 

markieren, in deren Verlauf sich Jugendliche zunehmend mit der 

rechtsextremistischen Szene identifizieren. Die Auseinandersetzung 

mit der rechtsextremistischen Musik ist deshalb seit mehreren Jah-

ren ein Schwerpunkt der präventiven Verfassungsschutzarbeit.14

Zentrales Thema der rechtsextremistischen Musikszene war die 

Asyl- und Einwanderungspolitik. Wie bereits im Vorjahr diente sie 

als Beleg für das angebliche Versagen der Staatsorgane und für 

14 Siehe Kapitel 6.
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das vermeintliche Scheitern des demokratischen Rechtstaates. Die 

rechtsextremistische Band „Valhöll“ (Herkunft unbekannt) greift 

in ihrem Lied „Muselmassen“ von dem 2016 veröffentlichten und 

im Mai 2017 durch die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende  

Medien (BPjM) indizierten Tonträger „Krieg“ die Thematik auf:

„Muselmanen-Massen fluten in das Land,

fremdartige Massen, Herkunft unbekannt.

Alle sind sie Syrer, doch der Pass schlich sich fort,

alles ging verloren, an den Schlepper-Clan vor Ort.“

In ihrem Lied „Alter Geist in jungen Herzen“ prangert die Band 

„Sturmrebellen“ (Nordrhein-Westfalen) in szenetypischer Argumen-

tationsweise den angeblich drohenden Untergang des deutschen 

Volkes an:

„Die Zukunft steht auf Messers Schneide, auf Messers Schneide,

erkennt ihr nicht das Ziel der Reise, das Ziel der Reise.

Man will uns einfach ausradieren, einfach ausradieren,

um etwas Neues zu kreieren, etwas Neues zu kreieren.

Der Feind wird nie zu uns gehören, darum will er das Volk zerstören,

nur wurzelloser Menschenbrei akzeptiert seine Tyrannei.“

Wie bei der Mehrzahl der aktuellen Veröffentlichungen wird im Re-

frain des Liedes gegen die Einwanderungspolitik der Bundesregie-

rung gehetzt:

„Ihr Plan ist, uns hier auszumerzen,

doch alter Geist in jungen Herzen

leistet erbittert Widerstand,

für unser Volk, für unser Land.“

Die Produzenten solcher Musik lassen Tonträger vor ihrem Erschei-

nen durch Rechtsanwälte auf mögliche Rechtsverstöße überprüfen, 

um Indizierungsmaßnahmen, strafrechtliche Verfahren und damit 

einhergehende Geschäftsverluste zu vermeiden. Strafrechtlich rele-

vante CDs – ihr Anteil beträgt weniger als zehn Prozent – werden bis 

auf wenige Ausnahmen im Ausland produziert.
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Nach wie vor erscheinen Tonträger, die nur szeneintern und nicht 

über offen zugängliche Szenevertriebe verkauft werden. Da eine 

Strafverfolgung hier fast nicht möglich ist, äußern die Bandmitglie-

der in den Texten offen ihr fremdenfeindliches, antisemitisches und 

rassistisches Gedankengut. Häufig wird offen zur Gewalt gegen die 

von der Szene als Feinde betrachteten Personen aufgerufen bzw. 

werden sie bedroht. Derartige Tonträger werden von der BPjM re-

gelmäßig geprüft und gegebenenfalls als jugendgefährdend und 

möglicherweise strafrechtlich relevant bewertet und indiziert. 

Immer häufiger werden neue Tonträger kurz nach ihrer Veröffent-

lichung in Download-Portalen oder in sozialen Netzwerken im In-

ternet hochgeladen und gratis zur Verfügung gestellt. Diese Ent-

wicklung bedeutet zwar einerseits die Möglichkeit, einen größeren 

Verbreitungsgrad rechtsextremistischer Musik über die Szene hinaus 

zu erreichen, andererseits führt das kostenfreie Herunterladen aus 

dem Internet zu finanziellen Einbußen der betroffenen Bands und 

Musiker, die wiederum befürchten, weniger CDs zu verkaufen und 

die Produktionskosten nicht mehr decken zu können. Die rechts-

extremistische Band „Act of Violence“ (Baden-Württemberg) äußert 

sich auf ihrer Facebook-Seite hierzu folgendermaßen:

„Nachdem unser neues Album mittlerweile zehnfach (!) öfters heruntergeladen als gekauft 

wurde, eine kleine Bitte an die Downloader: 

Euch gefällt unsere neue CD? Ihr hört die Musik gerne und wollt auch in Zukunft hochwertig 

produzierte Musik von uns hören? Dann unterstützt uns bitte mit dem Kauf der Scheibe! 

Nur durch euren Beitrag können wir es uns leisten, hochwertige Produkte mit sauberem 

Klang zu finanzieren.“

(Facebook-Seite der Band „Act of Violence“, 13.11.2017)

Die Anzahl rechtsextremistischer Musikgruppen hat sich bundesweit 

in den letzten Jahren mit rund 180 kaum verändert. Dabei handelt 

es sich nicht um einen permanent gleich bleibenden Kreis von Mu-

sikgruppen. Viele Bands bestehen nur für kurze Zeit. Mitunter finden 

sich Mitglieder rechtsextremistischer Bands unter neuem Namen 

einmalig für Musikprojekte zusammen.
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Bundesweit fanden wie im Vorjahr 68 Musikveranstaltungen statt. 

Der regionale Schwerpunkt rechtsextremistischer Konzerte lag in 

Sachsen und Thüringen.

Im Gegensatz zu den Vorjahren stagniert damit im Jahr 2017 die 

Zahl rechtsextremistischer Musikveranstaltungen. Im Vergleich ge-

genüber den 1990er und frühen 2000er Jahren ist dennoch ein 

deutlicher Rückgang zu verzeichnen. Diese Entwicklung begründet 

sich u. a. mit der Verunsicherung der rechtsextremistischen Szene 

durch zahlreiche Exekutivmaßnahmen der Sicherheitsbehörden.

 

Ursache für den derzeit festzustellenden leichten Anstieg ist die 

verstärkte Nutzung von Lokalitäten mit Szenebezug. Entweder ist 

in diesen Fällen der Vermieter einer solchen Lokalität selbst Szene-

angehöriger, oder er duldet Veranstaltungen mit rechtsextremisti-

schem Charakter, um eigene monetäre Interessen zu bedienen. Eine 

Verschleierung des wahren Veranstaltungscharakters und der Ab-

schluss von Miet- oder Pachtverträgen sind in diesen Fällen nicht 

erforderlich, was die Verhinderung der Veranstaltungen durch die 

staatlichen Behörden erschwert.

Die in Deutschland zumeist konspirativ organisierten rechtsextre-

mistischen Musikveranstaltungen werden durchschnittlich von 100 

bis 150 Personen besucht. Die Ankündigungen für diese Konzerte 

erreichen in der Regel nur Szeneangehörige, so dass eine Werbewir-

kung für Interessierte ohne Szenebezug nahezu ausgeschlossen ist.

Eine deutliche Veränderung zu den Vorjahren zeigt sich in der Durch-

führung rechtsextremistischer Großveranstaltungen mit Musikdar-

bietungen namhafter Szenebands als zentraler Bestandteil, die von 

Redebeiträgen einschlägiger Redner flankiert werden. Diese Veran-

staltungen sind als politische Kundgebungen angemeldet und las-

sen sich daher nur schwer verbieten. Wegen des erhöhten Organisa-

tionsaufwandes und des finanziellen Risikos sind die Organisatoren 

in diesen Fällen bereit, die Veranstaltung bei den Ordnungsbehör-

den anzumelden und die staatlichen Auflagen einzuhalten. Eine die-

ser politischen Kundgebungen fand unter dem Motto „Rock gegen 

Überfremdung II – Identität und Kultur bewahren“ am 15.07.2017 
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in Themar (Thüringen) statt und zog 6.000 

Personen aus dem gesamten Bundesgebiet 

und dem benachbarten Ausland an. Die 

Veranstaltung übertraf damit die bis dahin 

größte rechtsextremistische Konzertveran-

staltung auf europäischem Boden, an der 

im Vorjahr in der Schweiz 5.000 Personen 

teilgenommen hatten. Hauptverantwortlich 

für die hohe Teilnehmerzahl dürfte in beiden Fällen der Auftritt der 

Band „Stahlgewitter“ (Meppen) gewesen sein, welche in der Szene 

geradezu kultisch verehrt wird. Neben „Stahlgewitter“ traten noch 

sieben weitere populäre rechtsextremistische Bands auf, darunter 

„Sleipnir“ (Nordrhein-Westfalen) und „Die Lunikoff Verschwörung“ 

(Berlin). 

Rechtsextremistische Musik in Niedersachsen

Im Jahr 2017 waren vier niedersächsische Musikgruppen aktiv. Hinzu 

kommt der in Niedersachsen ansässige Liedermacher „Gassenraudi“.

„Stahlgewitter / Gigi & Die Braunen Stadtmusikanten“

Im Gegensatz zu den Vorjahren, in denen Daniel „Gigi“ Giese mit 

seiner Band „Stahlgewitter“ ausschließlich im benachbarten euro-

päischen Ausland auftrat, war die Band in diesem Jahr Hauptgruppe 

bei der o. g. Veranstaltung am 15.07.2017 in Themar (Thüringen). 

Wegen der Vielzahl indizierter Tonträger, die der Band „Stahlge-

witter“ zugerechnet werden, sind in früheren Jahren angekündigte 

Konzerte auf deutschem Boden unter Beteiligung der Band maßgeb-

lich für eine Verbotsbegründung für die Ge-

samtveranstaltung gewesen. Dieses führte 

letzten Endes zu einem Verzicht Gieses, 

mit „Stahlgewitter“ in Deutschland aufzu-

treten. Durch die Anmeldung der Veran-

staltung als politische Kundgebung sowie 

durch die im Vorfeld den Genehmigungs-

behörden vorgelegte Liederliste, die keine 

indizierten Stücke enthielt, konnte ein Auf-

tritt von „Stahlgewitter“ realisiert werden. 

Entsprechend groß war der Zulauf zu der 
Daniel Giese („Stahlgewitter“), ganz rechts

NMIS_005_RZ Bericht_2017-2018-10-17.indd   51 17.10.18   16:17



52

Rechtsextremismus

von 6.000 Personen besuchten Veranstaltung. Die Reaktionen der 

Veranstaltungsbesucher fielen überaus positiv aus. Hierin zeigt sich 

der hohe Stellenwert der Band, den diese auch über die Landesgren-

zen hinaus in der rechtsextremistischen Szene genießt.

Weitere Auftritte von Giese gab es bereits am 15.04.2017 bei einer 

politischen Kundgebung in Kloster Veßra (Thüringen) und im Rah-

men einer Jahresfeier einer rechtsextremistischen Gruppierung am 

18.11.2017 in Kirchheim (Thüringen). Beide Veranstaltungen fanden 

in Lokalitäten mit Szenebezug statt.

Im November 2017 veröffentlichte der Meppener Sänger Giese ei-

nen neuen Tonträger. Mit seinem Projekt „In Tyrannos“ brachte er 

den Tonträger „Schlimmer als die Pest“ heraus.15 Im Gegensatz zu 

der bekannten Methodik, sich in seinen Texten mit Themen zu be-

fassen, die insbesondere Ereignisse in Deutschland im rechtsextre-

mistischen Sinne (um)deuten, fokussiert sich Giese auf diesem Ton-

träger überwiegend auf die Darstellung diverser „Abwehrkämpfe“  

gegen Invasionsversuche in verschiedenen Epochen der europäi-

schen Geschichte. Beispielsweise geht es in dem Lied „Defendieret 

Wien“ um Prinz Eugen von Savoyen und den Angriff der Türken auf 

Wien im Jahre 1683. Giese formuliert darin eine Textpassage, die 

sich problemlos in die heutige rechtsextremistische Weltsicht über-

tragen ließe:

„Ein Schreckensruf hallt durch die Nacht:

Die Türken stehen vor Wien.

Konstantinopels Schicksal hat sich eingebrannt.

Wenn diese Mauern brechen, wird Europa überrannt.“

Ergänzt wird die Darstellung im Booklet zu der CD mit der Bild-

unterschrift 

„Er wusste, wie man mit dem Islam in Europa umzugehen hat.“

Zwei ältere Produktionen Gieses, die unter dem Namen eines weite-

ren Projektes „Gigi & die Braunen Stadtmusikanten“ veröffentlicht 

15 Bereits in den Vorjahren waren neue Tonträger seiner Bands „Stahlgewitter“ und „Gigi & 
Die Braunen Stadtmusikanten“ erschienen.
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wurden, sind in diesem Jahr durch die BPjM indiziert worden. Die im 

Vorjahr veröffentlichte CD „Willkommen liebe Mörder“ wurde am 

31.01.2017 und eine ältere Veröffentlichung aus dem Jahr 2014 mit 

dem Titel „Rattenfänger“ am 30.10.2017 in die Liste jugendgefähr-

dender Tonträger aufgenommen.

Die musikalischen Projekte von Daniel Giese finden seit vielen Jahren 

große Beachtung in der rechtsextremistischen Szene. Dies betrifft 

sowohl die durchaus versierten musikalischen Darbietungen als auch 

die rechtsextremistischen Texte, die sich zuweilen an der Grenze der 

Strafbarkeit bewegen. Die Band „Ungeliebte Jungs“ (Thüringen/

Bayern), die am 15.04.2017 ebenfalls in Kloster Veßra (Thüringen) 

aufgetreten war, veröffentlichte im Anschluss an die Veranstaltung 

eine Danksagung auf ihrer Facebook-Seite, die diese Einschätzung 

unterstreicht: 

„… Mit Stahlgewitter zu spielen war uns eine große Ehre …“

„Emssturm“

Das im Jahr 2016 entstandene Musikprojekt „Emssturm“ aus dem 

Emsland spielte am 30.09.2017 im Rahmen einer Feier in Veen-

dam (Niederlande). Weitere geplante Auftritte am 02.09.2017 und 

11.11.2017 wurden im Vorfeld durch die Sicherheitsbehörden ver-

hindert.

„Nordfront“

Die Band „Nordfront“ aus Hannover veröffentlichte im Juni 2017 

eine Neuauflage ihres im Jahr 2002 erschienenen Tonträgers „Ar-

gonnerwald“.

„Terroritorium“

Die Band „Terroritorium“ aus der Region Hannover, sollte bei einem 

Konzert mit weiteren Bands und Liedermachern am 21.01.2017 in 

Dannenbüttel (Landkreis Gifhorn) auftreten, welches durch die Si-

cherheitsbehörden verhindert werden konnte.
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Liedermacher „Gassenraudi“

Der aus dem Bereich Braunschweig stammende Liedermacher 

„Gassenraudi“ trat im Anschluss an eine Sonnenwendfeier am 

24.06.2017 in Eschede (Landkreis Celle) bei einem Balladenabend 

sowie am 11.11.2017 im Rahmen einer Solidaritätsveranstaltung 

in Schönhausen (Sachsen-Anhalt) auf. Der geplante Auftritt am 

21.01.2017 in Dannenbüttel (Landkreis Gifhorn) wurde im Vorfeld 

durch Sicherheitsbehörden verhindert. Des Weiteren veröffentlichte 

er den in Eigenregie erstellten Tonträger „Immota fides“, dessen vier 

Lieder sich inhaltlich mit seiner Heimatstadt Braunschweig befassen.

Rechtsextremistische Konzerte und Liederabende in Niedersachsen

Die Strategie zur Durchführung rechtsextremistischer Konzerte hat 

sich gegenüber den Vorjahren nicht geändert. Konzerte finden wie 

bisher vornehmlich in kleineren Orten statt. Raumanmietungen er-

folgen häufig unter dem Vorwand, eine von Musikdarbietungen 

umrahmte Geburtstagsfeier durchführen zu wollen. Einige Veran-

stalter sind als Reaktion auf Exekutivmaßnahmen der Polizei dazu 

übergegangen, mit Ausweichstätten zu planen. Im Eventualfall wer-

den Besucher dann per SMS oder Instant Messaging Diensten über 

einen Zwischentreffpunkt zur Ausweichstätte umdirigiert. Mit solch 

umfangreichen Vorplanungen versuchen die Veranstalter, ihr Ge-

schäftsrisiko zu reduzieren.

In Niedersachen fand im Jahr 2017 lediglich ein Konzert statt (2016: 2).  

Am 18.11.2017 wurde in Hude (Landkreis Oldenburg) ein Skinhead-

konzert mit rund 50 Teilnehmenden durchgeführt. Es spielten die 

Bands „Smart Violence“ (Nordrhein-Westfalen), „Kriegsberichter“ 

(Sachsen-Anhalt) und „MPU“ (Bayern). Die Veranstaltung war von 

den Sicherheitsbehörden im Vorfeld aufgeklärt worden, jedoch hielt 

der Vermieter des Objektes an dem Vertrag zur Durchführung einer 

Geburtstagsfeier fest. Eine Möglichkeit zur Unterbindung der Ver-

anstaltung war dadurch nicht gegeben. Das Publikum setzte sich 

aus den regionalen Szeneangehörigen zusammen. Obwohl für das 

Konzert innerhalb der rechtsextremistischen Szene überregional ge-

worben wurde, fiel die Teilnehmerzahl gering aus.
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Zwei geplante rechtsextremistische Musikveranstaltungen für 

den 21.01.2017 in Dannenbüttel (Landkreis Gifhorn) und für den 

23.09.2017 in Katlenburg-Lindau (Landkreis Northeim) wurden von 

den Sicherheitsbehörden verhindert.

Die Anzahl der Lieder- und Balladenabende ist im Vergleich zum 

Vorjahr von drei auf acht Veranstaltungen gestiegen. Veranstaltun-

gen dieser Art bedürfen eines geringeren organisatorischen Auf-

wandes als Skinheadkonzerte, erreichen jedoch nur einen kleinen 

Personenkreis. Sie werden deshalb häufig ohne öffentliche Wahr-

nehmung durchgeführt. Lieder- und Balladenabende unterschei-

den sich sowohl in ihrem musikalischen Charakter als auch in ihrer 

Funktion deutlich von Skinheadkonzerten. Die Sänger verzichten auf 

eine Verstärkeranlage und begleiten sich lediglich auf einer akusti-

schen Gitarre. Bedeutsamer als die Musik ist der ideologische Ge-

halt der vorgetragenen Texte. Stattgefunden haben Liederabende 

am 04.02.2017 und 09.04.2017 in Bad Harzburg (Landkreis Goslar), 

am 18.02.2017 und 23.09.2017 in Fürstenau (Landkreis Osnabrück), 

am 24.05.2017 in Salzbergen (Landkreis Emsland), am 24.06.2017 

in Eschede (Landkreis Celle), am 07.10.2017 im Raum Friesland und 

am 11.11.2017 im Raum Ostfriesland.

Rechtsextremistische Vertriebe

Die Nachfrage der rechtsextremistischen Szene nach Tonträgern, 

Druckerzeugnissen und Bekleidung sowie weiteren szenetypischen 

Artikeln wird durch rechtsextremistische Vertriebe bedient, die ins-

besondere über das Internet ein permanent aktualisiertes Angebot 

bereithalten. Die unverändert hohe Anzahl an Vertrieben zeigt, dass 

sich der subkulturelle Bereich als fester Bestandteil des Rechtsext-

remismus etabliert hat. Wichtige deutsche Vertriebe sind Front Re-

cords, PC Records und OPOS Records (alle Sachsen) sowie Rebel Re-

cords (Brandenburg). Die Betreiber sind oftmals zugleich Mitglieder 

rechtsextremistischer Bands oder treten als Veranstalter rechtsext-

remistischer Konzerte in Erscheinung, bei denen sie ihr Warenange-

bot offerieren. Strafrechtlich relevante oder indizierte Produktionen 

befinden sich im Angebot ausländischer Vertriebe, die die Nachfra-

ge in Deutschland über das Internet bedienen. Zu nennen sind ISD 

Records und NSM 88. Das Angebot umfasst beispielsweise Tonträ-
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ger der Bands „Landser“ (Berlin) und „Race War“ (Baden-Württem-

berg), deren Mitglieder in Deutschland wegen Bildung einer krimi-

nellen Vereinigung am 22.12.2003 bzw. am 22.11.2006 verurteilt 

worden sind.

Niedersächsische Vertriebe

In Niedersachsen sind sechs Vertriebe ansässig: Adler-Versand/Antis-

hop2013 (Diekholzen), Der Versand (Bovenden), Hatecore Lüneburg 

(Lüneburg), MaxH8 (Cremlingen) und Wewelsburg Records (Leer). 

Alle genannten Vertriebe spielen in der Szene eine eher untergeord-

nete Rolle, weil sie Produktionen weniger namhafter Musikbands 

vertreiben und damit auch einen geringeren Umsatz verzeichnen. 

Eine Ausnahme bildet der Versand Das Zeughaus (Lingen/Ems). Ne-

ben den veröffentlichten Tonträgern der Musikprojekte von Daniel 

Giese („Stahlgewitter“ und „In Tyrannos“) werden Devotionalien 

der Bands angeboten, die ausschließlich in diesem Onlineversand 

erhältlich sind. Nachdem der Versand bei dem Skinheadkonzert am 

15.10.2016 in der Schweiz mit einem großen Verkaufsstand vertre-

ten war, präsentierte Das Zeughaus auch bei der o. g. Großveran-

staltung am 15.07.2017 in Themar (Thüringen) seine Produkte und 

dürfte dadurch seinen Bekanntheitsgrad innerhalb der rechtsextre-

mistischen Szene gesteigert haben. Auch der sich stetig ausweiten-

de Anteil von Tonträgern, die durch Das Zeughaus produziert wer-

den, unterstreicht die erhöhte Reputation.
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Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die subkulturelle Szene verlangt kein stringentes politisches En-

gagement, sondern stellt in erster Linie ein Angebot zur Freizeit-

gestaltung dar. Zu diesem Bereich des Rechtsextremismus liegt die 

Zugangsschwelle für jüngere Personen mit einer fremdenfeindli-

chen Grundeinstellung am niedrigsten. Rechtsextremistische Musik 

ist dabei nach wie vor ein wichtiges Medium für die Rekrutierung 

neuer Anhänger sowie für die Radikalisierung innerhalb der rechts-

extremistischen Szene. Mit den Liedtexten werden zumeist rassisti-

sche, antisemitische und antidemokratische Ideologien proklamiert. 

Rechtsextremistische Musikveranstaltungen fördern das Gemein-

schaftsgefühl von Szeneangehörigen insbesondere gegenüber der 

als feindlich empfundenen Umwelt. In der Vergangenheit wurde in 

den Liedtexten vorrangig die NS-Zeit glorifi ziert. Heute ist bei neuen 

Produktionen oftmals ein Bezug zur aktuellen gesellschaftlichen und 

politischen Entwicklung festzustellen.

� Wewelsburg Records 
( Leer)

Hatecore  Lüneburg 
( Lüneburg)

Emssturm
(Emsland)

� Das Zeughaus 
( Lingen)

Gigi / Stahlgewitter 
( Meppen)

MaxH8 
( Cremlingen)

Adler-Versand / 
Antishop 2013
( Diekholzen)

Der Versand 
(Bovenden)

Gassenraudi 
( Braunschweig)

Nordfront und
Terroritorium 
( Hannover)

� Vertriebe

� Skinheadbands, 
Liedermacher

(  ) Stadt
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Die bundesweite Anzahl der Skinheadkonzerte stagniert seit mehre-

ren Jahren auf niedrigem Niveau. Die durchschnittliche Besucherzahl 

bei solchen Konzerten bewegt sich im unteren dreistelligen Bereich. 

Eine Ausnahme hiervon stellen die mehrmals durchgeführten Groß-

veranstaltungen dar, die – als politische Kundgebung angemeldet 

– Zuschauerzahlen von bis zu 6.000 Personen mobilisieren konnten. 

Behördliche Auflagen werden von den Anmeldern berücksichtigt 

und somit eine Verhinderung derartiger Veranstaltungen erschwert. 

Auch für das Jahr 2018 sind mehrere solcher politischer Kundgebun-

gen zu erwarten, die als Deckmantel rechtsextremistischer Konzerte 

dienen.

Die Anzahl der Lieder- und Balladenabende steigt dagegen weiter-

hin an, zumal sich diese einfacher planen lassen. Sie finden in klei-

nen Räumlichkeiten statt und der Teilnehmerkreis besteht zumeist 

aus Angehörigen der regionalen Szene. Dadurch entfalten Balladen-

abende kaum Werbewirkung, führen selten zur Rekrutierung neuer 

Szenemitglieder und dienen primär dem Zusammenhalt der Szene.

Die rechtsextremistische Musikszene in Niedersachsen ist weitge-

hend inaktiv. Die Anzahl der aktiven Bands hat sich nicht verändert. 

Niedersächsische Versände haben bundesweit keinen großen Stel-

lenwert. Eine Ausnahme ist der Versand Das Zeughaus in Lingen/

Ems.

Um den gestiegenen Ansprüchen der Hörerschaft zu genügen, sind 

kostspielige Produktionen in professionellen Tonstudios sowie auf-

wändig gestaltete Booklets erforderlich. Video- und Download-Por-

tale lassen hingegen die Verkaufszahlen von Tonträgern und damit 

die Einnahmen der Bands zurückgehen.
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2.5 Neonazistische Szene

Sitz / Verbreitung Niedersachsenweit; Schwerpunkte in den Regionen Buchholz / 

Tostedt, Hannover / Hildesheim, Oldenburg / Wilhelmshaven,  

Ostfriesland / Emsland, Südniedersachsen / Harz

Gründung /  

Bestehen seit

1970er Jahre

Struktur /  

Repräsentanz

Örtlich und regional unterschiedlich ausgeprägte Strukturen 

in Form von Aktionsgruppen, informellen Netzwerken, Kame-

radschaften oder Kreisverbänden der Partei Die Rechte; hinzu 

kommen überwiegend virtuelle Präsenzen

Mitglieder /  

Anhänger /  

Unterstützer

Bund: 6.000    Land: 280   

Veröffentlichungen Web-Angebote: Internetseiten, Blogs, Profile in sozialen Netz-

werken und Kurznachrichtendiensten; Broschüren, Aufkleber, 

Flugblätter

Kurzportrait / Ziele Kennzeichnend für die neonazistische Szene in Niedersachsen 

ist die Verzahnung mit subkulturell geprägten Rechtsextremisten 

sowie mit der in Parteien organisierten rechtsextremistischen 

Szene. Der allgemeinen Entwicklung folgend, die durch ein 

Abrücken von starren Organisationsstrukturen gekennzeichnet 

ist, sind Neonazis in den verschiedenen Landesteilen Niedersach-

sens zumeist in überregionale rechtsextremistische Netzwerke 

eingebunden.

Die Bandbreite der Aktivitäten reicht von der Durchführung öf-

fentlichkeitswirksamer Propaganda-, Gedenk- oder Störaktionen 

über die Veranstaltung von Balladenabenden und Zeitzeugenvor-

trägen bis zur Teilnahme an Demonstrationen oder szeneinternen 

Großveranstaltungen im gesamten Bundesgebiet.

Im Mittelpunkt der Agitation steht die Thematisierung einer dro-

henden und vermeintlich zum „Volkstod“ führenden „Überfrem-

dung“, die durch die anhaltende Flüchtlingssituation nochmals 

verstärkt worden sei.
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Finanzierung Beiträge der Anhänger, teilweise Vermarktung und Verkauf 

rechtsextremistischer Devotionalien wie T-Shirts o. Ä.

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

In ideologischer Hinsicht eint die neonazistische Szene das unter-

schiedlich ausgeprägte Bekenntnis zum historischen Nationalsozia-

lismus. Ziel ist die Überwindung des bestehenden demokratischen 

Systems. An dessen Stelle soll ein am Führerprinzip ausgerichteter 

Staatsaufbau treten, dessen Grundlage eine rassistisch verstande-

ne Volksgemeinschaft bildet. Hiermit richtet sich die neonazistische 

Szene gegen die im Grundgesetz verbrieften Freiheits-, Gleichheits- 

und Menschenrechte (Art. 1 – 4 GG) und ist damit verfassungsfeind-

lich (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG).

Die neonazistische Szene sieht sich als eine politisch-soziale Bewe-

gung, die auf stetigen Aktivismus setzt und nicht auf parlamenta-

rische Erfolge. Bestimmend für diese langfristig angelegte Strategie 

ist eine national-revolutionäre antiparlamentarische Ausrichtung.

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Die neonazistische Szene in Niedersachsen ist weiterhin geprägt von 

einer Heterogenität, die gleichermaßen personell und strukturell 

wie auch aktionistisch zum Ausdruck kommt. Einerseits bestehen 

Gruppierungen, die durchaus um politische Wahrnehmung mittels 

öffentlichkeitswirksamer Aktionen wie Flugblattverteilungen, Kund-

gebungen oder Demonstrationsteilnahmen bemüht sind, während 

sich ihre Anhängerzahlen im niedrigen einstelligen Bereich bewe-

gen. Anderseits existieren auch Szenen, die zwar über teilweise 

deutlich höhere Anhängerzahlen verfügen, deren Aktivitäten jedoch 

nahezu ausschließlich Binnenwirkung entfalten.

Zur Verbesserung personeller und organisatorischer Möglichkeiten die-

nen überregionale Netzwerke. Allerdings ist deren Bedeutung recht 

gering. Denn das dahinterstehende reale Personenpotenzial fällt im 

Vergleich zur Größe des jeweiligen Einzugsbereichs oftmals deutlich ab.

Personelle und strukturelle Zwänge sind die Ursache für Kooperati-

onen mit der NPD und deren Jugendorganisation Junge Nationalde-
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mokraten (JN), ebenso wie mit den rechtsextremistischen Parteien 

Die Rechte und Der III. Weg. Darüber hinaus sind die Übergänge zur 

subkulturell geprägten rechtsextremistischen Szene sowie zur islam-

feindlichen Hooliganszene teilweise fließend.

Nordwestliches Niedersachsen

Neonaziszene Ostfriesland (Leuchtfeuer Ostfriesland)

In regelmäßigen Abständen veröffentlicht die Gruppierung Leucht-

feuer Ostfriesland in sozialen Medien diverse Beiträge, in denen 

sich antidemokratische, völkische und ideengeschichtliche Elemente 

wiederfinden. Neben Personen und Ereignissen mit Bezug zum his-

torischen Nationalsozialismus werden darin auch die NS-Ideologie 

und das 25-Punkte-Programm der NSDAP glorifiziert, Kapitalismus, 

Globalisierung oder die „Ehe für alle“ abgelehnt. 

„Das Wesen und die Vergangenheit des deutschen Volkes wurden zum diabolischen Prozess 

erklärt, welcher ohnegleichen in der Welt sei. Werte wie Treue, Tapferkeit, Ordnungssinn, 

Pünktlichkeit … sie alle hatten ins Verderben geführt. Nur eine massive Demokratisierung 

und nihilistische Entvolkung, welche unter der Kampfparole ‚Entnazifizierung‘ vorangetrie-

ben wurde, konnte den verbrecherischen Geist der Deutschen besiegen. Doch was bleibt, 

wenn jeglicher Wert zum Unwert, jegliche Sitte zur Unsitte erklärt wird? Nur ein blinder, 

geschichtsloser und vereinzelter Mensch – Biomasse, die zwar Freiheit sagt, doch Liberalis-

mus meint. … Doch wenn wir aufhören, die seelisch-moralischen Tabus des demokratischen 

Neusprechs zu erhalten, dann werden auch die rechtlichen Dogmen dieser humanistischen 

Völkermordindustrie fallen.“

(Facebook-Seite von Leuchtfeuer Ostfriesland, 08.05.2017)

Darüber hinaus beteiligen sich die Szeneangehörigen 

an rechtsextremistischen Demonstrationen, Konzerten, 

szeneinternen Feiern und Liederabenden. 
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Freies Oldenburg

Die Aktivitäten der Gruppierung Freies Oldenburg haben ihren 

Schwerpunkt in der Agitation gegen die Asyl- und Flüchtlingspoli-

tik. Verbreitungswege sind vor allem soziale Netzwerke im Internet, 

aber auch Plakataktionen und Flugblattverteilungen. In zahlreichen 

Internetbeiträgen werden Asylbewerber und Flüchtlinge wie auch 

Migranten zumeist in fremdenfeindlicher und rassistischer Diktion 

für einen vermeintlich feststellbaren Anstieg der Kriminalität verant-

wortlich gemacht.

Neben einer engen Kooperation mit örtlichen und regionalen 

NPD-Strukturen werden aber auch die Aktivitäten der Identitären 

Bewegung16 wie auch von Rechtspopulisten überwiegend positiv 

kommentiert. In dem für Anhänger der neonazistischen Szene eher 

untypischen Aufruf zur Bundestagswahl findet sich folgende Passage:

„… Zum ersten Mal seit Jahrzehnten bestehen beste Chancen auf den Einzug einer radi-

kalen, nationalen Oppositionspartei in den Bundestag. … natürlich sind wir auch nicht mit 

allem einverstanden was die AFD sagt, aber Wahlboykott oder die Wahl einer bedeutungs-

losen Splitterpartei stärkt nur die Herrschenden!“ 

(Facebook-Seite von Freies Oldenburg, 11.09.2017)

Neonaziszene Emsland und Osnabrück

Die politische Aktivitäten der Neonaziszene in den Regionen 

Emsland und Osnabrück waren seit der faktischen Auflösung des 

Kreisverbandes Emsland der Partei Die Rechte im Jahr 2015 nahe-

zu zum Erliegen gekommen. Die Szeneangehörigen traten in den 

vergangenen Jahren überwiegend als Teilnehmer überregionaler 

Musikveranstaltungen in Erscheinung. Mittlerweile ist jedoch wie-

der von bestehenden Strukturen auszugehen. Hierfür sprechen 

neuerliche Aktivitäten der Szene im Landkreis Osnabrück. So fand 

im September ein Vortragsabend mit dem ehemaligen Pfleger des 

Hitler-Stellvertreters Rudolf Heß statt, an dem etwa 60 Personen 

teilnahmen. Weitere Vortragsveranstaltungen, u. a. mit der mehr-

fach verurteilten Holocaustleugnerin Ursula Haverbeck-Wetzel, sind 

in Planung. Solche Veranstaltungen werden in der Regel von Auftrit-

ten namhafter rechtsextremistischer Liedermacher begleitet.

16 Siehe Kapitel 2.6.
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Abgesehen von diesen Aktivitäten zählen ehemalige Angehörige 

der neonazistischen Szene aus Osnabrück und dem Emsland zu den 

Gründungsmitgliedern des Vereins Volkshilfe e. V., der sich seit dem 

Jahr 2014 mit Spendenaktionen und sonstigen Unterstützungsleis-

tungen und Hilfsangeboten ausschließlich an Deutsche im völki-

schen Sinne richtet. Einen Großteil seiner Aktivitäten entfaltet der 

Verein jedoch im benachbarten Nordrhein-Westfalen.

Nordöstliches Niedersachsen

Sektion Nordland / Widerstand Ostheide

In der Gruppierung Sektion Nordland haben sich Rechtsextremis-

ten aus Hamburg und dem niedersächsischen Umland zusammen-

geschlossen, die zum Teil bereits seit Jahren der neonazistischen 

Szene angehören. Entstanden ist die Gruppierung im Jahr 2016 u. a. 

aus Strukturen der rechtsextremistischen Hooliganszene um das 

Netzwerk Gemeinsam Stark Deutschland (GSD). Zu ihren Aktivitäten 

zählen die öffentlichkeitswirksame Teilnahme an Demonstrationen 

sowie der Besuch rechtsextremistischer Konzertveranstaltungen, 

wie z. B. am 15.07.2017 in Themar (Thüringen). Hinzu kommen Pro-

testaktionen gegen den Hamburger G20-Gipfel im Juli ebenso wie 

Flugblattverteilungen und „Heldengedenken“ zum Volkstrauertag 

im November.

Sektion Nordland unterhält daneben Verbindungen zu Gruppierun-

gen und einzelnen Szeneangehörigen in Schleswig-Holstein und 

Mecklenburg-Vorpommern. Darüber hinaus lassen sich personelle 

Überschneidungen und teilweise gemeinsame Aktivitäten mit der 

Gruppierung Widerstand Ostheide aus dem Bereich Lüneburg fest-

stellen, die im Internet offensiv um Mitglieder und Unterstützer wirbt:

„Wir sind eine jung organisierte, politische Gruppe, die den Kampf gegen das politisch 

menschenunwürdige System aufnimmt. Wir agieren im Großraum Lüneburg, Kreis Ostheide 

und darüber hinaus. Wer politisch unserer Überzeugung ist und nicht nur zuschauen will, 

wie unser deutsches Vaterland zugrunde geht, und aktiv etwas tun will, ist bei uns herzlich 

willkommen. Wir sind Aktivisten und wollen etwas bewirken.“

(Facebook-Gruppe Widerstand Ostheide, 27.01.2017)

Aktion gegen G20-Gipfel 
über der Autobahn A7
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Neonaziszene Tostedt

Die Neonaziszene Tostedt verfügt weiterhin über ein im Landesver-

gleich relativ großes und stabiles Personenpotenzial in den Land-

kreisen Buchholz, Rotenburg/Wümme und Heidekreis. Im Gegen-

satz zur szeneinternen Bedeutung der Gruppierung stand lange Zeit 

der weitgehende Verzicht auf öffentlichkeitswirksame Aktivitäten. 

Die regionale Szene konzentriert sich nach wie vor überwiegend auf 

identitätsstiftende und den Zusammenhalt fördernde Veranstaltun-

gen ohne Außenwirkung, zu denen neben Zeitzeugenvorträgen und 

Konzerten auch Vortrags- und Balladenabende zählen. An einem 

von der regionalen Szene im Juni veranstalteten Sommerfest, in 

dessen Rahmen auch Liedermacher der rechtsextremistischen Szene 

auftraten, beteiligten sich etwa 50 Szeneangehörige aus mehreren 

Bundesländern.

Landeshauptstadt und Region Hannover

Neonaziszene Hannover

Seit dem Verbot der Gruppierung Besseres Hannover im September 

2012 ist es regionalen Szeneangehörigen bis heute nicht gelungen, 

vergleichbare Strukturen in der Landeshauptstadt oder in der Regi-

on Hannover wieder aufzubauen. Ansätze für einen strukturellen 

Personenzusammenschluss weist allenfalls noch die Aktionsgruppe 

Hannover auf. Diese Kleinstgruppierung ist auf rechtsextremisti-

schen Demonstrationen ebenso präsent wie in diversen sozialen 

Netzwerken.

Die Aktivitäten erfolgen dabei zumeist gemeinsam mit Angehöri-

gen der aus der rechtsextremistischen Hooliganszene stammenden 

Gruppierung Gemeinsam Stark Hannover sowie mit Szeneangehö-

NMIS_005_RZ Bericht_2017-2018-10-17.indd   64 17.10.18   16:17



65

Rechtsextremismus

rigen aus den Bereichen Hildesheim, Nienburg und Salzgitter. Zu 

den Aktivitäten zählen unregelmäßige Teilnahmen an den montäg-

lichen Kundgebungen des örtlichen Pegida-Ablegers Bürgerprotest 

Hannover oder ein gemeinsames „Heldengedenken“ im Landkreis 

Wolfenbüttel aus Anlass des Volkstrauertages.

Die überwiegend virtuell aktive Kleinstgruppe Nationaler Wider-

stand Hannover veröffentlicht hauptsächlich negative Berichte über 

Flüchtlinge, deren Unterbringung und über vermeintliche Gewaltta-

ten von Asylbewerbern.

Östliches Niedersachsen

Seit dem Zerfall der Gruppierung Aktionsbündnis 38 im Jahr 2014 

werden die rechtsextremistischen Aktivitäten im östlichen Nieder-

sachsen weitgehend von den Jungen Nationaldemokraten (JN) im 

Bereich Braunschweig geprägt. Die örtlichen Vertreter der NPD-Ju-

gendorganisation sind eng mit der niedersächsischen Neonaziszene 

vernetzt. Beispiele sind zahlreiche gemeinsame Veranstaltungen, 

die Unterstützung durch Angehörige der Neonaziszene bei Infoti-

schen oder Kundgebungen der JN und die Sonnenwendfeier im Juni 

in Eschede (Landkreis Celle) mit rund 120 Teilnehmenden oder ein 

„Heldengedenken“ von etwa 40 Rechtsextremisten im November 

im Landkreis Gifhorn. Gleiches gilt für die Teilnahme von Neonazis 

an überregionalen Stammtischen der JN sowie an deren Vortrags- 

und Infoveranstaltungen, aber auch an einem von der NPD-Partei-

jugend organisierten Selbstverteidigungs- bzw. Kampfsportseminar 

im November.17

Kollektiv Nordharz

Unter der Bezeichnung Kollektiv Nordharz wurde zu Beginn des Jah-

res 2017 die neonazistische Szene im Harz neu strukturiert. Ange-

hörige der Gruppierung waren bereits zuvor durch regelmäßige De-

monstrationsteilnahmen in Erscheinung getreten, bei denen sie sich 

im Stil der Autonomen Nationalisten an der Bildung sogenannter 

Schwarzer Blöcke beteiligten. Diese Aktionen sowie die antikapitalis-

tischen und globalisierungsfeindlichen Parolen auf dem mitgeführten 

Transparent führten zwischenzeitlich zu einer Orientierung am bun-

17 Siehe Kapitel 2.7, „Aktivitäten der NPD in Niedersachsen“.
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desweiten Netzwerk Antikapitalistisches Kollektiv (AKK). Nach einer 

Demonstration zum 1. Mai in Halle (Sachsen-Anhalt) war diese Orien-

tierung zunehmend einer völkischen Ausrichtung gewichen.

Durch die regelmäßige Präsenz bei rechtsextremistischen Demons-

trationen, Festivals und Konzerten wie auch bei sonstigen szenein-

ternen Veranstaltungen im Bundesgebiet steigerte das Kollektiv 

Nordharz seinen Bekanntheitsgrad. Die Organisation von zwei Lie-

derabenden im Februar und April in einem der Gruppe zur Verfü-

gung stehenden Objekt in Bad Harzburg trug ebenfalls zu dieser 

Entwicklung bei. Die Gruppierung entwickelte sich so zu einem 

Schwerpunkt der neonazistischen Szene in Niedersachsen.

Seit Juni 2017 konzentrieren sich ihre Aktivitäten auf die Vorbe-

reitung und Mobilisierung für den nächsten „Tag der deutschen 

Zukunft“ (TddZ) am 02.06.2018 in Goslar. Im Rahmen der Ab-

schlussdemonstration des TddZ in Karlsruhe war die Gruppierung 

als kommender Veranstalter präsentiert worden. Im August fand 

infolge dessen eine Auftaktkundgebung mit 44 Rechtsextremisten 

in Goslar statt. Zu Werbezwecken für den 10. TddZ sind Angehöri-

ge des Kollektiv Nordharz regelmäßig mit entsprechenden Transpa-

renten oder Infoständen bei Demonstrationen, Liederabenden oder 

szenerelevanten Großveranstaltungen in weiten Teilen der Bundes-

republik vertreten.

Im Januar 2018 verkündete die Gruppierung Kollektiv Nordharz ihre 

Auflösung, um gleichzeitig den neuen Kreisverband Süd-Ost Nieder-

sachsen der Partei Die Rechte zu gründen. Unabhängig von diesem 

Schritt werden die Vorbereitungen und Mobilisierungsaktivitäten 

für den TddZ weiter verfolgt.
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Nationaler Widerstand Niedersachsen/Ost (NWNO)

Die seit dem Jahr 2016 im Raum Salzgitter bestehende Gruppierung 

tritt gelegentlich öffentlich in Erscheinung. Ein Nachweis ihrer Akti-

vitäten ist die Teilnahme an einer Demonstration zum Gedenken an 

die „Rheinwiesenlager“ in Remagen (Rheinland-Pfalz) im November. 

Einzelne Angehörige der Gruppierung engagierten sich darüber hin-

aus im Bundestagswahlkampf der Partei Alternative für Deutschland 

(AfD).

Helden sterben nie

Ideologisch weitaus gefestigter sind die u. a. aus dem östlichen Nie-

dersachsen stammenden Initiatoren der Gruppierung Helden ster-

ben nie. Diese sind durch ihre teilweise langjährige Zugehörigkeit 

zur neonazistischen Szene eng mit anderen Szeneangehörigen aus 

dem Bundesgebiet vernetzt. Auf einem von ihnen verteilten Flug-

blatt (Flyer) heißt es:

„Wir haben es uns zur Aufgabe gesetzt, so viele Veteranen/Zeitzeugen wie möglich zu uns 

zu holen und ihre Erlebnisse und Erinnerungen erzählen zu lassen. Diese dürfen einfach 

nicht verloren gehen und im Sand der Zeit versiegen. Die wenigen, die die Wahrheit noch 

kennen und vor allem miterlebt haben, müssen unbedingt zu Wort kommen und so viele 

Menschen wie möglich erreichen. Wir sind bemüht, alle Vorträge aufzuzeichnen, damit 

auch die Nachwelt noch die Möglichkeit hat diese wichtigen und wertvollen Vorträge zu 

sehen.“ 

Die regelmäßig organisierten Zeitzeugenvorträge mit zum Teil über 

100 Zuhörern glorifizieren einerseits das deutsche Soldatentum, re-

lativieren anderseits die Verbrechen der Wehrmacht sowie den Na-

tionalsozialismus und dienen letztlich der ideologischen Untermau-

erung und der Förderung des Zusammenhalts der neonazistischen 

Szene.
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Südliches Niedersachsen

Neonaziszene Südniedersachsen / Freundeskreis Thügida bzw. 

Volksbewegung Niedersachsen

Im Jahr 2017 setzte die Gruppierung Freundeskreis Thügida ihre Ak-

tivitäten im südöstlichen Niedersachsen fort, insbesondere während 

der ersten Jahreshälfte im Bereich Göttingen. Ausdruck dieser Ak-

tivitäten waren zahlreiche Kundgebungen, Mahnwachen und Flug-

blattverteilungen sowie deren dauerhafte mediale Dokumentation 

in den sozialen Netzwerken, die nicht zuletzt der Vorbereitung einer 

eigenen Demonstration unter dem Motto „Gemeinsam für Deutsch-

land“ dienten. Die gerichtliche Begrenzung dieser Versammlung auf 

eine Standkundgebung, welche ursprünglich für die Stadt Göttin-

gen angemeldet worden war, führte dann am 01.04.2017 zu Spon-

tanaufmärschen in Northeim und Friedland (Landkreis Göttingen). 

Rechtsextremisten aus verschiedenen Regionen Niedersachsens und 

aus anderen Bundesländern waren angereist, auch wenn die Teilneh-

merzahl mit insgesamt rund 100 deutlich hinter den selbstgesteckten 

Erwartungen blieb. Schließlich war die im Vorfeld vom Freundeskreis 

Thügida propagierte Vorstellung einer organisationsübergreifenden 

(Volks-)Bewegung, die neben rechtsextremistischen Parteien auch die 

AfD miteinschließen sollte, auf ein geteiltes Echo gestoßen. Bundes-

weit einflussreiche Neonazis distanzierten sich von dieser Idee.

In der Folgezeit war eine zahlenmäßige Marginalisierung des Per-

sonenpotenzials zu beobachten, mit der zugleich Aktivitäten des 

Freundeskreises ausblieben. Ein Grund hierfür waren mehrere Er-

mittlungsverfahren, darunter der Vorwurf der Bildung einer be-

waffneten Gruppe gemäß § 127 StGB gegen sechs Angehörige des 

Freundeskreises, sowie der damit einhergehende Verfolgungsdruck. 

Auch die im Mai erfolgte Umbenennung in Volksbewegung Nieder-

sachsen, die eine wachsende Bedeutung suggerieren sollte, änderte 

nichts an der Situation.

Ungeachtet der im Zerfall befindlichen Strukturen dieser sogenann-

ten Volksbewegung Niedersachsen bestehen die gewachsenen Ver-

bindungen im Dreiländereck Hessen, Niedersachsen und Thüringen 

fort. Zentrale Anlaufstelle für Rechtsextremisten aus dieser Regi-

on ist weiterhin das Anwesen des Neonazis und NPD-Funktionärs 

Thorsten Heise im thüringischen Eichsfeld. Wie weit die Kontakte 
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gehen, zeigt die Verwendung eines Transparents bei Demonstrati-

onen, das noch aus Zeiten der von Heise gegründeten Kamerad-

schaft Northeim stammt, welches aber nach wie vor von Neonazis 

aus Südniedersachsen und den angrenzenden Bundesländern mit-

geführt wird, so auch im August beim zentralen Heß-Gedenkmarsch 

in Berlin bzw. in Falkensee (Brandenburg). 

Aktionsgruppe Nienburg 

Die Aktionsgruppe Nienburg macht seit einigen Jahren unter wech-

selnden Bezeichnungen wie Nationale Sozialisten Nienburg oder Na-

tionaler Widerstand Nienburg auf sich aufmerksam. Im Mittelpunkt 

steht dabei die Teilnahme von Einzelpersonen oder Kleingruppen an 

Demonstrationen im Bundesgebiet. Die Behinderung der eigenen 

Demonstration im Jahr 2016 und die Übergriffe auf Angehörige der 

Gruppierung durch Personen aus dem linksextremistischen Spekt-

rum führten im Januar zu einer durch den Landesverband der Partei 

Die Rechte angemeldeten Demonstration „Gegen linke Gewalt“ in 

Nienburg. Neben Angehörigen der niedersächsischen Neonaziszene,  

u. a. aus Hannover und Südniedersachsen sowie Vertretern der 

Gruppierung Kollektiv Nordharz, befanden sich unter den etwa  

40 Teilnehmenden auch Mitglieder des Bundesvorstandes und meh-

rerer Landesvorstände der Partei Die Rechte.   

Neonaziszenen Schaumburg und Weserbergland

Neonazis aus den Regionen Schaumburg und Hameln (Weserberg-

land) unterhalten enge Kontakte zu neonazistischen Strukturen in 

der benachbarten Region Ostwestfalen (Nordrhein-Westfalen). Im 

Vordergrund stand dabei der Besuch szeneinterner Veranstaltun-

gen. Einzelne Personen beteiligten sich auch an politischen Aktivi-

täten des nordrhein-westfälischen Stützpunktes Hermannsland der 

Partei Der III. Weg.

Die Partei Der III. Weg weist nach wie vor keine Strukturen in Nie-

dersachsen auf. Ungeachtet dessen zählte die Partei im Juni zu den 

Mitausrichtern der Sonnenwendfeier in Eschede (Landkreis Celle). 

Vereinzelt erfolgten im Jahr 2017 Flugblatt- und Propagandaakti-

onen in den Regionen Hannover, Osnabrück und Peine sowie im 

Januar 2018 in Hildesheim, die sich jeweils auf einzelne örtliche 

Aktivisten der Partei zurückführen lassen. Dieser Personenkreis war 
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auch in Störaktionen gegen Wahlkampfveranstaltungen der CDU im 

August in Steinhude (Region Hannover) sowie im September in Bün-

de (Nordrhein-Westfalen) involviert. Darüber hinaus beteiligten sich 

Szeneangehörige an Demonstrationen und Kulturausflügen sowie 

am „Heldengedenken“ zum Volkstrauertag und am Bundespartei-

tag der Partei Der III. Weg, der jedes Jahr um einen „Tag der Ge-

meinschaft“ erweitert wird.

Demonstrationen und Kampagnen der rechtsextremistischen Szene

Demonstrationen sind für die neonazistische Szene das wichtigste 

Mittel, um ihr ideologisches Anliegen in die Öffentlichkeit zu tragen 

und um sich gleichzeitig als Bewegung zu präsentieren. Demons-

trationen können als Indikator für die thematische Schwerpunkt-

setzung und die Mobilisierungsfähigkeit der rechtsextremistischen 

Szene angesehen werden. Grundsätzlich ist festzustellen, dass die 

Bereitschaft zur Demonstrationsteilnahme in den letzten Jahren 

nachgelassen hat.

Dies zeigte sich insbesondere an der wiederholten Absage des Ge-

denkmarsches in Bad Nenndorf, der seit dem Jahr 2016 nicht mehr 

stattfindet. Traditionell teilnehmerstarke Demonstrationen wie die 

sogenannten Trauermärsche aus Anlass der Bombardierungen von 

Magdeburg und Dresden verloren durch stark rückläufige Teilneh-

merzahlen ebenfalls erheblich an Relevanz.

Zu den größeren Demonstrationen im Jahr 2017 mit nennenswerter 

Beteiligung niedersächsischer Neonazis zählte die von der Partei Die 

Rechte und Vertretern der Neonaziszene veranstaltete Kundgebung 

zum 1. Mai in Halle (Sachsen-Anhalt) mit circa 670 Teilnehmenden, 

die infolge von Blockaden auf der Aufmarschstrecke nach Köthen 

(Sachsen-Anhalt) und Apolda (Thüringen) auswichen, wo es zu Aus-

einandersetzungen mit der Polizei kam. Im Juni fand die ebenfalls 

von der Partei Die Rechte in Karlsruhe organisierte Abschlussde-

monstration der neonazistischen Kampagne „Tag der deutschen Zu-
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kunft“ (TddZ) mit rund 300 Teilnehmenden statt. Dort wurde ver-

kündet, dass die 10. Auflage dieser zentralen Veranstaltungsreihe 

der neonazistischen Szene am 02.06.2018 in Goslar stattfinden 

soll. Wegen seines identitätsstiftenden Charakters war auch der 

aus Anlass des 30. Todestages von Hitler-Stellvertreter Rudolf 

Heß im August durchgeführte Aufmarsch in Berlin-Spandau mit 

etwa 750 Teilnehmenden von zentraler Bedeutung für die neona-

zistische Szene. Weitere 250 Rechtsextremisten, die sich noch auf 

der Anreise befanden, darunter der überwiegende Teil der nie-

dersächsischen Teilnehmer, führten aufgrund von Blockaden auf 

der Bahnstrecke eine Spontanversammlung in Falkensee (Bran-

denburg) durch.

Neben diesen Demonstrationen sind szeneinterne Traditions- und 

Großveranstaltungen mit Festival- oder Eventcharakter auch für 

Angehörige der neonazistischen Szene von erheblicher Bedeutung. 

Dies zeigt sich in Niedersachsen seit Jahren an der Sonnenwendfeier 

in Eschede (Landkreis Celle), die im Juni von verschiedenen Akteu-

ren des rechtsextremistischen Spektrums gemeinsam ausgerichtet 

wurde. U. a. waren aus der Neonaziszene die Frauengruppierung 

Düütsche Deerns und der Freundeskreis Gefangenenhilfe, aus dem 

Bereich der Parteien die NPD/JN, Die Rechte und neuerdings auch 

Der III. Weg daran beteiligt. An der diesjährigen Jubiläumsveran-

staltung unter dem Motto „25 Jahre – Widerstand im Heide(n)land“ 

nahmen rund 120 Rechtsextremisten teil.18

Darüber hinaus zählten Angehörige der niedersächsischen Neona-

ziszene zu den Besuchern diverser Events, die bundesweit medi-

ale Beachtung fanden. Hierzu gehörten mehrere Festivals in der 

thüringischen Kleinstadt Themar, die als politische Kundgebun-

gen angemeldet waren, deren jeweiliger Charakter aber vor al-

lem durch die Auftritte namhafter rechtsextremistischer Bands 

geprägt wurde und weniger durch politische Reden. Die größte 

dieser Veranstaltungen fand im Juli unter dem Motto „Rock ge-

gen Überfremdung“ mit rund 6.000 Besuchern statt.19 Bei dem im 

Oktober in Kirchhundem (Nordrhein-Westfalen) bereits zum fünf-

ten Mal ausgetragenen „Kampf der Nibelungen“ standen dagegen 

18 Siehe Kapitel 2.7, „Aktivitäten der NPD in Niedersachsen“ und Kapitel 2.8, „Enge Vernet-
zung mit Neonazis und subkulturell geprägten Rechtsextremisten“.

19 Siehe Kapitel 2.4, „Rechtsextremistische Musikszene“.
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die zunehmende Bedeutung und die professionelle Verbindung von 

Kampfsport und Rechtsextremismus im Blickpunkt:

„Die Zeiten haben sich geändert, es geht nicht mehr um Musik und Suff, sondern die deut-

sche Jugend steht auf. Sie geht in Fitnessstudios und Kampfsportschulen um sich auf das 

kommende gefasst zu machen. Denn die Zeiten werden nicht leichter, sondern härter und 

schlimmer.“

(Facebook-Seite der Veranstalter, 18.10.2017)

Auch bei dem für April 2018 in Sachsen angekündigten mehrtägi-

gen Festival „Schild & Schwert – Reconquista Europa“, das neben 

Politikforen, Verkaufs- und Infoständen auch eine Tattoo-Conventi-

on sowie Konzerte bekannter rechtsextremistischer Bands umfasst, 

ist eine kleinere Ausgabe vom „Kampf der Nibelungen“ geplant. 

Mit der Veranstaltung soll der Versuch unternommen werden, Po-

litik, Ideologie und rechtsextremistischen Lifestyle miteinander zu 

verbinden. Trotz der Vorbehalte von verschiedener Seite verfolgen 

die Verantwortlichen der Kampfveranstaltung langfristig das Ziel, 

die rechtsextremistische Szene im Sinne der gemeinsamen Sache 

zusammenzuführen:

„Wir haben zugesagt obwohl wir es als Ganzes kritisch betrachten. Besucher die zu einem 

Konzert wollen, mit unserer Idee zu vereinbaren, fällt nicht immer leicht. Aber wir glauben 

eine Volksgemeinschaft kann nur funktionieren, wenn wir alle zusammen stehen. Und dies 

wird Europa in Zukunft benötigen.“ 

(Facebook-Seite „Kampf der Nibelungen“, 24.11.2017)

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die bereits seit einigen Jahren anhaltende personelle und aktionis-

tische Stagnation der neonazistischen Szene dauerte im Jahr 2017 

fort. Ausschlaggebend sind Attraktivitätsverlust und mangelnde 

Anschlussfähigkeit infolge einer unzeitgemäßen und vergangen-

heitsbezogenen ideologischen Verengung auf den historischen 

Nationalsozialismus. Gruppierungen stellten ihre Aktivitäten ein, 

verzichteten auf politisch geprägte Aktionen, reduzierten diese auf 

ein öffentlich nicht wahrnehmbares Maß oder sind lediglich noch 

virtuell präsent. Die Entstehung neuer Gruppierungen war hingegen 

nur in wenigen Einzelfällen zu beobachten.
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Durch das Fehlen einer Koordinierung oder Steuerung der politi-

schen Aktivitäten vollzieht sich die Entwicklung der neonazistischen 

Szene in Niedersachsen uneinheitlich. Dies spiegelt sich einerseits 

in der reinen Größe der Gruppierungen und zumeist losen Netz-

werke wider, andererseits in der von den verbliebenen lokalen oder 

regionalen Strukturen unterschiedlich praktizierten Zusammenar-

beit untereinander. Kooperationen über teilweise große räumliche 

Entfernungen sind ebenso feststellbar wie verschiedene Konstella-

tionen mit Personen und Strukturen anderer Spektren. So sind in 

einigen Fällen auch Verbindungen zu den Parteien Die Rechte, Der 

III. Weg sowie zur NPD oder zu deren Jugendorganisation Junge 

Nationaldemokraten (JN) zu beobachten, die jedoch häufig auf per-

sönlichen Kennverhältnissen beruhen. Daneben bestehen Kontakte 

zu überwiegend subkulturell geprägten Bruderschaften wie Nordic 12 

(Bremer Umland), Brigade 8 (Hannover) und Blood Brother Nation 

(Oldenburg und Vechta) oder zur rechtsextremistisch beeinflussten 

Hooliganszene. Nur durch diese Kooperationen scheint es der neo-

nazistischen Szene derzeit möglich, das grundsätzlich schwindende 

Mobilisierungspotenzial oberflächlich zu kompensieren.

Ungeachtet dessen dürfte von der Neonaziszene weiterhin die Vor-

stellung von einer rassistisch verstandenen homogenen Volksge-

meinschaft als idealtypischer, zeitlos moderner Gegenentwurf zur 

liberalen und multikulturellen Gesellschaft gesehen und propagiert 

werden. Anhänger der neonazistischen Szene werden deshalb auch 

zukünftig versuchen, die daraus resultierenden fremdenfeindlichen 

und rassistischen Überzeugungen verschärft in den gesellschaftli-

chen Diskurs zur Flüchtlings- und Einwanderungsthematik einfließen 

zu lassen. Es besteht hierdurch die abstrakte Gefahr einer weiteren 

Radikalisierung, die in Gewalttaten gegen Asylsuchende und Flücht-

lingsunterkünfte, aber auch gegen Helferinnen und Helfer sowie ge-

gen Politikerinnen und Politiker münden kann.
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2.6 Identitäre Bewegung  
Deutschland (IBD)

Gründung /  

Bestehen seit

Oktober 2012; als eingetragener Verein mit Sitz in Paderborn 

(Nordrhein-Westfalen) seit August 2014: Identitäre Bewegung 

Deutschland e. V.

Struktur /  

Repräsentanz

Bundesweit diverse Regional- und Ortsgruppen; Schwerpunkte 

in Niedersachsen sind der Raum Hannover-Hildesheim-Braun-

schweig sowie der Raum Lüneburg

Mitglieder / Anhänger 

/ Unterstützer 

Bund: 500    Land: 50   

Veröffentlichungen Eigene Internetseite (Allgemeines) mit Verlinkungen zu Internet-

präsentationen herausragender Kampagnen („Defend Europe“,  

„Kein Opfer ist vergessen“). Die einzelnen Regional- und Orts-

gruppen sind mit eigenen Profilseiten auch in den gängigen 

Sozialen Netzwerken zu finden.

Kurzportrait / Ziele Die Identitäre Bewegung Deutschland (IBD) ist eine aktivistische 

Gemeinschaft im europäischen Rechtsextremismus, deren Vertreter 

auch in Niedersachsen lokale Untergruppen gebildet haben. Die IBD 

ist in einer netzwerkähnlichen Struktur organisiert und basiert auf 

Personenzusammenschlüssen vor allem jüngerer Menschen zwi-

schen 18 und 30 Jahren. Ideologisch wird die IBD dem Umfeld der 

Neuen Rechten20 zugeordnet und gehört zu einem intellektuell ge-

prägten Spektrum im organisierten Rechtsextremismus, das sich auf 

die antidemokratischen Theoretiker der „Konservativen Revolution“ 

beruft. Belege hierfür sind ihre programmatischen Positionierungen 

und ihr ideologisches Konzept der „ethnokulturellen Identität“, aber 

auch diverse europaweite Kontakte zu Personen und Organisati-

onen der Neuen Rechten. Im Gegensatz zu den Denkzirkeln der 

Neuen Rechten führt die IBD jedoch auch konkrete Aktionen durch 

und verbreitet diese anschließend medial aufbereitet im Internet.

20 Die mit dem Begriff Neue Rechte bezeichnete ideologische Strömung beruft sich auf die 
„Konservative Revolution“, eine intellektuelle Strömung antidemokratischen Denkens in 
der Weimarer Republik. Der Begriff wird aber nicht einheitlich verwendet. Manche Auto-
ren erfassen mit diesem Begriff den um Theoriebildung bemühten Teil des Rechtsextremis-
mus in seiner Gesamtheit.
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Finanzierung Die IBD finanziert sich aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden und dem 

Verkauf von Artikeln im Internetshop der Organisation. Die eigene 

Vermarktung erfolgt über eine Internetseite. 

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Die IBD versteht sich als Ableger der Identitären Bewegung Österreich 

und der französischen Jugendorganisation Génération Identitaire 

(GI). Insbesondere die GI diente der IBD in ihrer Gründungsphase als 

Vorbild für eigene Aktivitäten. Bei der GI handelt es sich um die Ju-

gendorganisation des Bloc identitaire, der die Nachfolgeorganisation 

der aufgrund rassistischer und gewalttätiger Aktivitäten im Jahr 2002 

verbotenen Gruppierung Unité radicale darstellt und von den franzö-

sischen Behörden als rechtsextremistisch eingestuft wird. 

Erkennungszeichen der Identitären Bewegung ist das Lambda, der 

elfte Buchstabe des griechischen Alphabets, in einem Kreis. Das Sym-

bol war im antiken Griechenland das Erkennungsmerkmal der Sparta-

ner, die u. a. im 5. Jahrhundert v. Chr. gegen die Invasion der Perser 

kämpften. In Anlehnung an den US-amerikanischen Kinofilm „300“ 

wird der Bezug zu den Soldaten des spartanischen Heeres hergestellt, 

die auf ihren Schilden das Lambda trugen. Die Mitglieder der Identi-

tären Bewegung sehen sich in der Tradition der Spartaner und tragen 

dies mit der Verwendung des Lambda öffentlich zur Schau.

Die IBD betrachtet sich als Bestandteil einer europaweiten Bewe-

gung. Ihr Ziel ist es, die europäische Jugend im Kampf für die ihrer 

Meinung nach bedrohte Freiheit und kulturelle Identität zu vereinen. 

Ihre vornehmliche Aufgabe sieht die IBD folglich in der Verteidigung 

und Bewahrung von „Heimat, Freiheit, Tradition“. An erster Stelle 

stehe hierbei der Erhalt der „ethnokulturellen Identität“, die durch 

einen befürchteten „demographischen Kollaps“ sowie durch an-

gebliche „Massenzuwanderung“ und „Islamisierung“ bedroht sei. 

Das Konzept der „ethnokulturellen Identität“ bezeichnet dabei ei-

nen völkischen Nationalismus bzw. Regionalismus im europäischen 

Kontext. In Anlehnung an den Franzosen Alain de Benoist, der einer 

der maßgeblichen Vordenker der Neuen Rechten in Europa ist, wird 

darunter eine ethnische, religiöse und kulturelle Prägung von Ge-

meinschaften und ganzen Völkern verstanden, durch die allein sich 

die Identität des Einzelnen definiere. 
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Die IBD richtet sich deshalb vehement gegen Multikulturalismus 

und propagiert einen europäischen Ethnopluralismus, der erstens 

die vermeintlich zu verteidigenden kulturellen und zugleich angeb-

lich naturgegebenen Unterschiede zwischen ethnischen Gruppen 

im Sinne eines kulturellen Rassismus begründet und der zweitens 

dementsprechend die strikte räumliche und kulturelle Trennung un-

terschiedlicher Ethnien fordert. Die Positionen der IBD sind vor allem 

von einer zum antimuslimischen Rassismus tendierenden Islamfeind-

lichkeit geprägt. Die IBD behauptet eine Unvereinbarkeit und Feind-

schaft der Muslime mit der einheimischen Bevölkerung und schreibt 

ihnen unabänderliche Wesensmerkmale (frauenfeindlich, unehrlich, 

machtbesessen usw.) pauschal zu. Ethnische Zugehörigkeiten wer-

den auf diese Weise kulturalisiert und religiös überhöht, auch um 

an bestehende fremden- und islamfeindliche Ressentiments in der 

Bevölkerung anknüpfen zu können. Hiermit richtet Sie sich die IBD 

gegen die im Grundgesetz verbrieften Freiheits-, Gleichheits- und 

Menschenrechte (Art. 1 – 4 GG) und ist damit verfassungsfeindlich 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG).

Seit die IBD im September 2014 ihre Kampagnenfelder auf das Thema 

Asylsuchende ausgeweitet hat, ist eine weitere Radikalisierung fest-

zustellen. Nach Meinung der Identitären sind die Asylsuchenden in 

ihrer großen Mehrzahl „aggressive Kolonisatoren, die die indigene 

Bevölkerung immer weiter verdrängen und nicht integrierbar sind“. 

Im Zuge der Asylpolitik der Bundesregierung fokussierte sich die IBD 

unter Initiierung der Kampagne „Großer Austausch“ fortan auf dieses 

Themenfeld. Im Jahr 2016 wurde die Kampagne mit der Forderung 

nach „Remigration“ weitergeführt und wiederholt mit dem Hinweis 

auf eine angeblich gestiegene Bedrohungslage durch „Kriminelle und 

Terroristen“ im Zuge der vermeintlichen „Islamisierung“ Deutsch-

lands und Europas verbunden:

„Ihr habt gesagt, unter den Einreisenden sind keine Terroristen und Kriminellen. Nun müs-

sen wir die Schande von Köln und das Blut von Ansbach, Würzburg und Berlin beklagen. … 

Dafür gibt es nur eine Lösung, Grenzen dicht und #Remigration. Wir haben die Mittel dazu.“ 

(Facebook-Seite der IBD, 13.01.2017)
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Auch im Jahr 2017 wollte sich die IBD der „unkontrollierten, mas-

senhaften Zuwanderung aus muslimischen Kulturkreisen, … der 

unsere freiheitliche Lebensweise ein Dorn im Auge ist, …“ entge-

genstellen und fokussiert sich noch stärker auf dieses Kernthema 

der Organisation.21 Vermehrt werden auch die Folgen terroristischer 

Anschläge innerhalb Europas genutzt, um Asylsuchende (insbeson-

dere Muslime) pauschal zu kriminalisieren. Dies verdeutlicht auch die 

Kampagne des Jahres 2017 mit dem Titel „Kein Opfer ist vergessen“:

„Die Zahl der Toten, die Multikulti und Masseneinwanderung inzwischen gefordert haben, 

ist vor allem in den letzten Jahren enorm angestiegen. … Es sind von der Regierung zuge-

lassene oder sogar geförderte Verbrechen gegen das eigene Staatsvolk.“ 

(Internetseite der Kampagne „Kein Opfer ist vergessen“)

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Volkstanzwochenenden als Form von überregionalen Treffen

An Wochenenden im Januar (07. bis 08.01.2017) und April (07. bis 

09.04.2017) organisierte die IBD in Niedersachsen und „Mittel-

deutschland“ Volkstanzwochenenden, an denen bis zu 30 Mitglie-

der teilnahmen, um dort gemeinsam traditionelle deutsche Tänze 

einzustudieren. Auf der Facebook-Seite der Identitären Bewegung 

Niedersachsen heißt es, die Tänze sollen die „Wesensart“ eines Vol-

kes ausdrücken und das Bewusstsein für eine „traditionelle deut-

sche Kultur“ stärken. Die Verbindung zu den eigenen „kulturellen 

Wurzeln“ diene gleichzeitig der „Stärkung der Gemeinschaft“. Es 

wurden weitere Veranstaltungen dieser Art angekündigt.

Fremdenfeindliche Aktion auf der Mönckebergstraße in Hamburg

Am 06.05.2017 stellten Aktivisten der IBD auf der Mönckeberg-

straße in Hamburg ein Anschlagsszenario anhand von etwa 20 nie-

dergelegten, lebensgroßen Stoffpuppen, die mit Kunstblut sowie 

Namen von Terroropfern versehen waren, nach. Diese 

21 Facebook-Seite der IBD vom 04.09.2017.

„standen sinnbildlich für diejenigen Europäer, die in jüngster Zeit Opfer einer kriminellen 

 Einwanderungspolitik, einer naiven Willkommenskultur und der Fortsetzung der Multikulti- 

Ideologie wurden.“ 

(Facebook-Seite der IB Niedersachsen vom 06.05.2017)
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Am Rande der ähnlich eines Tatortes mit Flatterband abgesperrten 

Fläche, zeigten Mitglieder der IBD, u. a. auch aus Niedersachsen, ein 

Transparent mit der Aufschrift „#Remigration www.identitäre-be-

wegung.de“. Die Aktion wurde medial aufbereitet und über die so-

zialen Netzwerke geteilt.22

Medienwirksame neue Kampagne „Defend Europe“ der  

Identitären Bewegung 

Am 12.05.2017 starteten Ländervertreter der Identitären Bewegung 

aus Österreich, Deutschland, Italien und Frankreich die Mission „De-

fend Europe“ im Mittelmeer, indem sie versuchten, ein Schiff der 

Hilfsorganisation SOS Méditerranée im Hafen von Catania (Italien) 

mittels eines Schlauchbootes an der Weiterfahrt zu hindern. Die 

Kampagne „zur Rettung und Verteidigung Europas“ hatte sich zum 

Ziel gesetzt, mit einem eigenen Schiff „die skandalösen Aktivitäten 

der NGOs für die ganze Welt sichtbar zu machen“23 und „illega-

le Migranten davon abzubringen, auch nur einen Fuß auf unseren 

Kontinent zu setzen.“24 Hierfür wollten die Aktivisten von einem ei-

genen Boot aus mit der libyschen Küstenwache zusammenarbeiten 

und diese auf im Mittelmeer treibende Flüchtlingsboote aufmerk-

sam machen, um die Bootsinsassen wieder nach Nordafrika zurück-

zubringen und die Boote zu zerstören.

Parallel zu den Aktivitäten im Mittelmeer wurde eine eigene Inter-

netseite für „Defend Europe“ eingerichtet, die in Form eines soge-

nannten Crowdfundings die Möglichkeit zur finanziellen Unterstüt-

zung bot. Innerhalb kurzer Zeit generierte die Identitäre Bewegung 

auf diese Weise eine fünfstellige Summe, so dass im Juli 2017 das 

eigens gecharterte Boot in See stechen konnte.25 Bis Anfang Sep-

tember 2017 wurden Spendengelder in Höhe von mehr als 230.000 

US-Dollar für die Fortführung der Aktion gesammelt. „Defend Eu-

rope“ erfuhr europaweit eine erhebliche Medienpräsenz und wurde 

seitens der Identitären Bewegung als großer Erfolg gewertet: „Li-

byen verweigert ab jetzt den Pro-Immigrations NGOs Zugang zu 

22 Facebook-Seite der IB Niedersachsen vom 06.05.2017.

23 Facebook-Seite der Kampagne „Defend Europe“ vom 04.08.2017.

24 Facebook-Seite der Kampagne „Defend Europe“ vom 04.10.2017.

25 Facebook-Seite der IBD vom 07.07.2017.
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seinen Hoheitsgewässern. Ein weiterer Sieg für die Defend Europe 

Mission …“26 [sic!]; „das Mittelmeer ist nicht mehr der Spielplatz von 

Schmugglern und NGOs.“27

Protestaktion vor dem Bundesjustizministerium in Berlin

Am 19.05.2017 fanden sich etwa 50 Aktivisten vor dem Bundesjus-

tizministerium in Berlin ein, unter ihnen auch Personen aus Nieder-

sachsen, um gegen das durch Bundesjustizminister Maas initiierte 

„Netzwerkdurchsetzungsgesetz“ zu protestieren. Einige Teilnehmer 

waren mit Uniformen des früheren Ministeriums für Staatssicherheit 

bekleidet. Nach Auffassung der IBD resultiere aus dem Gesetz eine 

Einschränkung der Meinungsfreiheit, gegen die vehement protes-

tiert werden müsse. Vor dem Zugang des Gebäudes wurden Trans-

parente mit der Aufschrift „Zensur – Ministerium“ und „Alles schon 

vergessen? Gegen Zensur und Meinungsverbote“ gezeigt. Die IBD 

verleiht mit der Aktion ihrer Befürchtung Ausdruck, dass ihre in den 

sozialen Medien offen gezeigte Fremdenfeindlichkeit der „Zensur-

bestrebung“ unterliegen könnte, und sieht sich infolge dessen der 

„Willkür eines linken Denunziantentums ausgesetzt“.28 Bei der Ab-

fahrt eines von der Identitären Bewegung gemieteten Kleintrans-

porters wurde von dem Fahrer ein vor Ort eingesetzter Polizist an-

gefahren und leicht verletzt. 

Demonstration der Identitären Bewegung in Berlin

Unter dem Motto „Zukunft Europa – bewegen und verändern“ mo-

bilisierte die Identitäre Bewegung auf den bekannten Facebook-Sei-

ten der Organisation für ihre Demonstration am 17.06.2017 in Berlin 

mit folgenden Worten: 

26 Facebook-Seite der Kampagne „Defend Europe“ vom 10.08.2017.

27 Facebook-Seite der Kampagne „Defend Europe“ vom 15.08.2017.

28 Facebook-Seite der IBD vom 19.05.2017.

„Wir sind die Jugend, die eine Zukunft für Europa will. … Wir kämpfen für ein Europa ohne 

Terror und islamische Expansionsbestrebungen. … Wir sind angetreten für die patriotische 

Veränderung. Die Zukunft wird identitär sein und wir erkämpfen das ehrliche Recht für die 

Jugend Europas.“

(Facebook-Seite der IB Niedersachsen, 26.04.2017)
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Am Demonstrationstag versammelten sich insgesamt rund 700 Per-

sonen am Startpunkt des Demonstrationszuges in Höhe des Bahnho-

fes Gesundbrunnen in Berlin-Wedding. Zu der Veranstaltung reisten 

Aktivisten der Identitären Bewegung aus dem gesamten Bundesge-

biet, auch aus Niedersachsen, sowie aus dem europäischen Ausland 

an. Zudem befanden sich unter den Teilnehmenden Angehörige an-

derer rechtsextremistischer Gruppierungen. Die Veranstaltung 2017 

in Berlin stellte die Fortführung von Demonstrationen der Identitären 

Bewegung aus dem vergangenen Jahr dar, zu denen ebenfalls eine 

europaweite Anreise von Aktivisten verzeichnet werden konnte.

Islamfeindliche Transparent- und Flugblattaktion zum Schützenfest 

in Hannover

Während des Schützenausmarsches am 02.07.2017 zeigten mit  

einer vermeintlichen Burka bekleidete Mitglieder der Identitären Be-

wegung Niedersachsen von einem Parkhausdach in der hannover-

schen Innenstadt ein Transparent mit der Aufschrift „Heute Tracht 

– Morgen Burka“. Weiterhin warfen die Aktivisten Papierschnipsel 

mit der Aufschrift „Identitäre Bewegung Niedersachsen“ auf den 

vorbeiziehenden Umzug hinab. Der Protest sollte nach eigenen An-

gaben die Beeinflussung und „Machtausübung“ des Islams auf den 

deutschen Alltag bewusst machen.

Fremdenfeindliche Transparentaktion am Braunschweiger Schloss

Am 09.09.2017 gelangten Aktivisten der Identitären Bewegung Nie-

dersachsen auf das Dach des Schlosses in Braunschweig, wo sie groß-

flächige Transparente mit dem Lambda-Symbol und der Aufschrift 

„Defend Europe – Grenzen schützen – Leben retten“ an der Balustra-

de aufhängten sowie Leuchtfeuer entzündeten. Mit der Aktion sollte 

auf die Problematik der illegalen Migration und den damit einherge-

henden „schleichenden Verlust der inneren Sicherheit und staatlichen 

Ordnung“ hingewiesen werden.29

29 Facebook-Seite der IB Niedersachsen vom 11.09.2017.
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Neue bundesweite Kampagne „Kein Opfer ist vergessen“

Am 04.11.2017 fand in der Berliner Innen-

stadt der Auftakt zur neuen Kampagne 

„Kein Opfer ist vergessen“ statt. Gegen 

Mittag gelangten Aktivisten der IBD, die 

hierfür auch aus Niedersachsen und an-

deren Bundesländern angereist waren, mit 

Bauhelmen und Warnwesten bekleidet auf 

das Dach eines leerstehenden Gebäudes 

(ehem. Haus der Statistik) in der Nähe des 

Alexanderplatzes. Zeitgleich verschafften 

sich Aktivisten Zugang zum zweiten Obergeschoss des Europa-Cen-

ters nahe dem Breitscheidplatz. An beiden Örtlichkeiten wurde ein 

großflächiges Transparent mit der Aufschrift „Damit die Erinnerung 

nicht stirbt – Opfer von Multikulti“ entrollt, das zudem Portraitauf-

nahmen und Personalien von Opfern des islamistischen Terroran-

schlages am 19.12.2016 auf dem Breitscheidplatz zeigte. Zu lesen 

war dort außerdem ein Hinweis auf die Internetseite der neuen 

Kampagne Kein-Opfer-ist-vergessen.

Videos und Bildmaterial zu beiden Aktionen wurden nicht nur in den 

sozialen Netzwerken hochgeladen und geteilt, sondern fanden sich 

sowohl auf der genannten Internetseite als auch auf der Hauptseite 

der IBD, wo sich auch ein entsprechendes Statement fand: 

„Wir geben den Opfern von Multikulti, Masseneinwanderung und Islamisierung mit der 

Kampagne ‚Kein Opfer ist vergessen‘ ein Gesicht und ihre Stimme zurück!“

(Internetseite der IBD vom 08.11.2017)

Die Aktionen in der Nähe vom Breitscheidplatz sowie am Alexan-

derplatz, einem vermeintlichen „Hot-Spot der Migrantenkriminalität 

und traurigen Symbol staatlicher Kapitulation“, seien als Auftakt für 

die kommende Kampagne zu verstehen.30

30 Internetseite der IBD vom 08.11.2017.
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Aktionen im Zusammenhang mit der Kampagne „Kein Opfer ist 

vergessen“

In der darauffolgenden Zeit führte die IBD bundesweit Aktionen 

im Zusammenhang mit der Kampagne durch und verbreitete diese 

medial. Besonders spektakulär war die Installation von fünf groß-

formatigen Betonquadern („Anti-Terror-Sperren“) am Jahrestag des 

Terroranschlages vom Breitscheidplatz unmittelbar unterhalb des 

Brandenburger Tores in Berlin. Bei den Quadern, die u. a. mit einem 

Kreuz und der Aufschrift „den Opfern des islamistischen Terrors“ 

versehen waren, handelte es sich laut der IBD um das „erste eu-

ropäische Denkmal für die Opfer von Multikulti und islamistischen 

Terrorismus“.31 Um den Anblick einer „Gedenkstätte“ zu vervoll-

kommnen, wurden zudem gerahmte Portrait-

aufnahmen von Opfern aufgestellt, Grablichter 

platziert sowie Blumen niedergelegt.

Auch in Niedersachsen unterstützten Aktivisten 

die Kampagne. An der Zufahrt zum Weihnachts-

markt in Braunschweig wurden an den offiziel-

len Betonquadern mehrere Grablichter platziert 

sowie Plakate mit der Aufschrift „Ermordet Ver-

höhnt Vergessen – Sie starben infolge von Mas-

seneinwanderung und offenen Grenzen“ ange-

bracht. Entsprechend aufbereitet wurde die Aktion in Text und Bild 

auf der Facebook-Seite der Identitären Bewegung Niedersachsen 

dokumentiert.32 In Lüneburg platzierten Aktivisten an zwei Brücken 

Gedenktafeln mit der Überschrift „Multikulti tötet“ samt Grablich-

tern, die laut eigener Aussage an Maria L. erinnern sollten, eine im 

Jahr 2016 durch einen afghanischen Flüchtling in Freiburg ermordete 

Studentin.33

Vernetzung durch regionale Stammtische und Schulungsabende 

der Identitären Bewegung in Niedersachsen

Im Verlauf des Jahres 2017 bewarb die Identitäre Bewegung Nie-

dersachsen auf ihrer Facebook-Seite regelmäßig Stammtische in 

31 Facebook-Seite der IBD vom 19.12.2017.

32 Facebook-Seite der IB Niedersachsen vom 18.12.2017.

33 Facebook-Seite der IB Niedersachsen vom 09.12.2017.
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Braunschweig, Hannover und Hildesheim, um 

sowohl neue Interessenten auf lokaler Ebene 

anzusprechen als auch um die Vernetzung der 

bereits vorhandenen Mitglieder voranzutrei-

ben. Darüber hinaus wurde am 14.11.2017 der 

erste Schulungsabend der Identitären Bewe-

gung Niedersachsen mit der Schwerpunktset-

zung „Umgang mit der Polizei und dem Staats-

schutz“ sowie „Aktionen – Aber richtig!“ 

veranstaltet. Die Fortführung dieser Treffen soll 

laut eigenen Angaben dem Erfahrungsaustausch der Aktivisten im 

„Kampf gegen den Großen Austausch“ dienen.34

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Unter dem Motto „Defend Europe“ initiierte die Identitäre Bewe-

gung in diesem Jahr eine weitere großangelegte Kampagne, die 

den internationalen Charakter der Organisation unterstreichen 

konnte. „Defend Europe“ verdeutlicht die Professionalisierung der 

Identitären Bewegung in ihren Aktionsformen und zeigt ein me-

thodisches Vorgehen in der Nutzung sozialer Medien zur Mobili-

sierung einer breiten Anhängerschaft. Bemerkenswert ist die hohe 

Motivation, die bei Sympathisanten und Mitgliedern geweckt wer-

den konnte, um das Crowdfunding-Projekt zu unterstützen, was 

nicht zuletzt auf eine beträchtliche Finanzkraft der Organisation 

hinweist, die im Hintergrund wirkt. Ihre Fähigkeit zur Realisierung 

dieses Projektes hat eine starke Signalwirkung und zeigt Ihr Ver-

netzungspotenzial sowie die gefestigten Strukturen zur Umset-

zung des aktionsorientierten Handelns im europäischen Kontext. 

Durch das Hineintragen emotional aufgeladener Themen in den öf-

fentlichen Raum erreicht die Identitäre Bewegung eine Anschluss-

fähigkeit für breitere gesellschaftliche Kreise. Die Kampagne steht 

inhaltlich für eine Fortführung der ideologisch-programmatischen 

Forderung nach dem Erhalt der „ethnokulturellen Identität“ und 

zeigt in der begleitenden Darstellung im Internet unverkennbar 

fremdenfeindliche Positionen bis hin zu völkisch-nationalistischen 

Haltungen.

34 Facebook-Seite der IB Niedersachsen vom 15.11.2017.

NMIS_005_RZ Bericht_2017-2018-10-17.indd   83 17.10.18   16:17



84

Rechtsextremismus

Ideologisch verfolgt die Identitäre Bewegung damit weiterhin ei-

nen Ethnopluralismus, der Menschen aufgrund kultureller Zuge-

hörigkeiten klassifiziert und bewertet. Der Einzelne wird nicht als 

Individuum, sondern als Teil eines Kollektivs wahrgenommen, dem 

bestimmte unabänderliche Merkmale und Eigenschaften zuge-

schrieben werden. Im Sinne eines volksgemeinschaftlichen Den-

kens wird hierbei die Identität eines Menschen aufgrund seiner 

ethnischen Herkunft definiert. Die Identität eines Volkes bzw. einer 

Nation ist demnach vor allem durch die jeweiligen kulturellen Ei-

genheiten und Errungenschaften geprägt. Den ideologischen Be-

zugsrahmen bieten rechtskonservative Theoretiker der Weimarer 

Republik wie Ernst Jünger, Carl Schmitt und Oswald Spengler, die 

zu den antiliberalen und antiegalitären Denkzirkeln der „Konser-

vativen Revolution“ gezählt werden. So steht im Mittelpunkt der 

identitären Ideologie ein kollektivistisches Begriffsverständnis von 

„Freiheit, Heimat, Tradition“, das primär auf Ausgrenzung, Abwer-

tung und Ungleichheit setzt und sich kategorisch gegen die Prinzi-

pien der freiheitlichen demokratischen Grundordnung richtet.

2.7 Nationaldemokratische Partei 
Deutschlands (NPD)

35 Die JN haben sich auf ihrem Bundeskongress am 13.01.2018 in Junge Nationalisten  
umbenannt.

Sitz / Verbreitung Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)

Sitz des Bundesverbandes: Berlin;  

Sitz des Landesverbandes: Oldenburg

Junge Nationaldemokraten (JN)35

Sitz des Bundesverbandes: Alt Krenzlin (Mecklenburg- 

Vorpommern); Sitz des Landesverbandes: nicht bekannt

Gründung /  

Bestehen seit

1964; 1969 der Jugendorganisation
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Struktur /  

Repräsentanz

Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)

Bundesvorsitzender: Frank Franz; 

Landesvorsitzender: Ulrich Eigenfeld; wenige handlungsfähige 

Unterbezirke in Niedersachsen

Junge Nationaldemokraten (JN)

Bundesvorsitzender: Sebastian Richter; Landesvorsitzender:  

Manfred Dammann; außer in Braunschweig keine handlungs-

fähigen Stützpunkte in Niedersachsen

Mitglieder /  

Anhänger /  

Unterstützer

Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)

Bund: 4.500    Land: 300 

Junge Nationaldemokraten (JN) 

Bund:    280    Land:   10 

Veröffentlichungen Bund: Deutsche Stimme (DS) (monatlich); 

Web-Angebote auf Bundes- und Landesebene sowie in sozialen 

Netzwerken

Kurzportrait / Ziele Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) ist eine 

rechtsextremistische Partei, die die Demokratie in Deutschland 

beseitigen will und stattdessen offen und aggressiv fremden-

feindliche, rassistische und antisemitische Positionen propagiert. 

Ihre von völkisch-rassistischen Vorstellungen geleitete Program-

matik weist eine ideologische und sprachliche Nähe zur Ideologie 

der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei (NSDAP) auf.

Finanzierung Staatliche Parteienfinanzierung, Mitgliedsbeiträge und Spenden

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Die NPD lehnt die freiheitliche Demokratie ab und will diese beseiti-

gen. Dies betrifft auch einzelne wesentliche Prinzipien und Grund-

werte unserer Verfassung. So negiert die Partei die im Grundgesetz 

vertretene Idee, dass jeder Mensch als Individuum und ohne Vor-

bedingungen eine Würde besitzt. Die NPD spricht Menschen nur 

eine Würde als Teil eines nationalen Kollektivs zu. In dem 2010 ver-

abschiedeten Parteiprogramm „Arbeit – Familie – Vaterland“ pro-

klamiert sie die Volksgemeinschaft: „Die Würde des Menschen als 
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soziales Wesen verwirklicht sich vor allem in der Volksgemeinschaft. 

Erst die Volksgemeinschaft garantiert die persönliche Freiheit.“ In 

konsequenter Umsetzung dieser völkisch-nationalen Grundordnung 

will die NPD alles „Fremde“ aus der „Solidargemeinschaft aller 

Deutschen“ entfernen. Hiermit richtet sich die NPD insbesondere 

gegen die im Grundgesetz verbrieften Menschenrechte (Art. 1 GG) 

und gegen das Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 3 GG). 

Damit ist die Partei verfassungsfeindlich und erfüllt die Vorausset-

zungen für eine Beobachtung nach (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG).

Die NPD ist verfassungsfeindlich

Der von den Innenministern und -senatoren der Bundesländer am 

03.12.2013 beim Bundesverfassungsgericht eingereichte Antrag auf 

Verbot der NPD und ihrer Unterorganisationen wurde am 17.01.2017 

vom Zweiten Senat des Gerichts zurückgewiesen (BVerfGE 2 BvB 1/13). 

Grundlage für den Verbotsantrag waren die durch die Verfassungs-

schutzbehörden gesammelten Materialien über die NPD, die fortlau-

fend ergänzt wurden. Im Hinblick auf das gescheiterte Verbotsverfah-

ren im Jahr 2003 wurden dafür alle V-Personen in den Führungsebenen 

der Partei zurückgezogen. Mit dem einstimmig gefassten Urteil wird 

der NPD höchstrichterlich bescheinigt, verfassungsfeindliche Ziele zu 

verfolgen. Ihr Ziel sei es, die freiheitliche demokratische Grundordnung 

zu beseitigen, so Gerichtspräsident Andreas Voßkuhle. Allerdings rei-

che eine verfassungsfeindliche Gesinnung allein für ein Verbot der NPD 

nicht aus. Die Partei müsse auch das Potenzial haben, ihre Ziele erfolg-

reich umzusetzen, wie es in der Urteilsbegründung weiter heißt. Ein 

solches Potenzial wird vom Bundesverfassungsgericht nicht gesehen:
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„Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) vertritt ein auf die Beseitigung der 

bestehenden freiheitlichen demokratischen Grundordnung gerichtetes politisches Konzept. 

Sie will die bestehende Verfassungsordnung durch einen an der ethnisch definierten ‚Volks-

gemeinschaft’ ausgerichteten Nationalstaat ersetzen. Ihr politisches Konzept missachtet die 

Menschenwürde und ist mit dem Demokratieprinzip unvereinbar. Die NPD arbeitet auch 

planvoll und mit hinreichender Intensität auf die Erreichung ihrer gegen die freiheitliche 

demokratische Grundordnung gerichteten Ziele hin. Allerdings fehlt es (derzeit) an konkre-

ten Anhaltspunkten von Gewicht, die es möglich erscheinen lassen, dass dieses Handeln 

zum Erfolg führt, weshalb der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichtes den zulässigen 

Antrag des Bundesrates auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit und Auflösung der NPD 

und ihrer Unterorganisationen (Art. 21 Abs. 2 GG) mit heute verkündetem Urteil einstimmig 

als unbegründet zurückgewiesen hat.“

(Bundesverfassungsgericht, „Kein Verbot der NPD wegen fehlender Anhaltspunkte für eine erfolgreiche Durchsetzung ihrer 
verfassungsfeindlichen Ziele“, Pressemitteilung Nr. 4/2017, 17.01.2017)

Auch nach dem Verbotsverfahren änderte sich die politische Aus-

richtung der Partei nicht. Die NPD bekannte offen, lieber „verfas-

sungsfeindlich als volksfeindlich“ zu sein. Die weitere Entwicklung 

der NPD bleibt daher genau zu beobachten.

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Auf dem Bundesparteitag am 11./12.03.2017 in Saarbrücken unter 

dem Motto „Ja zum deutschen Volk“ erfolgte ein weiterer Schritt 

der Radikalisierung der NPD. Bei der Wahl um den Parteivorsitz ver-

lor der Neonazi Thorsten Heise (Thüringen) zwar die Kampfabstim-

mung gegen den bisherigen Amtsinhaber Frank Franz, wurde dafür 

aber als stellvertretender Parteivorsitzender gewählt. Die Wahl von 

Markus Walter (Rheinland-Pfalz), Alexander Neidlein (Baden Würt-

temberg), Daniel Lachmann (Hessen) und Sascha Roßmüller (Bayern) 

als Beisitzer unterstreichen diesen Trend. Die bisherigen Stellvertre-

ter Stefan Köster (Mecklenburg-Vorpommern) und Ronny Zasowk 

(Brandenburg) wurden in ihren Ämtern bestätigt. 

Aktivitäten der NPD

Zur Durchsetzung ihrer Ziele verfolgt die NPD unverändert die 1996 

entwickelte „Drei-Säulen-Strategie“ („Kampf um die Straße, Kampf 

um die Köpfe, Kampf um die Parlamente“). Der „Kampf um die Köp-

fe“ umfasst neben der Schulung von Mitgliedern auch den Kampf 
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um die Deutung politischer Begriffe (kulturelle Hegemonie). Hier-

bei versucht die NPD, an vorhandene Ressentiments in Teilen der 

Bevölkerung anzuschließen. Hatte die NPD bei Wahlerfolgen in der 

Vergangenheit noch von den Protestbewegungen gegen die Sozial-

reformen profitiert, verschob sich in der Folgezeit der thematische 

Schwerpunkt in Richtung „Asylmissbrauch“ und „Überfremdung“.

Anfang des Jahres veröffentlichte der Deutsche-Stimme-Verlag den 

„Taschenkalender des nationalen Widerstandes“. Neben einer Ka-

lenderrubrik mit historischen Ereignissen beinhaltet der Kalender 

auch Aufsätze zu Politik, Geschichte und Weltgeschehen im be-

kannten völkisch-nationalistischen Duktus. Im Juli veröffentlichte die 

NPD-nahe Stiftung Bildungswerk für Heimat und nationale Identität 

das Theoriemagazin „Gegenlicht“, das in mehreren Beiträgen die 

typischen rechtsextremistischen Themen wie Identität und Zuwan-

derung behandelt.

NPD scheitert bei Landtagswahlen

Mit Blick auf den „Kampf um die Parlamente“ setzte sich der Nega-

tivtrend der letzten Jahre fort. Bei der Landtagswahl am 26.03.2017 

im Saarland kam die NPD trotz großen Materialeinsatzes lediglich 

auf 0,7 Prozent (3.744) der Zweitstimmen und verfehlte so das Ziel, 

in den Genuss der staatlichen Parteienfinanzierung zu kommen. Die 

Landtagswahl in Schleswig-Holstein fand dann aufgrund mangeln-

der Erfolgsaussichten gleich ohne die NPD statt. In Nordrhein-West-

falen erreichte die Partei bei der Landtagswahl am 14.05.2017 auch 

nur 0,3 Prozent (28.723) der Zweitstimmen.

Wahlkampfauftakt der NPD zur Bundestagswahl

Da die NPD seit 2016 in keinem Landtag mehr vertreten ist, muss-

te sie für ihren Antritt bei der Bundestagswahl die erforderlichen 

Unterstützungsunterschriften einholen. Am 17.07.2017 gab die 

Partei bekannt, dass sie die erforderlichen 30.000 Unterstützungs-

unterschriften eingesammelt habe. Den Wahlkampfauftakt bildete 

eine Veranstaltung am 22.07.2017 in Riesa (Sachsen) mit rund 450 

Parteimitgliedern unter dem Motto „Heimat verteidigen“, auf der 

zugleich das Wahlkampfkonzept vorgestellt wurde. Redner waren 

der Parteivorsitzende Frank Franz und der Europaabgeordnete Udo 

Voigt sowie der stellvertretende Landesvorsitzende aus Bayern,  
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Sascha Roßmüller, und der ehemalige Fraktionsvorsitzende in Meck-

lenburg-Vorpommern, Udo Pastörs. 

In seiner Rede sprach Franz mit Blick auf die Bundestagswahl von 

einem „Schicksalsjahr“, in dem es um das Überleben des deutschen 

Volkes gehe. Gegen das deutsche Volk sei längst ein Dritter Welt-

krieg im Gange. Das größte Problem sei dabei nicht einmal, dass 

„Millionen Neger“ nach Deutschland kämen, sondern dass die „Ver-

brecherparteien und Volksverräter in Berlin“ diese „drohende Ver-

nichtung des deutschen Volkes“ geschehen ließen.

Pastörs betonte in seiner Rede das „Recht auf Selbsterhalt der deut-

schen Nation gegen Überfremdung“. Die Deutschen hätten dem-

nach das Recht, für ihre kulturell-ethnische Eigenart „bis aufs Mes-

ser“ einzustehen. Im selben Tenor sah es Voigt als erklärtes Ziel der 

USA, die „weißen Völker Europas“ zu zerstören. Nach Roßmüller 

solle die Veranstaltung mit ihrem Wahlkampfcharakter denn auch 

als „Generalmobilmachung für eine Reconquista“ verstanden wer-

den. Er selbst sei „wild entschlossen“, sich „keine multikulturelle 

Endlösung in seinem Heimatland auferlegen zu lassen“.

Im Wahlkampf setzte die NPD auf Anti-Asyl-Agitation sowie auf die 

Themen „Überfremdung“ und „volksfeindliche Politik“ der etablier-

ten Parteien. In Niedersachsen fanden mehrere Kleinkundgebungen 

und Infotische hauptsächlich im Bereich des Unterbezirks Braun-

schweig statt.

NPD bei der Bundestagswahl außerhalb der staatlichen Parteien-

finanzierung

Das Ergebnis bei der Bundestagswahl am 24.09.2017 von nur 

176.020 Zweitstimmen war für die Partei ein weiterer herber Rück-

schlag. Im Vergleich zur Bundestagswahl 2013 verlor sie rund 70 

Prozent ihrer Wähler und verfehlte mit nur 0,4 Prozent (2013: 1,3 

Prozent) der Zweitstimmen ihren Anspruch auf die staatliche Par-

teienfinanzierung. Den höchsten Wählerzuspruch erhielt die NPD 

in Thüringen mit 1,2 Prozent, gefolgt von Sachsen und Mecklen-

burg-Vorpommern mit einem Zweitstimmenanteil von jeweils 1,1 

Prozent. In den westdeutschen Bundesländern erreichte sie ledig-

lich einen Stimmenanteil zwischen 0,2 Prozent (Hamburg, Nord-

rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein) und 0,5 Prozent (Saarland). In 

Niedersachsen erhielt die Partei 12.057 Stimmen und erzielte damit 
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einen Stimmenanteil von 0,3 Prozent (2013: 0,8 Prozent). In den 30 

niedersächsischen Wahlkreisen erhielt sie im Durchschnitt 400 Stim-

men. Im Wahlkreis Hannover Stadt fielen lediglich 197 Stimmen auf 

die Partei. Ihr bestes Ergebnis mit 673 Stimmen konnte sie im Wahl-

kreis Helmstedt verbuchen.

Der stellvertretende Parteivorsitzende Thorsten Heise sprach in einem 

bei Facebook veröffentlichten Videostatement von einer bitteren Nie-

derlage der NPD und plädierte dafür, zukünftig weniger tagespoli-

tisch zu agieren und sich stattdessen als eine konsequente Weltan-

schauungspartei zu verstehen und aufzustellen. Das Parteipräsidium 

führte das schlechte Ergebnis bei der Bundestagswahl auf das gute 

Abschneiden der Partei Alternative für Deutschland (AfD) zurück.

In einem Ausblick auf die zukünftige strategische Linie skizzierte die 

NPD-Führung in der Ausgabe 21 der „Nachrichten aus der Parteizen-

trale“ die beiden für sie „wahlrelevanten Konfliktlinien: die gesell-

schaftlich-kulturelle und die soziale bzw. sozioökonomische“. Hier 

werden die beiden Hauptkonkurrenten in der AfD und in der Partei 

DIE LINKE. gesehen. Auf der gesellschaftlich-kulturellen Konfliktli-

nie stehe die NPD mit ihrer Zuwanderungskritik, Familienpolitik und 

dem Festhalten an einem starken Rechtsstaat eher rechts, ebenso 

wie die AfD. Auf der sozialen Konfliktlinie stehe man mit den Forde-

rungen nach mehr sozialem Wohnungsbau, existenzsichernden Ren-

ten, einer solidarischen Gesundheitsversicherung für alle Deutschen 

eher der Linkspartei näher. In einem politischen Koordinatensystem 

ließe sich die NPD daher als einzige Partei in „diesem nationalen 

und sozialen Quadranten“ verorten. Falls die NPD aber noch mal 

einen politischen Auftrag haben wolle, müsse sie sich „radikal als 

soziale und nationale außerparlamentarische Opposition präsentie-

ren“. Von zentraler Bedeutung seien dabei die Repräsentanten der 

Partei vor Ort, die als politischer Faktor wirken und glaubwürdig ein 

politisches Angebot bereithalten.

Hinsichtlich einer solchen Neuorientierung passt es auch, dass die JN 

auf ihrem Bundeskongress am 13.01.2018 in Riesa (Sachsen) neben 

einer neuen Führung und neuen Statuten auch eine Namensände-

rung in Junge Nationalisten beschlossen haben. Neuer Bundesvor-

sitzender ist Christian Häger aus Nordrhein-Westfalen; seine beiden 

Stellvertreter sind Paul Rzehaczek aus Sachsen und Dominik Stürmer 

aus Baden-Württemberg.
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Aktivitäten der NPD in Niedersachsen

Der Landesverband unterhält nach wie vor elf Unterbezirke, von de-

nen die meisten lediglich auf dem Papier existieren. Zum Jahresen-

de 2017 hatte die Partei nur noch 300 Mitglieder. Am 28.05.2017 

führte die NPD Niedersachsen ihren 52. ordentlichen Parteitag 

durch. An der Veranstaltung in Bösel (Landkreis Cloppenburg) be-

teiligten sich insgesamt 36 Mitglieder. Der langjährige Vorsitzende 

Ulrich Eigenfeld hatte sich nicht mehr zur Verfügung gestellt. Die 

Delegierten wählten daraufhin Manfred Dammann zum neuen Vor-

sitzenden sowie Andreas Haack (UB Stade) und Christina Krieger 

(UB Hannover) zu seinen beiden Stellvertretern. Beisitzer wurden 

Martin Ahlborn (UB Göttingen), Gianluca Bruno (UB Göttingen), Ul-

rich Eigenfeld (UB Oldenburg), Markus Grimm (UB Stade), Matthias 

Ries (UB Osnabrück) und Torsten Schoenrock (UB Ostfriesland/Fries-

land). Gastredner war der neu gewählte stellvertretende Bundes-

vorsitzende Thorsten Heise (Thüringen). In seinem Vortrag warb er 

eindringlich dafür, die erforderlichen Unterstützungsunterschriften 

für die Bundestagswahl zu sammeln. 

Auf dem Landesparteitag 2015 hatte der langjährige Vorsitzende 

Ulrich Eigenfeld aus Oldenburg angekündigt, nicht noch einmal 

für dieses Amt kandidieren zu wollen. Mit der Wahl von Manfred 

Dammann, dem Unterbezirksvorsitzenden aus Stade und bisherigen 

Organisationsleiter des Landesverbandes, votierten die Delegier-

ten für ein langjähriges NPD-Mitglied und einen zugleich aktions-

orientierten Neonazi. Der 57-jährige Dammann ist auch Betreiber 

der neonazistischen Internetseite „nord-

land.tv“. Mit dem Aufstieg Kriegers und 

Haacks zu stellvertretenden Landesvorsit-

zenden und der Wahl der neuen Beisitzer 

Ahlborn, Grimm, Bruno und Schoenrock 

ist der Landesverband neonazistischer 

geprägt und innerhalb der Bundespartei 

dem völkisch-nationalistischen Flügel um 

Heise zuzurechnen.

Angesichts der vorgezogenen Landtagswahl in Niedersachsen hatte 

sich die NPD erst gar nicht um einen Wahlantritt bemüht, da es ihr 

aussichtslos erschien, die erforderlichen Unterstützungsunterschrif-

ten (rechtzeitig) sammeln zu können.

Der neue Landesverband; Dammann 2. v. r.
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Zu den Aktivitäten der NPD Niedersachsen gehört u. a. die Durch-

führung von Brauchtumsfeiern auf dem Anwesen des NPD-Mitglieds 

Joachim Nahtz in Eschede (Landkreis Celle), darunter auch die Son-

nenwendfeier am 24.06.2017. Organisatoren waren der NPD Unter-

bezirk Heide-Wendland und die Jungen Nationaldemokraten (JN) 

sowie die Parteien Die Rechte und Der III. Weg, die Frauengruppie-

rung Düütsche Deerns und der Freundeskreis Gefangenhilfe.36 Zu der 

Jubiläumsveranstaltung unter dem Motto „25 Jahre – Widerstand im 

Heide(n)land“ kamen rund 120 Rechtsextremisten. Auf dem Gelände 

in Eschede fand am 23.09.2017 ebenfalls das jährliche Erntedankfest 

der NPD statt. Die Veranstaltung zählte etwa 70 Besucher und diente 

vor allem der Kontaktpflege.

Die JN haben ihren Schwer-

punkt im östlichen Nieder-

sachsen, insbesondere im 

Bereich Braunschweig. Ihre 

Vertreter sind eng mit der 

niedersächsischen Neonazis-

zene vernetzt. An Vortrags- 

und Infoveranstaltungen 

sowie an Kundgebungen 

und überregionalen Stamm-

tischen der JN nehmen regelmäßig Neonazis teil. Beispiel hierfür 

ist ein von der NPD-Jugend organisiertes Selbstverteidigungs- bzw. 

Kampfsportseminar mit rund 30 Personen am 18.11.2017 in einer 

Sporthalle in Cremlingen (Landkreis Wolfenbüttel). Als Übungsleiter 

fungierte Denis Nikitin aus Moskau (Russland), der u. a. unter dem 

Label White Rex neben Sportbekleidung auch T-Shirts und weitere 

Produkte mit neonazistischen Symbolen vertreibt und der als Orga-

nisator der rechtsextremistischen Veranstaltung „Kampf der Nibe-

lungen“ in Erscheinung getreten ist.37 

Unter den Aktivitäten der JN Niedersachsen im Jahr 2017 waren 

wiederholt Stör- und Propagandaaktionen, u. a. im Juli gegen den 

G20-Gipfel in Hamburg38 und gegen den Christopher Street Day 

36 Siehe Kapitel 2.5, „Demonstrationen und Kampagnen der rechtsextremistischen Szene“.

37 Siehe Kapitel 2.5, „Demonstrationen und Kampagnen der rechtsextremistischen Szene“.

38 Internetseite der JN vom 08.07.2017: „Nein zu G20 – Nationalismus ist die einzige Alter-
native“.
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(CSD) in Braunschweig39 sowie im August gegen den Besuch von 

Bundesaußenminister Sigmar Gabriel in Salzgitter samt einem Trans-

parent mit der Aufschrift „Volksverräter!“40. An einem sogenannten 

Gemeinschaftstag der JN Braunschweig im September nahm als Re-

ferent auch der Neonazi und nordrhein-westfälische Landesvorsit-

zende der Partei Die Rechte, Sascha Krolzig, teil. Im Rahmen einer 

gemeinsamen Rechtsschulung informierte Krolzig ferner über die 

neue, von ihm herausgegebene Zeitschrift „N.S. Heute – Weltan-

schauung.Bewegung.Leben“, die auch seitens der JN-Niedersachsen 

beworben wird.41

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die NPD scheint sich unter der Führung von Frank Franz stabilisiert 

zu haben. Allerdings lässt sich daraus kein positiver Trend erkennen, 

wie die Wahlergebnisse bei den Kommunal- und Landtagswahlen 

zeigen. Auch aus dem gescheiterten NPD-Verbotsverfahren wird 

die Partei aller Voraussicht nach keinen Nutzen ziehen können, gilt 

sie doch nun höchstrichterlich bestätigt als verfassungsfeindliche, 

aber auch relativ unbedeutende Partei. So ist zu erwarten, dass die 

Propaganda der NPD künftig weitaus radikaler ausfallen wird, um 

in der Öffentlichkeit und insbesondere bei potenziellen Wählern 

wieder wahrgenommen zu werden. Der parteiinterne Streit um die 

öffentliche Darstellung der NPD dürfte damit weiter befeuert wer-

den. Für den niedersächsischen Landesverband gilt wie bisher die 

Einschätzung, dass aufgrund der vielfach inaktiven Unterbezirke und 

der geringen Kampagnenfähigkeit auch in Zukunft der Bedeutungs-

verlust der NPD voranschreiten wird.

39 Internetseite der JN vom 29.07.2017: „Natürliche Geschlechterrollen statt Genderexperimente“.

40 Internetseite der JN vom 05.08.2017: „Kommt Stinkefinger Sigmar – kommen wir auch!“.

41 Internetseite der JN vom 27.09.2017: „Der Jugend das Recht! – Rechtsschulung und Ge-
meinschaftstag der JN Braunschweig“.
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2.8 Die Rechte

Sitz / Verbreitung Sitz des Bundesverbandes: Parchim (Mecklenburg-Vorpommern) 

bis 31.10.2017; Dortmund (Nordrhein-Westfalen) seit 01.11.2017; 

Sitz des Landesverbandes: Amt Neuhaus (Landkreis Lüneburg)

Gründung /  

Bestehen seit

2012 (Bundesverband); 2013 (Landesverband)

Struktur /  

Repräsentanz

Bundesvorsitzender: Christian Worch (bis 31.10.2017); Christoph 

Drewer (kommissarisch seit 01.11.2017); Landesvorsitzender:  

Holger Niemann; elf Landesverbände im Bundesgebiet; fünf 

Kreisverbände in Niedersachsen (Heidekreis, Emsland, Hildes-

heim, Verden, Süd-Ost Niedersachsen)

Mitglieder /  

Anhänger /  

Unterstützer 

Bund: 650    Land: 40   

Veröffentlichungen Flugblätter (Verteilaktionen im Raum Verden und in der Region Hil-

desheim); Web-Angebote: Die vorrangige Außendarstellung erfolgt 

für den Bundesverband über das Facebook-Profil und die eigene 

Internetseite; der Landesverband Niedersachsen informiert ebenfalls 

auf der eigenen Internetseite über Parteiaktivitäten und gibt Stel-

lungnahmen zu bundes- und landespolitischen Themen ab.

Kurzportrait / Ziele Die Partei Die Rechte wurde im Mai 2012 in Hamburg von Mit-

gliedern der ehemaligen Deutschen Volksunion (DVU) und dem 

langjährigen Neonazi Christian Worch gegründet. Den Posten des 

Bundesvorsitzenden übernahm Worch selbst. Als stellvertretende 

Vorsitzende wurde die ehemalige Landesvorsitzende der DVU 

Schleswig-Holstein, Ingeborg Lobocki, gewählt.

Im September 2012 folgte die Gründung des mitgliederstärksten 

Landesverbandes Nordrhein-Westfalen durch ehemalige Mit-

glieder der im August 2012 verbotenen neonazistischen Kame-

radschaften Aachen, Dortmund und Hamm. Die ehemaligen 

Kameradschaftsführer übernahmen im Landesvorstand und in 

den Kreisverbänden die Führungsfunktionen und setzen seitdem 

unter dem Schutz des Parteienprivilegs ihre bisherigen Aktivitäten 

fort. Zudem traten der Partei vereinzelt NPD-Mitglieder bei.
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Auch in Niedersachsen kommen der Großteil der Führungsebene 

und ein relevanter Teil der Mitglieder aus der neonazistischen 

Szene. Die Nutzung des Parteienprivilegs, vor allem die Anmel-

dung und Durchführung öffentlichkeitswirksamer Aktivitäten zur 

Verbreitung neonazistischer Propaganda, erfolgt in Niedersach-

sen uneinheitlich. 

Während die Mehrzahl der Kreisverbände kaum öffentlich in 

Erscheinung tritt, fällt lediglich noch der Kreisverband Verden mit 

gelegentlichen Demonstrationen, Kundgebungen und sonstigen 

Aktionen auf. Den Schwerpunkt dieser Aktivitäten bildet die 

fremdenfeindliche Agitation gegen die Asyl- und Flüchtlingspoli-

tik. Hinzu kommt die Kritik an vermeintlich staatlicher Repression 

zum Nachteil der Partei und ihrer Anhänger.

Finanzierung Mitgliedsbeiträge, Spenden, Einnahmen aus Veranstaltungen

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Der Einfluss führender Neonazis im Bundesvorstand sowie im Lan-

desverband Nordrhein-Westfalen, von dem Die Rechte dominiert 

wird, veränderte den Charakter der Partei, die bei ihrer Gründung 

das nach eigenem Bekunden „sprachlich wie inhaltlich moderni-

sierte und ergänzte“ frühere Programm der ehemaligen DVU zur 

Grundlage genommen hatte.42 Die Rechte steht seitdem hinsichtlich 

ihrer Ideologie, ihrer Aktivitäten und der führenden Personen in der 

Kontinuität der verbotenen neonazistischen Kameradschaften. Ihre 

Agitation ist von Demokratie- und Fremdenfeindlichkeit und der 

Verherrlichung des Nationalsozialismus bestimmt. 

Im Parteiprogramm fordert Die Rechte zur „Wahrung der Deutschen 

Identität“ auf. Demnach gelte es, „übermäßige fremde Einflüsse“ 

wie „die Amerikanisierung“ zurückzudrängen und einen europäi-

schen Verbund zu schaffen, „in dem jedes Volk nach seiner eige-

nen, natürlich gewachsenen Ordnung leben kann“. Die Partei fol-

gert, dass „alle Anstrengungen für die Bewahrung des deutschen 

Charakters unseres Vaterlands“ sinnlos würden, „wenn es Politikern 

42 Bei der Gründung der Partei hatte der Bundesvorsitzende Worch Die Rechte als „weniger 
radikal als die NPD“, aber „radikaler als die REPs und die PRO-Bewegung“ beschrieben 
(Internetseite von Christian Worch).
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im Bund mit der Meinungsindustrie gelänge, Deutschland in einem 

Vielvölkerstaat beziehungsweise einer ‚Europäischen Union‘ aufzu-

lösen.“ Hiermit richtet sich Die Rechte insbesondere gegen die im 

Grundgesetz verbrieften Menschenrechte (Art. 1 GG) sowie gegen 

das Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 3 GG). Damit ist die 

Partei verfassungsfeindlich und erfüllt die Voraussetzungen für eine 

Beobachtung nach (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG).

Im Wahlprogramm „25 Forderungen zur Dortmunder Kommunal-

wahl 2014“, mit dem Die Rechte symbolisch an das 25 Punkte-Pro-

gramm der NSDAP anknüpft, bekennt sie sich unter Punkt 19 ein-

deutig zur Volksgemeinschaft: 

„Eine Gesellschaft, welche die Schwächsten alleine lässt, ist zum Scheitern verurteilt – jeder 

Volksgenosse, der unverschuldet in Not gerät, muss sich auf Hilfe verlassen können. Die 

Rechte will eine starke Volksgemeinschaft, in der keiner allein gelassen wird.“

Im Kapitel „Kriminalität und Überfremdung“ werden Migranten 

pauschal als kriminell bezeichnet, um sie auf diese Weise aus der 

Gesellschaft ausgrenzen zu können. In der Flüchtlingsdebatte wird 

ein „sofortiger Einwanderungsstopp“ von „Asyltouristen“ und „So-

zialschmarotzern aus EU-Staaten“ gefordert.

Exemplarisch für die Glorifizierung des Nationalsozialismus und die 

Relativierung der NS-Verbrechen ist eine Mahnwache unter dem 

Motto „Vergesst niemals Dresden 1945“ samt der hierbei mitge-

führten Transparente mit der Aufschrift „1. Mai – seit ’33 arbeits-

frei“ und der Bezeichnung der Waffen-SS als „erste europäische 

Befreiungsarmee“.

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Die meisten öffentlichkeitswirksamen Aktionen der Partei Die Rechte 

gingen vom Landesverband Nordrhein-Westfalen und dessen Kreis-

verbänden sowie vom Landesverband Baden-Württemberg aus. 

Insbesondere vor dem Hintergrund der Flüchtlingsthematik sind 

auch bei anderen Landesverbänden zunehmende Aktivitäten zu ver-

zeichnen. In Nordrhein-Westfalen übernahm Die Rechte unter dem 

Schutz des Parteienprivilegs die zuvor von den verbotenen Kame-

radschaften veranstalteten Aktionen.
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Am 19.08.2017 fand in Berlin-Spandau eine Demonstration der neo-

nazistischen Szene anlässlich des 30. Todestages von Rudolf Heß 

unter dem Motto „Mord verjährt nicht! Gebt die Akten frei – Recht 

statt Rache“ statt. Unter den etwa 800 Teilnehmern 

waren auch Mitglieder der Partei Die Rechte. Den etwa 

1.500 Gegendemonstranten gelang es, die geplante 

Aufzugsstrecke so zu blockieren, dass die eigentliche 

Demonstration nicht mehr stattfinden konnte und vor-

zeitig beendet werden musste. Im Anschluss wurde 

eine Spontandemonstration in Falkensee (Brandenburg) 

durchgeführt.

Bei der Bundestagswahl am 24.09.2017 war die Partei Die Rechte 

lediglich mit einer Landesliste und sechs Direktkandidaten in Ba-

den-Württemberg angetreten. Mit insgesamt 1.166 Erststimmen 

und 2.070 Zweitstimmen (0,0 Prozent) blieb die Partei unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle.

Am 04.11.2017 organisierte der Kreisverband Dortmund der Partei 

Die Rechte im Raum Dortmund einen Kongress unter dem Motto 

„Gemeinsam für Europa“ mit etwa 150 Teilnehmern u. a. aus Bul-

garien, Frankreich, Italien, Niederlande, Polen, Russland, Spanien 

und den skandinavischen Ländern. Bei dieser Vortragsveranstaltung 

standen die Vorstellung der jeweiligen ausländischen Gruppierung 

und der gegenseitige Austausch im Vordergrund. Der Kongress 

war zudem Auftakt für die Anti-EU-Kampagne „Europa erwache: 

Unser Europa ist nicht eure Union!“, die sich gegen die vermeint-

liche Gleichschaltung und Zentralisierungsbestrebungen der Euro-

päischen Union richtet. Die Kampagne soll mit einer Abschlussde-

monstration am 14.04.2018 in Dortmund enden. Als Redner sind 

hierfür neben dem nordrhein-westfälischen Landesvorsitzenden der 

Partei Die Rechte, Sascha Krolzig, auch der Europaabgeordnete und 

ehemalige NPD-Vorsitzende Udo Voigt sowie der freie Nationalist 

Sven Skoda angekündigt. Zukünftig soll der Kongress jedes Jahr in 

einem anderen europäischen Land stattfinden. Im Jahr 2018 sei der 

Kongress für Bulgarien geplant. Außerdem wurde im Rahmen der 

Veranstaltung für den nächsten „Tag der deutschen Zukunft“ (TddZ) 

am 02.06.2018 in Goslar geworben.
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Niedersächsischer Landesvorsitzender erneut in den Bundes-

vorstand gewählt

Am 28.10.2017 führte die Partei Die Rechte ihren turnusmäßigen 

Bundesparteitag in Schwerte (Nordrhein-Westfalen) durch. Neben 

den obligatorischen Vorstandswahlen ging es auch um die weitere 

politische Ausrichtung der Partei sowie um innerparteiliche Struktu-

ren und Abläufe. Mit Blick auf die Europawahl im Jahr 2019 wurde 

die Entscheidung hinsichtlich einer Teilnahme vertagt. Diese strate-

gische Frage soll zunächst im neu gewählten Bundesvorstand erör-

tert werden.

Der bisherige Vorsitzende Christian Worch aus Mecklenburg-Vor-

pommern wurde auf dem Parteitag mit 78,4 Prozent der Stimmen 

als Vorsitzender bestätigt. Die Wahl seiner Stellvertreter fiel auf 

Christoph Drewer (Dortmund) und Kevin Koch (Wuppertal). Als Bei-

sitzer wurden aus Niedersachsen der Landesvorsitzende Holger Nie-

mann mit 75,6 Prozent sowie der Vorsitzende des Kreisverbandes 

Verden, Markus Walter, mit 74,2 Prozent erneut in den erweiterten 

Bundesvorstand gewählt.

Rücktritt des Parteivorsitzenden Christian Worch

Die vom Landesverband Thüringen auf dem Bundesparteitag einge-

brachte Resolution, nach der sich die Partei zur Volksgemeinschaft 

aller Deutschen bekennen solle, wurde gegen den Willen des Partei-

vorsitzenden mehrheitlich angenommen. Dies hatte zur Folge, dass 

Worch den Parteitag vorzeitig verließ und die konstituierende Sit-

zung des neu gewählten Bundesvorstands, die im Anschluss an den 

Parteitag abgehalten wurde, ohne ihn stattfand. Einen Tag später 

kündigte Worch seinen Rücktritt zum 31.10.2017 an. 

Im Nachgang des Parteitages sprach der Bundesvorstand sein Be-

dauern über Worchs Rücktritt aus und gab bekannt, dass Christoph 

Drewer bis zum nächsten Parteitag im Frühjahr 2018 zum kommissa-

rischen Bundesvorsitzenden ernannt wurde. Drewer ist vorbestraft 

und war bis zu ihrem Verbot im Jahr 2012 Angehöriger der neona-

zistischen Kameradschaft „Nationaler Widerstand Dortmund“.
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Inhaltlich hat sich der neue Bundesvorstand zum Ziel gesetzt, die 

Partei aus der derzeitigen Stagnation herauszuführen. Mit einem 

ebenso unbürokratischen wie unkomplizierten Führungsstil will der 

Vorstand erste Signale für eine Aufbruchsstimmung setzen. Es gelte, 

die Partei insgesamt neu aufzustellen und angesichts der Europa- 

und der Landtagswahl in Thüringen im Jahr 2019 sowie mit Blick auf 

die Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2020 neu aus-

zurichten. Helfen sollen dabei ein eigener Materialdienst, moderne 

Propagandamaterialien, eine stärkere Präsenz in den sozialen Netz-

werken, eine bundesweite Mitgliederkampagne und der Ausbau von 

Strukturen sowie ein neues Parteiprogramm für das Frühjahr 2018.

Aktivitäten der niedersächsischen Parteigliederungen 

In Niedersachsen gingen vereinzelte Aktivitäten der Partei Die Rechte 

fast ausschließlich vom Kreisverband Verden aus. Andere Kreisver-

bände verzeichneten hingegen kaum oder keine öffentlichen Akti-

vitäten und beschränkten sich im Internet auf sporadische Veröf-

fentlichungen in den entsprechenden sozialen Netzwerken. In der 

Gesamtschau dienten die durchgeführten Aktionen vor allem der 

Stärkung des inneren Zusammenhalts.

Am 28.01.2017 veranstaltete der Landesverband der Partei Die 

Rechte gemeinsam mit dem Kreisverband Verden eine Demonstrati-

on in Nienburg, an der sich etwa 40 Rechtsextremisten beteiligten. 

Darunter befanden sich auch Personen aus neonazistischen Grup-

pierungen wie Kollektiv Nordharz und Aktionsgruppe Nienburg.43

Einen Monat später organisierte der Kreisverband Verden am 

25.02.2017 in der Innenstadt von Achim (Landkreis Verden) eine 

Mahnwache unter dem Motto „Asylflut 

stoppen“. Dabei verteilten Mitglieder der 

Partei entsprechende Flugblätter, um ein 

„Zeichen gegen die unkontrollierte Masse-

neinwanderung“ zu setzen. Eine nennens-

werte Außenwirkung konnte jedoch nicht 

erzielt werden.

43 Siehe Kapitel 2.5, „Kollektiv Nordharz“ und „AG Nienburg“.
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Im Rahmen des Bundestagswahlkampfes gab es eine Störaktion 

durch Angehörige des Kreisverbandes bei einer SPD-Wahlkampfver-

anstaltung am 18.08.2017 in Verden. An der vorgezogenen Land-

tagswahl in Niedersachsen am 15.10.2017 konnte die Partei trotz 

aufgestellter Landesliste nicht antreten, weil ihr die gesetzlich vor-

geschriebene Mindestanzahl an Unterstützerunterschriften fehlte.

Auf dem Weihnachtsmarkt in Goslar wurde am 16.12.2017 von Par-

teimitgliedern eine Verteilaktion durchgeführt und dabei auch für 

den „Tag der deutschen Zukunft“ (TddZ) am 02.06.2018 in Goslar 

geworben. Mit Beginn des Jahres 2018 erfolgte dann am 06.01.2018 

in Bad Harzburg die Gründung des Kreisverbandes Süd-Ost Nieder-

sachsen aus den ehemaligen Mitgliedern der sich kurz zuvor auf-

gelösten neonazistischen Gruppierung Kollektiv Nordharz, die den 

nächsten TddZ organisiert. Der neugegründete (Groß-)Kreisverband 

umfasst die Städte bzw. Landkreise Braunschweig, Gifhorn, Göttin-

gen, Goslar, Helmstedt, Holzminden, Northeim, Osterode am Harz, 

Peine, Salzgitter, Wolfenbüttel und Wolfsburg.44

Enge Vernetzung mit Neonazis und subkulturell geprägten  

Rechtsextremisten

Weiterhin besteht eine enge Vernetzung von Mitgliedern der Partei 

Die Rechte sowohl mit Angehörigen der Neonaziszene als auch mit 

subkulturell geprägten Rechtsextremisten. Deutlich wird dies etwa 

durch die gemeinsame Beteiligung an Musikveranstaltungen oder 

politischen Aktivitäten. Beispiele hierfür sind die Teilnahme an der 

Demonstration zum 1. Mai in Halle (Sachsen-Anhalt) durch Ange-

hörige des Kreisverbandes Verden sowie die Ausrichtung der Son-

nenwendfeier am 23.06.2017 in Eschede (Landkreis Celle) gemein-

sam mit neonazistischen Gruppierungen wie Düütsche Deerns und 

Freundeskreis Gefangenenhilfe sowie mit den Parteien NPD/JN und 

Der III. Weg.45

44 Siehe Kapitel 2.5, „Kollektiv Nordharz“.

45 Siehe Kapitel 2.5, „Demonstrationen und Kampagnen der rechtsextremistischen Szene“ 
und Kapitel 2.7, „Aktivitäten der NPD in Niedersachsen“.
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Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Der Landesverband Niedersachsen der Partei Die Rechte setzt sich 

überwiegend aus Angehörigen der neonazistischen Szene zusam-

men, die nun unter gezielter Nutzung des Parteienstatus ihre bis-

her außerparteilich durchgeführten Aktivitäten fortführen, ohne ein 

Vereinsverbot fürchten zu müssen.

Trotz einer formal landesweiten Präsenz entfaltet die Partei Die 

Rechte lediglich im Bereich des Kreisverbandes Verden nennenswer-

te öffentlichkeitswirksame Aktivitäten. Nach leicht sinkenden Mit-

gliederzahlen im vergangenen Jahr konnte dieser Trend gestoppt 

und auf dem Niveau des Vorjahres gehalten werden. Die auch wei-

terhin bestehenden Kontakte in die Neonaziszene und zum JN-Stütz-

punkt Braunschweig scheinen hier wieder mehr zum 

Tragen zu kommen und manchen Angehörigen des 

ehemals äußerst aktiven Hildesheimer Kreisverban-

des zur Neuorientierung veranlasst zu haben.

Der Partei Die Rechte ist es in Niedersachsen bislang nicht gelungen, 

sich als relevanter politischer Akteur und mögliche Wahlalternative 

zu positionieren. Zwar ist die Partei im Bund wie auch in Niedersach-

sen ein bedeutsamer Akteur im organisierten Rechtsextremismus, 

aber eine nennenswerte Entwicklung zu einem gesamtgesellschaft-

lichen Faktor ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu erkennen.

Mit der personellen und inhaltlichen Neuaufstellung des Bundesver-

bandes scheint aber eine Zeitenwende hinsichtlich der strategischen 

Ausrichtung der Partei eingeläutet zu sein. Ob der einstige Partei-

gründer Christian Worch seiner Partei treu bleibt, ist fraglich und 

bleibt daher abzuwarten. Seit dem überraschenden Wechsel an der 

Parteispitze sind jedenfalls Signale für eine Aufbruchsstimmung klar 

erkennbar. Die künftigen Schwerpunkte der Partei werden sicherlich 

darin bestehen, vorhandene Strukturen zu festigen sowie andern-

orts arbeits- und damit kampagnenfähige Strukturen aufzubauen.

In personeller Hinsicht hat die jüngere Generation der westdeut-

schen Neonaziszene die Führung der Partei komplett übernommen. 

Dem Bundesvorstand gehört nicht ein Mitglied aus den ostdeutschen 

Verbänden an. Die Zusammensetzung des neuen Bundesvorstandes 
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deutet auf eine insgesamt aktionsorientiertere und radikalere Aus-

richtung für die Zukunft hin. Das neue politische Machtzentrum hat 

sich nach Dortmund verlagert, in das Gebiet des mitgliederstärksten 

Landesverbandes Nordrhein-Westfalen. Bemerkenswert ist, dass mit 

Stefan Wijkamp nun auch ein niederländischer Neonazi im Bundes-

vorstand vertreten ist, der für den Bundesvorstand die Funktion des 

„Auslandsbeauftragten“ wahrnimmt.

Mit dem Bekenntnis zur Volksgemeinschaft, das die Mitglieder auf dem 

Bundesparteitag beschlossen haben, wird der neonazistische Charakter 

der Partei unterstrichen. Hieran zeigt sich auch, dass die Partei an ideo-

logische Elemente des historischen Nationalsozialismus anknüpft und 

sich damit unverhohlen gegen die freiheitliche demokratische Grund-

ordnung stellt. Die inhaltliche Ausrichtung des neuen Parteiprogramms, 

wenn es wie angekündigt im Frühjahr 2018 verabschiedet werden soll-

te, dürfte damit vorgezeichnet sein. Es bleibt jedoch abzuwarten, wie 

sich die Partei Die Rechte insgesamt neu aufstellen wird. Die jüngsten 

Entwicklungen jedenfalls deuten auf eine Radikalisierung der Partei hin.

2.9 Europäische Aktion (EA)

Sitz / Verbreitung Sitz der Gesamtorganisation: Liechtenstein;  

Sitz der Landesleitung Deutschland: Verden

Gründung /  

Bestehen seit

Seit 2010; Auflösung der Organisationsstruktur im Juni 2017

Struktur /  

Repräsentanz

Leiter der Gesamtorganisation: ein junger, namentlich nicht 

offen genannter Aktivist; Landesleiter Deutschland: Dr. Rigolf 

Hennig; eine organisationsübergreifende, europaweit agierende 

Organisation ohne Vereins- oder Parteistatus; Schwerpunkte sind 

Deutschland, Liechtenstein, Österreich und die Schweiz; nach 

dem „Führerprinzip“ organisiert; oberste Steuerungsebene ist die 

sogenannte „Tagsatzung“, die sich aus den Landesleitungen, de-

ren Stellvertretern und den Fachabteilungsleitern zusammensetzt; 

in Deutschland bestehen neben der Landesleitung noch diverse 

Gebietsleitungen und lokale Stützpunkte.
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Am 10.06.2017 wurde in einem Interview mit Führungspersonen der 

EA auf der Facebook-Seite der NPD Thüringen die „Auflösung der 

Europäischen Aktion in ihrer operativen Form“ bekannt gegeben. Die 

Ziele der EA sollen zukünftig von „Einzelpersonen in selbstverant-

wortlichem Handeln“ weitergeführt werden. Die Internetseite der EA 

soll erhalten bleiben und als Kommunikationsplattform dienen.46

Mitglieder /  

Anhänger /  

Unterstützer 

Bund: 100    Land: 20   

Veröffentlichungen Publikation: Mitteilungsblatt Europa ruft (unregelmäßig, Auflage 

mehr als 6.000 Stück); angekündigt wurde nach der Strukturauf-

lösung die Schrift „Europäische Freiheit“; eigene Internet- und 

Facebook-Seite

Kurzportrait / Ziele Die Gründung der revisionistischen Europäischen Aktion (EA) 

erfolgte Anfang 2010 zunächst unter der Bezeichnung Bund 

Freies Europa (BFE) um den ehemaligen Vorsitzenden des 2008 

verbotenen Vereins zur Rehabilitierung der wegen Bestreitens des 

Holocaust Verfolgten (VRBHV), Bernhard Schaub. Unter dem Titel 

„Die Europäische Aktion – Aufbau und Ziele der europäischen 

Freiheitsbewegung“ formulierte Schaub die Grundpositionen 

als „7 Ziele“, darunter die „Repartriierung außereuropäischer 

Einwanderer“. Diese Zielformulierungen sollen laut EA „den geis-

tigen Nährboden für den bereits stattfindenden Kampf um (die) 

biologisch-kulturgeschichtliche Existenz“ bilden.47

Die EA versteht sich als „fundamentale Gegenbewegung zum 

herrschenden System“ und als „Lebens- und Kampfgemein-

schaft“ für „die Freiheit und Selbständigkeit Europas und seiner 

Völker“. Ihr Ziel ist ein vollständiger Systemwechsel und die Wie-

derherstellung eines „freien und souveränen deutschen Reiches“ 

auf der Grundlage einer ethnisch homogenen Volksgemeinschaft. 

In typischer revisionistischer Manier wird gegen angebliche Denk- 

und Redeverbote agiert, die ihren „gemeinsamen Mittelpunkt in 

den Gaskammern von Auschwitz“ hätten.48 

46 Internetseite der EA vom 26.09.2017: „Mitteilung in eigener Sache“.

47 Internetseite der EA vom 03.06.2015: „Grundsätzliches zum europäischen Freiheits-
kampf“.

48 Bernhard Schaub, „Die Europäische Aktion. Aufbau und Ziele der europäischen Freiheits-
bewegung“, Eschenz: Ghibellinum-Verlag 2011, Seite 12.
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Daneben steht die fremdenfeindliche Forderung nach Rückfüh-

rung außereuropäischer Einwanderer. Mit einer solchen grund-

sätzlich für alle rechtsextremistischen Organisationen anschluss-

fähigen Zielsetzung unterstreicht die EA ihr Selbstverständnis 

von einer organisationsübergreifenden Sammlungsbewegung 

innerhalb des Rechtsextremismus.

Finanzierung Spenden und Beiträge der Aktiven 

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Ideologisch ist die EA neonazistisch, rassistisch und antisemitisch 

ausgerichtet. Sie ist organisationsübergreifend tätig und sieht sich 

als Bewegung für die Freiheit und Selbständigkeit Europas und sei-

ner Völker. Die EA strebt einen vollständigen Systemwechsel an und 

propagiert eine „Europäische Eidgenossenschaft“, die im „Kern das 

Deutsche Reich bildet“, in dem dann „wieder die Volksgemeinschaft 

als Gewähr des sozialen Gedeihens“ gilt. Als Volk bezeichnet die EA 

„eine geistig gesunde, raum- und blutsgebundene Gemeinschaft“49.  

Die EA richtet sich gegen die freiheitliche demokratische Grund-

ordnung und die im Grundgesetz konkretisierten Grund- und Men-

schenrechte, die kaum bzw. nur noch eingeschränkt Anwendung 

finden sollen. Die EA agiert gegen den Gedanken der Völkerver-

ständigung und gegen das friedliche Zusammenleben der Völker. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts umfasst 

dies auch die Wesensverwandtschaft zum Nationalsozialismus. Be-

züge der EA zum historischen Nationalsozialismus werden durch 

revisionistische Agitationsfelder und regelmäßig durch die Veröf-

fentlichungen des Landesleiters Deutschland, Hennig, belegt. Ent-

sprechend der nationalsozialistischen Rassenlehre diffamiert die EA 

wiederholt Menschen jüdischen Glaubens und lehnt die Existenz des 

Staates Israel ab. Damit ist die EA verfassungsfeindlich; ihre Beob-

achtung richtet sich nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 4 NVerfSchG.

49 Internetseite der EA vom 17.12.2015: „Konsumveranstaltung“.
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Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

In einem Interview am 10.06.2017 auf der Facebook-Seite der NPD 

Thüringen mit dem stellvertretenden Parteivorsitzenden Thorsten 

Heise verkündeten Dr. Rigolf Hennig und Axel Schlimper, der Ge-

bietsleiter für Thüringen, die „Auflösung der Europäische Aktion in 

ihrer operativen Form“. Der Entschluss sei nach einem Treffen von 

„aktiven Mitstreitern“ getroffen worden, wie in einer letzten „Mit-

teilung in eigener Sache“ vom 26.09.2017 auf der Internetseite der 

EA zu lesen ist.50 Dieser Mitteilung wurde die „offizielle Auflösungs-

erklärung“ vom 10.06.2017 beigefügt, in der sich Hennig davon 

überzeugt zeigt, dass die Europäische Aktion als Gegenentwurf zur 

Europäischen Union in den Schriften von Bernhard Schaub und an-

deren fortleben und von Einzelpersonen in selbstverantwortlichem 

Handeln weitergetragen wird. Zu diesem Zweck solle auch die Inter-

netseite der EA erhalten bleiben und als Kommunikationsplattform 

dienen.

„Unsere 7 Ziele bilden das geistige Rüstzeug, um Deutschland und Europa aus der lebensbe-

drohlichen Winterstarre zu befreien und die Völker dieses Kontinents in einen neuen Früh-

ling zu führen. … Künftig gilt es, eigenverantwortlich und pflichtbewusst im Geiste dieser 

7 Ziele weiterzuarbeiten, jeder seinen Fähigkeiten und Kapazitäten entsprechend. Von ihrer 

Bedeutung und Aussagekraft haben die 7 Ziele nichts eingebüsst. … Darum jetzt erst recht: 

Rückeroberung oder Untergang! Sein oder Nichtsein! Europa auf!“

(Internetseite der EA, „Mitteilung in eigener Sache“, 26.09.2017)

Polizeiliche Durchsuchungsmaßnamen in Thüringen und Nieder-

sachsen

Am 23.06.2017 wurden polizeiliche Durchsuchungsmaßnahmen 

im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens wegen des Verdachts der 

Bildung einer kriminellen Vereinigung (§ 129 StGB) in zwölf Objek-

ten in Thüringen und einem Objekt in Göttingen durchgeführt. Die 

Maßnahme wurde von Spezialeinheiten des Bundes (GSG 9) und der 

Länder unterstützt. Zum Kreis der Betroffenen zählten Schlimper 

und weitere Personen aus seinem Umfeld. Die Staatsanwaltschaft 

wirft den Beschuldigten vor, in Südthüringen paramilitärische Zelt-

lager (sogenannte Waldbiwaks51) organisiert oder daran teilgenom-

men zu haben. Zweck der Durchsuchungen war es, Beweismittel zu 

50 Internetseite der EA vom 26.09.2017: „Mitteilung in eigener Sache“.

51 Verfassungsschutzbericht Niedersachsen 2016, Seite 108.
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erlangen. Sichergestellt wurden diverse Schuss-, Hieb- und Stich-

waffen, Armbrüste, Mobiltelefone, Computertechnik sowie Propa-

gandamaterial. Auch Schusswaffen, für die eine waffenbehördliche 

Genehmigung vorlag, wurden eingezogen. 

Im Nachgang zu den Exekutivmaßnahmen wurde in einer „Eilmel-

dung in eigener Sache“ vom 23.06.2017 auf der Internet- und der 

Facebook-Seite um Solidarität gebeten.52 Die EA distanzierte sich da-

rin von dem Vorwurf der Gewaltbereitschaft und der Planung eines 

Terroranschlags. In keinem der beschlagnahmten Schriftstücke und 

Redebeiträge sei jemals zu Gewalt aufgerufen worden. Im Gegenteil 

habe die EA stets argumentiert, dass man Gewalt als Instrument 

des politischen Kampfes aus Überzeugung ablehne. Ausgenommen 

hiervon sei das „Recht eines jeden Menschen auf Selbstverteidi-

gung“. Auch hätten keine paramilitärischen Aktivitäten im Thürin-

ger Wald stattgefunden, sondern „eine friedliche, gemeinschaftsbe-

zogene und naturverbundene Freizeitbeschäftigung jenseits dieser 

dekadenten und vor Fäulnis stinkenden BRD-Zombie-Gesellschaft.“ 

Die Aufenthalte in der Natur seien dazu genutzt worden, eine praxis-

nahe Vorbereitung auf ein mögliches Krisen- und Katastrophensze-

nario einzuüben. Die EA habe offen über ihre Aktionen berichtet 

und verweist hierzu auf den Beitrag „Feldübung im Thüringer Wald“ 

vom 30.12.2016. Neben dem Einrücken in unzugängliches Gebiet 

mit Geländewagen und Zeltmaterial habe eine Rundfahrt durch das 

Thüringer Schiefergebirge auf dem Programm gestanden. Dabei sei 

es um die Vervollständigung der Ortskenntnisse durch Nutzung von 

Nebenstraßen sowie um Fahrten mit unbeleuchtetem Konvoi nach 

Einbruch der Dunkelheit und um die Übernachtung bei zweistelligen 

Minusgraden gegangen. Der Beitrag endete mit einem Appell: „Was 

auch immer kommen mag – Wir halten stand!“

52 Internetseite der EA vom 23.06.2017: „Eilmeldung in eigener Sache“.
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Wiederherstellung der Handlungsfähigkeit des Deutschen Reiches 

durch Systemüberwindung 

In den Veröffentlichungen auf der Internetseite der EA propagiert 

Hennig regelmäßig „Die Neuordnung Europas“ und die Wiederher-

stellung der Handlungsfähigkeit des Deutschen Reiches mit einer 

„… gewachsenen Volksgemeinschaft, die Reich und Arm, Klug und Beschränkt, Begabt 

und Behindert zum wechselseitigen Segen ausgleicht, und auf der Grundlagen der Führung 

durch die Besten (Führergrundsatz, Meritokratie) – der Auslese durch Leistung und der Für-

sorge für die Schwächeren.“

(Internetseite der EA, „Die Neuordnung Europas“, 05.02.2017)

In dem Beitrag „Revolte oder Untergang“ fordern wiederum vermeint-

lich junge Aktivisten einen „fundamentalen Paradigmenwechsel“ zur 

Überwindung der Bundesrepublik Deutschland, die nach ihrer Mei-

nung „das dunkelste Kapitel der Geschichte unseres Landes“ darstelle:

„Wir, die heutige Jugend, stehen vor der wegweisenden Entscheidung: Gemeinsam gegen 

diese Völkermordpolitik der Demokraten zu revoltieren oder aber als gutgläubige Systemlin-

ge dem Untergang anheimzufallen.“

(Internetseite der EA, „Revolte oder Untergang“, 29.03.2017)

Forderung nach Bildung einer Lebenskampf- und  

Schicksalsgemeinschaft 

In ethnopluralistischer Diktion stellt sich die EA gegen die von ihr 

sogenannte „Multiethnisierungs-Politik der Demokraten“, die „dia-

metral den Lebensgesetzen menschlichen Werdens und Vergehens 

entgegengesetzt“ sei.53 In verschiedenen Veröffentlichungen fin-

det sich die Forderung nach einer sogenannten Reconquista, einer 

„Rückeroberung des Lebensraumes“, weil „zu keinem Zeitpunkt der 

ethnisch-kulturelle Fortbestand seiner Völker derart massiv gefähr-

det (war), wie heute“. Eine solche Rückeroberung sei jedoch nur 

möglich, würden sich die Völker des Kontinents zu einer volksge-

meinschaftlichen „Lebenskampf- und Schicksalsgemeinschaft“ zu-

sammenschließen und so „eine zentrale Rolle im Überlebenskampf 

der sich im Untergang befindlichen Völker Europas“ einnehmen.54

53 Internetseite der EA vom 24.03.2017: „Naturschutz?“.

54 Internetseite der EA vom 15.04.2017: „Einigung oder Untergang“.
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Antisemtische Verschwörungstheorien fordern einen  

„kapitalistischen Endzeitmodus“ 

Unter Verwendung völkisch-rassistischer Agitationsmuster lehnt 

die EA einen „Alle-Menschen-sind-gleich-Egalitarismus“ ab, weil 

diese „Rassen- und Kulturvermischung … eine Rassen- und Kultur-

vernichtung“ sei, die den Menschen zu einem „entwurzelten und 

identitätslosen Individuum innerhalb der hybriden Welteinheitszivi-

lisation“ machen würde.55 Hier schließen antisemitische Verschwö-

rungstheorien an, in denen unterstellt wird, die Juden wollten andere 

Völker beherrschen und ausbeuten. Dies entspräche „ganz einer 

kapitalistischen Verwertungslogik“, die darauf ausgerichtet sei, „die 

Menschen aus ihrem geschichtlichen und geistig-kulturellen Kontext 

herauszulösen und Traditionen zu entbinden, um letztlich als atomi-

sierte Arbeitssklaven ihren Dienst für das staatenlose Großkapital zu 

verrichten.“56 

Die Europäische Aktion sieht die Welt im „Würgegriff des Kapitals“. 

Dahinter stehe ein „parasitäres Finanzkartell der angloamerika-

nisch-jüdisch dominierten Finanzmafia und ihrer korrupten Erfül-

lungsgehilfen der Politik“. Diese seien verantwortlich für „Kriege, 

Chaos, Hungersnöte, Massenverelendung und kollektives Völker-

sterben“.57 Ein vermeintlicher „Wendepunkt zu einer Neuen Ord-

nung“ wird darin gesehen, dem „Judaismus … das Handwerk zu 

legen, (denn) … dies ist die Quelle zur Befreiung der Menschheit aus 

ihrem knechtischen Dasein.“58

EA fordert ein Ende der Befreiungsrhetorik und Schuldpsychose

Mit dem Ziel der Verharmlosung von NS-Verbrechen und der Re-

habilitierung der Verantwortlichen des NS-Regimes plädiert die EA 

für die Abschaffung des § 130 StGB (Volksverhetzung). Dement-

sprechend sieht sich die Europäische Aktion im „Kampf um die ge-

schichtliche Wahrheit“, denn die bisherige Geschichtsschreibung sei 

ein Konstrukt der Umerziehung und diene der Unterdrückung einer 

vermeintlich anderen historischen Wahrheit rund um die Gescheh-

55 Internetseite der EA vom 18.05.2017: „Der Niedergang als Notwendigkeit zum Aufstieg“.

56 Internetseite der EA vom 03.05.2017: „Chauvinismus? Nein Danke!“.

57 Internetseite der EA vom 08.03.2017: „Die Welt im Würgegriff des Kapitals“.

58 Internetseite der EA vom 23.08.2017: „Kapitalistischer Endzeitmodus“.
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nisse des Zweiten Weltkrieges. So zeigt man sich davon überzeugt, 

dass das deutsche Volk erst die „aufoktroyierte Kollektivschuld“ 

ablegen müsse, bevor es wieder „seelisch gesunden und aus sich 

selber schöpfen“ könne.59 Der sogenannte Tag der Befreiung am 

08.05.1945 symbolisiere nach Ansicht der EA 

„… in Tat und Wahrheit erst den Auftakt zum multidimensionalen Vernichtungskrieg gegen 

das deutsche Volk, dem wir bis in die Gegenwart schutzlos ausgeliefert sind, sowohl phy-

sisch als auch geistig.“

(Internetseite der EA, „Befreiungsrhetorik und Schuldpsychose“, 08.05.2017)

Die Demokratisierung Deutschlands und die Entstehung einer Er-

innerungskultur in der Bundesrepublik werden als „psychologische 

Kriegsführung“ und „Fortsetzung der Kriegsanstrengungen durch 

die Alliierten“ gesehen:

„Die schärfste ihrer geistigen Waffen ist jedoch der ins deutsche Bewusstsein implemen-

tierte Schuldkomplex an zwei Weltkriegen und dem Holocaust. Gerade letzterer ist das 

wichtigste Element der Sieger, um den Seelenmord an uns Deutschen zu praktizieren. Und 

der Seelenmord wiederum bildet die Grundlage, um den Völkermord mittels massenhafter 

Ansiedlung durch fremde Ethnien widerstandslos durchführen zu können. Denn ein Volk 

ohne Seele verliert den Lebenswillen und erkennt nicht die Notwendigkeit zum Fortbestand 

seiner genetischen und kulturellen Substanz.“

(Internetseite der EA, „Befreiungsrhetorik und Schuldpsychose“, 08.05.2017)

Die Flüchtlingsthematik als verbindendes Element

Die Flüchtlingsthematik ist ein programmatischer Schwerpunkt in 

den Veröffentlichungen der Europäischen Aktion. Aus ihrer Sicht 

wird Europa mit „art- und wesensfremden Invasoren überflutet und 

seine indigenen Völker an den Rand ihrer Existenz gedrängt.“60 Hie-

ran anknüpfend erfolgt die ethnopluralistisch orientierte Forderung 

nach einem Kampf um den Erhalt der ethnisch-kulturellen Eigen-

art gegen die „todbringenden Zivilokkupation“. In antisemitischer 

Diktion wird hinter „der irrsinnigen und kranken Massenmigration“ 

eine bestimmte politische Agenda „im Auftrag fremder Mächte … 

59 Internetseite der EA vom 08.05.2017: „Befreiungsrhetorik und Schuldpsychose“.

60 Europa ruft, Nr. 1, 2017, Seite 1: „Der Niedergang als Notwendigkeit zum Aufstieg“.
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zur Auflösung des deutschen Volkskörpers“ vermutet.61 Wie beim 

sogenannten Hooton-Plan62 sei es das Ziel jener „fremden Mächte“, 

die Deutschen durch einen „multidimensionalen Vernichtungskrieg“ 

auszulöschen:

61 Internetseite der EA vom 01.09.2017: „Klartext“.

62 Siehe Kapitel 2.10 (Freistaat Preußen / Stimme des Reiches.

„Wir Deutsche sollen kurzerhand von der Bildfläche verschwinden, indem unsere genetische 

Substanz durch die massenhafte Ansiedlung fremder Völkerscharen bei gleichzeitigem Ge-

burtenschwund des autochthonen Volkes bis zur Unkenntlichkeit zerstört wird.“ 

(Internetseite der EA, „Klartext“, 01.09.2017)

Bei den Flüchtlingsbewegungen der letzten Jahre handele es sich 

nach Ansicht der EA um eine „planmäßig verlaufende Massenein-

wanderung nach Deutschland und Europa“, die als Folge dessen 

„den Tatbestand des Völkermordes“ erfülle. Dementsprechend 

seien Flüchtlinge und Asylbewerber auch keine notleidenden Men-

schen, wie die „volksfeindliche BRD-Regierung“ weismachen wolle. 

Vielmehr würden sich diese

„ungebetenen Gäste aus Afrika und dem vorderen sowie mittleren Orient … wie Eroberer 

aufführen, frevelhafte Forderungen stellen und unsere Frauen als sexuelle Beuteobjekte 

betrachten.“ 

(Internetseite der EA, „Mut zur Tat“, 23.05.2017)

In hetzerischer Art und Weise wird den geflüchteten Menschen un-

terstellt, es vor allem auf die angeblich so üppigen Sozialleistungen 

in Deutschland abgesehen zu haben:

„Im Klartext: Jeder dahergelaufene Zivilokkupant, der bescheinigen kann, Angehöriger 

einer vermeintlich verfolgten Minderheit zu sein, erhält in der wahnwitzigen Wir-schaf-

fen-das-Republik das Recht auf Asyl und somit Sozialleistungen, von denen jeder Bio-Deut-

sche nur träumen kann.“

(Internetseite der EA, „Identität und Recht statt Kalifat und Asylmissbrauch“, 29.04.2017)
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Verbindungen zu anderen rechtsextremistischen Gruppierungen 

Die EA verfügt über eine Vielzahl nationaler und internationaler 

Kontakte in die rechtsextremistische Szene. Bereits im Jahr 2012 

wurde eine Kooperation mit der NPD vereinbart. Ferner bestehen 

Kontakte zu den rechtsextremistischen Organisationen Die Russ-

landdeutschen Konservativen und Verein Gedächtnisstätte e. V. 

sowie zu Meinolf Schönborn, dem Herausgeber der rechtsextre-

mistischen Publikation Recht und Wahrheit (RuW). Unter dem Titel 

„Wir sind im Krieg“ ist ein gemeinsames Flugblatt der EA mit dem 

rechtsextremistischen Thule-Seminar veröffentlicht worden: „Offe-

ne Grenzen töten! Dichte Grenzen retten!“ 

Die Flüchtlingsthematik begünstigt eine Zusammenarbeit der EA mit 

anderen rechtsextremistischen Organisationen und erweist sich als 

verbindendes Element. Ihre Funktionäre und Aktivisten beteiligen 

sich aktiv an deren Demonstrationen und Aufmärschen sowie an 

Kundgebungen islamfeindlicher Gruppierungen. Ein weiteres ver-

bindendes Element ist die Rehabilitierung der Wehrmacht im Zwei-

ten Weltkrieg. Beispiel hierfür ist die gemeinsame Teilnahme von 

Angehörigen der EA und der Partei Der III. Weg am „Tag der Ehre“ 

(„Day of Honour“) in Budapest (Ungarn) am 11.02.2017, in dessen 

Verlauf ein Kranz mit dem Schleifenaufdruck „Wir vergessen euch 

nie – Ewig lebt der Toten Tatenruhm“ abgelegt wurde.63

Ehemalige Funktionäre werben nach der Strukturauflösung weiter-

hin für die EA 

In der vom Freistaat Preußen herausgegebenen Publikation Stimme 

des Reiches (SdR), für die ebenfalls der ehemalige EA-Deutschland-

leiter Hennig verantwortlich zeichnet, wirbt dieser im bekannten 

antisemitischen und rassistischen Duktus auch weiterhin für die 

vom Holocaustleugner Bernhard Schaub formulierten „7 Ziele“ der 

Europäischen Aktion.64 Der ehemalige EA-Gebietsleiter für Thürin-

gen, Axel Schlimper, trat als Redner bei zwei rechtsextremistischen 

Konzertveranstaltungen mit jeweils mehreren tausend Teilnehmern 

in der thüringischen Kleinstadt Themar am 15.07.2017 und am 

63 Internetseite der EA vom 28.02.2017: „Ehre, wem Ehre gebührt!“.

64 Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 2: „Was nun?“;  siehe auch Kapitel 2.10,  
„Strafverfahren gegen Verantwortliche der Stimme des Reiches“.
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29.07.2017 auf.65 Zu beiden Veranstaltungen wurden Informations- 

bzw. Verkaufsstände der EA angemeldet, und trotz der verkündeten 

Auflösung der Organisationsstrukturen war das Banner der Europäi-

schen Aktion auf dem Gelände sichtbar wahrzunehmen.

Darüber hinaus veröffentlichte Schlimper in der rechtsextremisti-

schen Publikation „N.S. HEUTE – Weltanschauung.Bewegung.Le-

ben“, die von Vertretern der Partei Die Rechte herausgegeben wird, 

einen Beitrag unter dem Titel „Solidarität mit der Europäischen Aktion 

– Die Waffen der Europäischen Aktion“, der sich mit der Struktur-

auflösung vom 10.06.2017 und mit den Exekutivmaßnahmen gegen 

Verantwortliche der EA vom 23.06.2017 zum Vorwurf der Bildung 

einer terroristischen Vereinigung auseinandersetzt.66 Schlimper be-

tont darin, dass die EA eine Idee sei, die „in der aktuellen Phase von 

der Eigeninitiative der Aktivisten und nicht von Anweisungen aus 

der Leitungsebene“ lebe. Eindringlich wirbt er nochmals für die Ziele 

der EA und verbindet dies mit der Hoffnung auf deren zukünftige 

Umsetzung in einer „lebendigen Gemeinschaft“.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die EA konnte ihrem Anspruch, Sammlungsbewegung in der rechts-

extremistischen Szene zu sein, nie vollständig gerecht werden. Offe-

ne Präsenz erreichte sie vornehmlich über Facebook und die eigene 

Internetseite. Weitaus weniger Aufmerksamkeit erreichte sie durch 

die öffentlichen Auftritte ihrer Führungskräfte. In ihrer letzten Mit-

teilung vom 26.09.2017 wurde darauf hingewiesen, dass die Inter-

netseite nicht mehr aktualisiert werde, es sei alles gesagt und müsse 

nicht wiederholt werden. 

Neben einer Resignation über den mangelnden Zuspruch dürfte 

auch der staatliche Ermittlungsdruck im In- und Ausland ausschlag-

gebend für die Verkündung der Auflösung der Organisationsstruk-

turen am 10.06.2017 gewesen sein. Die Strukturauflösung sowie die 

Entlassung der weisungsgebenden Funktionsträger aus ihrer Verant-

wortung, die der ehemalige Deutschlandleiter Hennig an jenem Tag 

unterrichtet habe, könnte als strategische Maßnahme gegen ein von 

65 Deutscher Bundestag, 29.09.2017, Drucksache 18/13661; siehe auch Kapitel 2.4, „Rechts-
extremistische Musikszene“.

66 Axel Schlimper, „Solidarität mit der Europäischen Aktion – Die Waffen der Europäischen 
Aktion“, in: N.S. Heute – Weltanschauung.Bewegung.Leben, Nr. 5, 2017, Seite 19ff.
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der EA befürchtetes Verbotsverfahren und gegen weitere mögliche 

Exekutivmaßnahmen gedeutet werden.

Die menschenverachtenden neonazistischen, rassistischen und an-

tisemitischen Ideen und Ziele der EA werden durch das Fortbeste-

hen ihrer Internetseite auch zukünftig verbreitet und im Internet, in 

Vorträgen und Schriften von Einzelpersonen weitergetragen. Eine 

Abkehr von der rechtsextremistischen Ideologie ist nicht erkenn-

bar. Die Veröffentlichungen Hennigs zur Krisenvorsorge und zum 

bewaffneten Partisanenkampf in Südtirol auf der Internetseite der 

EA können auch weiterhin zu einer Radikalisierung gerade junger 

Anhänger beitragen.

Eine absehbare strukturelle Neuformierung der EA erscheint zurzeit 

eher unwahrscheinlich. Für die Zukunft kann jedoch nicht ausge-

schlossen werden, dass kleine, konspirativ ausgerichtete und ope-

rativ agierende Einheiten bzw. Zellen weiterhin eine Krisenvorsorge 

betreiben und sich auf einen „Tag X“ vorbereiten, an dem der in 

rechtsextremistischen Kreisen prognostizierte Krisen- oder Kata-

strophenfall als Folge von angeblich massenhafter Zuwanderung 

und vermeintlicher Islamisierung eintritt, der eine Wehrhaftigkeit 

und Selbstverteidigung erfordere. Die weitere Entwicklung bleibt 

daher abzuwarten.

2.10 Freistaat Preußen /  
Stimme des Reiches (SdR)

Sitz / Verbreitung Sitz der Organisation: Verden

Gründung /  

Bestehen seit

1995

Struktur /  

Repräsentanz

„kommissarischer Staatspräsident“: Dr. Rigolf Hennig; „Landtags-

präsident“: Heinrich Mock; SdR-Schriftleitung: Dr. Rigolf Hennig

Mitglieder /  

Anhänger /  

Unterstützer 

Bund: nicht bekannt Land: Einzelpersonen
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Veröffentlichungen Publikation: Stimme des Reiches (SdR) (Auflage: ca. 1.500 Stück) 

Kurzportrait / Ziele Die Organisation Freistaat Preußen wurde 1995 gegründet. Ihre 

ideologische Ausrichtung ist geschichts- und gebietsrevisionis-

tisch. Führende Funktionäre sind Dr. Rigolf Hennig („kommis-

sarischer Staatspräsident“) und Heinrich Mock („Landtagspräsi-

dent“). Der Freistaat Preußen tritt derzeit nach außen lediglich 

durch die Herausgabe der im Eigendruck hergestellten Publikation 

Stimme des Reiches (SdR) in Erscheinung, deren Beiträge offen 

antisemitische mit revisionistischen und ausländerfeindlichen 

Positionen verbinden. Autoren sind größtenteils Protagonisten 

der 2008 verbotenen Vereine Collegium Humanum (CH) und des 

Vereins zur Rehabilitierung der wegen Bestreitens des Holocaust 

Verfolgten (VRBHV). Zu den Stammautoren zählen neben Hennig 

auch Ursula Haverbeck-Wetzel und Arnold Höfs.

Die SdR ist als Nachfolgepublikation der 2008 ebenfalls verbo-

tenen CH-Publikation Stimme des Gewissens zu sehen, die nach 

dem Verbot zunächst unter dem Titel Das Reich herausgege-

ben wurde. Die Namenswahl stellt die Nähe zum Dritten Reich 

heraus. Während der Indizierung der SdR in 2016 wurde als 

Ersatzpublikation ein „Persönlicher Brief von Ursula Haverbeck“ 

herausgegeben. Seit Ende 2016 erscheint die SdR wieder in unre-

gelmäßigen Abständen.

Finanzierung Verkauf der Publikation SdR und Spenden für die „Rechtskampf-

hilfe“67, Inhaber Unkostenkonto: Dr. Rigolf Hennig

67 Ziel der sogenannten Rechtskampfhilfe ist es, „den undemokratischen § 130 StGB, vor 
allem in Abs. 3 und 4 zu Fall zu bringen.“ Diese Hilfe basiert auf den Zielen des verbotenen 
VRBHV und umfasst die Forderung nach straffreier Meinungsäußerung im Zusammenhang 
mit der Holocaustleugnung (Volksverhetzung).

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Die Publikation Stimme des Reiches (SdR) beinhaltet überwiegend 

antisemitische, revisionistische und insbesondere NS-Verbrechen 

verharmlosende Inhalte, aber auch rassistische und fremdenfeind-

liche Positionen. Die Schrift richtet sich gegen den Gedanken der 

Völkerverständigung, will den historischen Nationalsozialismus re-

habilitieren und die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepub-
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lik Deutschland delegitimieren. Damit ist die SdR verfassungsfeind-

lich und erfüllt die Voraussetzungen für eine Beobachtung nach  

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 und 4 NVerfSchG.

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Indizierung und Ermittlungsverfahren wegen Volksverhetzung 

Die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien (BPjM) hatte im 

Jahr 2016 mehrere Ausgaben der Stimme des Reiches indiziert. Als 

Ersatzpublikation wurde ein sogenannter Persönlicher Brief von Ur-

sula Haverbeck-Wetzel in mehreren Ausgaben herausgegeben. Am 

11.04.2017 wurde hierzu von der BPjM ebenfalls eine Indizierung 

ausgesprochen. In der Begründung heißt es, die in der Publikation 

geäußerten Meinungen stünden im krassen Widerspruch zu den im 

Einklang mit dem Grundgesetz stehenden und in der Gesellschaft 

vorherrschenden Erziehungszielen. Durchgängig werde Antisemitis-

mus verbreitet und der Holocaust geleugnet.

In einem „Offenen Brief an die Bundesprüfstelle“ wendet sich Ha-

verbeck-Wetzel gegen diese „diametral entgegengesetzt zu den 

Rechtsgrundlagen der BRD“ stehende Entscheidung, die sie als 

Verstoß gegen Artikel 5 des Grundgesetzes (Freiheit der Meinung, 

Kunst und Wissenschaft) wertet, und darum eine Abschaffung der 

Prüfstelle fordert.68 Haverbeck-Wetzel will damit der Bundesrepublik 

Deutschland und der sie vertretenden Institutionen die Rechtsstaat-

lichkeit absprechen. Ihrer Auffassung nach diene der § 130 StGB 

(Volksverhetzung) allein der Unterdrückung einer vermeintlich an-

deren historischen Wahrheit rund um die Geschehnisse des Zweiten 

Weltkrieges. Mit der konsequenten Leugnung des industriellen Mas-

senmordes verfolgt sie das Ziel einer Rehabilitierung des nationalso-

zialistischen Regimes.

68 Stimme des Reiches, Nr. 3/4, 2017, Seite 4: „Offener Brief an die Bundesprüfstelle“.
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Strafverfahren gegen Verantwortliche der Stimme des Reiches

In den Jahren 2014 und 2015 war die Publikation SdR Gegenstand 

eines staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens wegen Volks-

verhetzung gemäß § 130 StGB. Der Vorwurf lautete auf Leugnung 

oder zumindest Verharmlosung des Holocausts und hatte im Rah-

men der Ermittlungen die Beschlagnahme der SdR-Ausgaben sowie 

in den Jahren 2016 und 2017 mehrere Strafverfahren gegen Verant-

wortliche der Zeitschrift zur Folge.

Am 21.11.2016 wurde Haverbeck-Wetzel vom Schöffengericht des 

Amtsgerichts Verden nach § 130 StGB zu zwei Jahren und sechs Mo-

naten Haft ohne Bewährung verurteilt, weil sie in mehreren SdR-Bei-

trägen der Jahrgänge 2014 und 2015 die massenhafte Ermordung 

von Juden in den nationalsozialistischen Vernichtungslagern geleug-

net hatte. Bereits im Gerichtssaal kündigte sie eine Berufung an. Im 

Berufungsverfahren vor dem Landgericht Verden im August 2017 

wurde die Haftstrafe ohne Bewährung auf zwei Jahre reduziert. In 

ihren Einlassungen leugnete Haverbeck-Wetzel, die sich selbst als 

„Überzeugungstäterin“ bezeichnete, erneut den Holocaust und ver-

band dies mit der Forderung nach Abschaffung des § 130 StGB, da 

dieser mit Artikel 5 des Grundgesetzes unvereinbar sei.69 Das Ober-

landesgericht Celle verwarf am 12.02.2018 die von Haverbeck-Wet-

zel angestrebte Revision gegen die Entscheidung des Landgerichts 

Verden, so dass die Verurteilung zu einer Haftstrafe von zwei Jahren 

nunmehr rechtskräftig ist.

Im April 2017 wurde das Strafverfahren wegen Volksverhetzung ge-

gen Hennig vor dem Amtsgericht Verden fortgeführt, nachdem die 

erste Sitzung am 28.11.2016 nach einem Disput ausgesetzt wurde. 

Bereits zu Verhandlungsbeginn bestritt Hennig die Legitimität der 

verfassungsmäßigen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland, in-

dem er betonte, dass er das Gericht nicht anerkenne und es für nicht 

zuständig halte. Das Gericht verurteilte Hennig wegen Volksverhet-

zung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr und sechs Mo-

naten ohne Bewährung und sah es als erwiesen an, dass er maßgeb-

lich an der Herstellung und Verbreitung der SdR in den Jahren 2014 

und 2015 mitgewirkt hat. In mehreren Beiträgen hatte Hennig die 

massenhafte Ermordung von Juden in den nationalsozialistischen 

69 Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 5ff.: „Einlassungen der ‚Überzeugungstäterin‘“.

NMIS_005_RZ Bericht_2017-2018-10-17.indd   116 17.10.18   16:17



117

Rechtsextremismus

Vernichtungslagern geleugnet sowie Flüchtlinge diffamiert. Für die 

Versandabwicklung zur Verfügung wurden zudem sein Konto und 

seine Adresse zur Verfügung gestellt. Das Urteil war bis Ende 2017 

noch nicht rechtskräftig. 

Im SdR-Beitrag „Justizverbrechen“ kommentiert Hennig in Reichs-

bürger-Diktion seine Verurteilung. Wiederholt spricht er darin der 

Bundesrepublik Deutschland ihre Rechtsstaatlichkeit ab und be-

zeichnet sie als „ein Dauervölkerrechtsdelikt auf Reichsboden“. Auch 

würde er sich nur einem „Gericht im Sinne der deutschen Rechts-

ordnung“ beugen. Weiterhin stellt sich Hennig gegen die Strafbar-

keit der Holocaustleugnung nach § 130 StGB und macht das Recht 

auf freie Meinungsäußerung gemäß Artikel 5 des Grundgesetzes 

geltend. Seine Verurteilung hält er für ein „Justizverbrechen“.70

Antisemitismus, Holocaustleugnung und Fremdenfeindlichkeit in 

der Stimme des Reiches

In aggressiver Rhetorik vertritt Hennig regelmäßig seine fremden-

feindlichen und rassistischen Ansichten. Mit dem Ziel der Verächt-

lichmachung bezeichnet er Flüchtlinge als eingeschleuste „Raum-

fremde“ und die Flüchtlingsbewegung menschenverachtend als 

„Menschenlawine“, „Sturmflut“ oder „Flüchtlingsschwemme“ und 

suggeriert damit eine existenzbedrohende Gefahr für das deutsche 

Volk. Seiner antisemitischen Verschwörungstheorie zufolge handele 

es sich hierbei weder um 

„… Zufall noch Schicksal, sondern um die Umsetzung eines teuflischen Langzeitplanes … 

zur vorsätzlichen Vernichtung der Völker durch die gezielte Einschleusung Raumfremder 

zum Zwecke der Vermischung und/oder Verdrängung“. 

(Stimme des Reiches, Nr. 2, 2017, Seite 3f., „Im Namen des Teufels“)

70 Stimme des Reiches, Nr. 2, 2017, Seite 22: „Justizverbrechen“.
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Zur Untermauerung seiner Thesen bezieht sich Hennig auf den so-

genannten Hooton-Plan71, wonach „die Zukunftsrasse Europas eine 

eurasisch-negroide Mischrasse sein soll (geführt von einer jüdischen 

Adelsschicht).“72 

In einem anderen Beitrag für die Stimme des Reiches verbindet Hen-

nig seine antisemitische Verschwörungstheorie mit rassistischer Het-

ze und gibt Anweisungen für weiteres Handeln.73 Angebliche Belege 

für seine Thesen sieht er in den „Protokollen der Weisen von Zion“ 

und im „Hootonplan von 1943“. Um die Angst vor Überfremdung 

zu schüren, zeigt er suggestive Szenarien auf, in denen Flüchtlin-

ge eingesetzt würden, um die deutsche Bevölkerung mittels einer 

„weiteren Menschenlawine … aus Afrika über Libyen und Marok-

ko“ sowie durch einen „Familiennachzug aus dem Morgenland“ zu 

vernichten, der „abenteuerliche Zuwachsraten an Orientalen“ be-

fürchten lasse. Hierin sieht er die Fortführung des Zweiten Weltkrie-

ges mit anderen Mitteln, wonach das deutsche Volk wie im Sinne 

des Hooton-Plans durch Vermischung und Verdrängung ausgerottet 

werden solle: „Das ist Völkermord an unserem eigenen Volk.“74 

Als Verantwortliche nennt Hennig ominöse „Kräfte im Hinter-

grund“, die für ihn „im Zionismus festzumachen sind“. Diese Kräfte 

– von Hennig als ‚Jene‘ bezeichnet –  würden die Weltherrschaft an-

streben und damit Völker und Staaten beherrschen, um „die Verfü-

gungsgewalt über alle Länder und Rohstoffe der Erde“ zu erreichen. 

Zur „Umkehr der feindlichen Ziele“ propagiert er als letzten Ausweg 

die „Wiederherstellung der Handlungsfähigkeit des Deutschen Rei-

ches als unserem Nationalstaat“ und verbindet dies mit den vom 

71 Der Hooton-Plan bezieht sich auf einen im Jahr 1943 veröffentlichten Zeitungsartikel des 
US-amerikanischen Paläoanthropologen und Hochschullehrers Earnest Albert Hooton. In 
einem Propagandaartikel für die Tageszeitung PM New York Daily vom 04.01.1943 forder-
te Hooton, den „deutschen Nationalismus“ und dessen „aggressive Ideologie“ dadurch 
zu zerstören, indem man in Deutschland eine nicht-deutsche Bevölkerung ansiedelt. An-
schließend müssten die „biologisch begründeten und angeborenen, räuberischen Neigun-
gen der Deutschen“ durch Kreuzungen mit Vertretern anderer Völker „weggezüchtet“ 
werden. Die Deutschen sollten damit nach und nach durch eine höhere Geburtenrate 
verdrängt werden und leichter zu kontrollieren sein. Heutzutage wird der Hooton-Plan 
in rechtsextremistischen Kreisen als historische Tatsache und als Beleg für eine weltwei-
te Verschwörung wiedergegeben. Ihre Vertreter sehen in der Flüchtlingsbewegung den 
Beweis für die Umsetzung des Plans, indem vor allem männliche Nicht-Europäer für „Mi-
schrassen“ sorgen sollen.

72 Stimme des Reiches, Nr. 2, 2017, Seite 3: „Im Namen des Teufels“.

73 Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 2ff.: „Was nun?“.

74 Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 2: „Was nun?“.
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Holocaustleugner Bernhard Schaub formulierten „7 Zielen“ der Eu-

ropäischen Aktion75, u. a. die Abschiebung aller „Raumfremden“ in 

ihre Heimatländer. 

Zum Schluss seines Artikels gibt Hennig einige Handlungshinweise, 

darunter eine Wehrhaftigkeit in Form von „sittlicher, geistiger und 

stofflicher Aufrüstung“ sowie „Körperertüchtigung … in Vorberei-

tung auf kommende Umstürze“ mit „Bevorratung und Bewaffnung“, 

aber auch Forderungen nach einer nationalen Vernetzung und der 

Bildung von Bürgerwehren. Neben einem passiven Widerstand rät er 

zum aktiven Widerstand mit der „Besetzung politischer Schaltstel-

len“ sowie mit „Grenz- und Transitblockaden gegen Eindringlinge“ 

nach dem Vorbild der Identitären Bewegung76. Im Zentrum steht 

für ihn die „Schuldumkehr, also der Wahrheit die Ehre geben, nach 

welcher ‚Jene‘ die Täter sind und wir die Opfer“77.

Schuldumkehr mit dem Ziel der Wiederherstellung des  

Deutschen Reiches

Mit den Kosten der Integration einschließlich eines Familiennachzugs 

von Flüchtlingen setzt sich Hennig im Beitrag „Alarm: Kommunen in 

Not“78 auseinander. Migranten werden darin böswillig verächtlich 

gemacht, indem sie als eine Gefahr für das deutsche Volk darge-

stellt und im Kollektiv als Ausbeuter und Nutznießer des Systems 

verunglimpft werden. Diese „Springflut“ werde „alles, was bisher 

angestrandet ist, in den Schatten stellen“. Hennig fordert deshalb 

einen kommunalen Widerstand gegen die angebliche „Zumutung 

der Flüchtlings-Versorgung“ und sieht sich hierbei durch die Recht-

sprechung des Bundesverfassungsgerichts zur „Erhaltung der Identi-

tät des deutschen Volkes“ bestätigt, um eine Umkehr der Opferrolle 

zu betreiben: „Nun, da der Zusammenbruch droht, droht auch der 

Aufstand der geschundenen Opfer, der betrogenen Deutschen.“79 

In gleicher Tonart führt Hennig in einem anderen Beitrag aus, es sei 

75 Siehe Kapitel 2.9, „Ehemalige Funktionäre werben nach der Strukturauflösung weiterhin 
für die EA“.

76 Siehe Kapitel 2.6.

77 Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 3: „Was nun?“.

78 Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 13: „Alarm: Kommunen in Not“.

79 Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 13: „Alarm: Kommunen in Not“.
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„inzwischen doch unübersehbar, wer Schuld an den bestehenden 

Zuständen trägt und wer Opfer ist“.80

„Das Opfer sind die Völker, voran das deutsche, weil diese der Weltherrschaftsanmaßung 

der Zionisten im Wege stehen. ‚Jene‘ zetteln seit Generationen Kriege, Umstürze und Völ-

kervernichtung an. Wenn die Schuldumkehr, also das Wissen um Täter und Opfer, ins allge-

meine Bewußtsein dringt, dann findet auch das deutsche Volk zurück zu Selbstachtung, Mut 

und Zuversicht und wird handeln. Hier geht es um die Wiederherstellung des Völkerrechts, 

also des deutschen Nationalstaates „Deutsches Reich“ als Rückgrat eines „Europa der Va-

terländer“.

(Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 22)

Antisemitische Diffamierung des verstorbenen Altkanzlers  

Helmut Kohl verbunden mit dem Aufruf zur Wiederherstellung  

des Deutschen Reiches

In verleumderischer Art und Weise äußert sich Hennig zum Tod von 

Altkanzler Helmut Kohl und verbindet dies mit antisemitischen Ver-

schwörungstheorien. Hennig verunglimpft Kohl als „Trittbrettfahrer“ 

und suggeriert in seinem gleichlautenden Beitrag eine jüdische Ein-

flussnahme auf den Altkanzler des „Besatzungskonstrukts ‚BRD‘“,81 

womit er deutlich zum Ausdruck bringt, dass er die Bundesrepublik 

Deutschland als Staat und deren Repräsentanten nicht anerkennt. 

Daneben wird der Anschein erweckt, Kohl sei für den nach Hen-

nigs Auffassung „nachhaltig zugefügten Schaden“ mit dem Karls- 

Preis geehrt worden, „der fast ausnahmslos an Politikverbrecher 

vergeben wurde“. Weiterhin unterstellt er eine fortwährende jü-

dische Einflussnahme durch die „immer noch herrschenden Besat-

zungsmächte bzw. ‚Jener‘“, die er für zionistische „Kräfte im Hin-

tergrund“82 hält. Hennig schließt den Beitrag mit einem Aufruf zur 

Wiederherstellung des Deutschen Reiches: „Es ist hoch an der Zeit, 

die Selbstherrschaft unseres Nationalstaates des Deutschen Reiches, 

wiederherzustellen, bevor der Schaden unumkehrbar wird.“83

80 Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 22: „Zur Lage nach den Wahlen“.

81 Stimme des Reiches, Nr. 3/4, 2017, Seite 17: „Der Trittbrettfahrer“.

82 Stimme des Reiches, Nr. 5, 2017, Seite 2: „Was nun?“.

83 Stimme des Reiches, Nr. 3/4, 2017, Seite 17: „Der Trittbrettfahrer“.
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Bewertung, Tendenzen, Ausblick

In der Publikation SdR, die von der vor allem geschichts- und ge-

bietsrevisionistisch ausgerichteten Organisation Freistaat Preußen 

herausgegeben wird, finden sich vorrangig Beiträge, die den Natio-

nalsozialismus verherrlichen und antisemitische Verschwörungsthe-

orien propagieren. Der in Konzentrations- und Vernichtungslagern 

sowie an anderen Orten begangene Massenmord an Juden und an-

deren Personengruppen wird geleugnet und verharmlost. Die Pub-

likation gibt verurteilten Holocaustleugnern eine Plattform, um ihre 

volksverhetzenden Ansichten zu publizieren. 

In der SdR werden Beiträge veröffentlicht, die vor allem die Flücht-

lingsthematik zum Anlass nehmen, um rechtsextremistisches und 

antisemitisches Gedankengut in der Gesellschaft zu verbreiten und 

um Hass gegenüber Juden und Asylsuchenden zu schüren. Ge-

gen das angebliche Versagen der Politik werden von den Autoren 

Selbsthilfe und Gegenwehr propagiert. Gerade junge Menschen mit 

fremdenfeindlichen Einstellungen könnten dies als Aufforderung zu 

gewalttätigen Aktionen gegen Asylsuchende oder Flüchtlingsunter-

künfte verstehen. Nicht zuletzt der von Hennig geäußerte Appell 

zur Bewaffnung und Vorbereitung auf angeblich bevorstehende 

Umstürze wie auch sein Ruf nach passivem und aktivem Widerstand 

lassen aufhorchen.

Die Gerichtsverfahren gegen die Hauptverantwortlichen der SdR 

wurden von den Angeklagten wie Schauprozesse inszeniert, um ih-

rer Forderung nach Abschaffung des § 130 StGB und Wertung der 

Holocaustleugnung als freie Meinungsäußerung im Sinne von Arti-

kel 5 des Grundgesetzes mehr Gewicht zu verleihen. Unbeeindruckt 

von den Strafverfahren und Verurteilungen wegen Volksverhetzung 

findet weiterhin eine Herstellung und Verbreitung der Publikation 

statt. Die Berichterstattung in der Stimme des Reiches über die Pro-

zesse vor dem Amts- und Landgericht in Verden wurden dazu ge-

nutzt, die holocaustleugnenden Einlassungen der Beklagten vor Ge-

richt zu wiederholen und die Rechtmäßigkeit des Staates und seiner 

Institutionen in Frage zu stellen. 
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2.11 Verein Gedächtnisstätte e. V.

Sitz / Verbreitung Sitz der Gesamtorganisation: Seevetal (Landkreis Harburg);  

Kultur- und Tagungsstätte: Guthmannshausen (Thüringen)

Gründung /  

Bestehen seit

Seit 1992 

Struktur /  

Repräsentanz

Vereinsvorsitzender: Wolfram Schiedewitz

Mitglieder /  

Anhänger /  

Unterstützer 

Bund: 50    Land: 15   

Veröffentlichungen Publikation: Veranstaltungsprogramm

Broschüre „Gedächtnisstätte“ zum 25-jährigen Jubiläum

Homepage im Internet 

Kurzportrait / Ziele Der Verein Gedächtnisstätte e. V. wurde 1992 in Vlotho (Nord-

rhein-Westfalen) gegründet. Erste Vorsitzende war die Holocaust-

leugnerin Ursula Haverbeck-Wetzel. Seit 2003 leitet Wolfram 

Schiedewitz aus Niedersachsen den Verein. Mit der Einweihung 

der „Gedächtnisstätte für die 12.000.000 deutsche(n) Opfer durch 

Bomben des Weltkrieges II, Verschleppung, Vertreibung und in 

Gefangenenlagern“ im Jahr 2014 wurde das Vereinsziel erreicht. 

Unter dem Leitspruch: „Zukunft braucht Herkunft“ betreibt der 

Verein eine revisionistische, antisemitische und fremdenfeindliche  

Geschichtsbetrachtung und -verbreitung.

Bereits seit 2011 nutzt der Verein für seine Veranstaltungen das 

Kultur- und Tagungszentrum Guthmannshausen (Thüringen). Re-

gelmäßig finden dort Vortragsveranstaltungen zu kulturellen und 

aktuellen Themen mit Zeitzeugen und Historikern statt, darunter 

auch bekennende Revisionisten und Holocaustleugner sowie Ver-

treter rechtsextremistischer und anderer im rechtsextremistischen 

Spektrum agierender Organisationen und Medien. In geschichts-

revisionistischer Manier werden deutsche Kriegsverbrechen relati-

viert und die Kriegsschuld des NS-Regimes geleugnet. 
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Im August 2014 wurde auf dem Gelände des ehemaligen Ritter-

gutes in Guthmannshausen eine Gedächtnisstätte eingeweiht. 

Anwesend waren etwa 200 Rechtsextremisten aus dem In- und 

Ausland, darunter Haverbeck-Wetzel und der Deutschlandleiter 

der Europäischen Aktion (EA), Dr. Rigolf Hennig. In seiner Rede 

kritisierte der Vorsitzende Schiedewitz eine angebliche Einseitigkeit 

deutscher Geschichtsbetrachtung. Im August 2017, anlässlich der 

Feierlichkeiten zum 25-jährigen Jubiläum, sprach der Vereinsvorsit-

zende in der Jubiläumsbroschüre nachträglich eine offene Drohung 

aus: „Wer einzelne Besucher unserer Einweihungsfeier in die Nähe 

der Radikalität stellt, wird für seine unbegründete Boshaftigkeit 

eines Tages zur Verantwortung gezogen werden.“84 

Der Verein präsentiert sich seit Anfang 2017 mit einem überarbei-

teten Internetauftritt. Dort stellt er seine Ziele vor und bittet um 

Spenden. Zudem ist ein Veranstaltungskalender eingestellt.

Finanzierung Mitgliedsbeiträge (Fördermitgliedschaft), Spenden, Nachlässe in 

geldwerter Form, Patenschaften für Gedenksteine

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Die rechtsextremistische Ausrichtung des Vereins Gedächtnisstätte 

e. V. lässt sich aus der Beteiligung von Rechtsextremisten und der 

Zusammenarbeit mit Rechtsextremisten schließen. Durch die Relati-

vierung der Opfer des NS-Regimes versucht der Verein, eine Revision 

der Geschichte zu betreiben. Darüber hinaus bietet er Rechtsextre-

misten eine Plattform für ihre Positionen.

Die Flüchtlingsthematik ist als wichtiges und verbindendes Element 

im gesamten Rechtsextremismus zu sehen. In den Vorträgen und 

Veröffentlichungen des Vereins Gedächtnisstätte e. V. wird die 

Migration und Integration von Flüchtlingen aufgegriffen und als 

„Umvolkung“ oder „Völkermord“ bezeichnet. Die Art und Weise, 

wie gegen die Flüchtlingspolitik der Bundesregierung agiert wird, 

steht dabei im Widerspruch zur deutschen Rechts- und Werteord-

nung und zum Grundrecht auf Asyl nach Art. 16a Abs. 2 GG. Hier-

mit richtet sich der Verein Gedächtnisstätte e. V. gegen die freiheit-

84 Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 54.
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liche demokratische Grundordnung und gegen den Gedanken der 

Völkerverständigung. Damit ist der Verein verfassungsfeindlich und 

erfüllt die Voraussetzungen für eine Beobachtung nach § 3 Abs. 1 

Nr. 1 und 4 NVerfSchG.

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Der Verein Gedächtnisstätte e. V. organisierte im Jahr 2017 monat-

liche Vortragsveranstaltungen, in denen er eine „Brücke zwischen 

Vergangenheit und Gegenwart“ bauen wollte, um unter dem Deck-

mantel des Gedenkens an die deutschen Opfer des Zweiten Welt-

krieges sein rechtsextremistisches Gedankengut zu verbreiten. In den 

zwei Halbjahresprogrammen positionierte sich der Vereinsvorsitzende 

offen rechtsextremistisch und präsentierte mehrheitlich Referenten, 

die dem rechtsextremistischen Spektrum zugeordnet werden. Einen 

Schwerpunkt bildeten in diesem Jahr die Argumentationsmuster der 

sogenannten Reichsbürger und Selbstverwalter; entsprechende Vor-

träge wurden im Mai und Dezember gehalten: „Rechtliche Grund-

lagen unser Staatlichkeit“, „Staatsangehörigkeitsausweis – Sind wir 

Deutschen staatenlos?“, „Souveränität des Menschen“.

Im August fand das 3. Sommerfest mit den Jubiläumsfeierlichkeiten 

zum 25-jährigen Bestehen des Vereins statt. Teilgenommen haben 

etwa 100 Personen, darunter Gründungsmitglieder sowie langjäh-

rige und engagierte Freunde und Begleiter des Vereins. Das Veran-

staltungsprogramm bot Vorträge sowie eine ganztätige Betreuung 

für Kinder. Zu den Referenten gehörten neben dem Vereinsvorsit-

zenden Wolfram Schiedewitz  und dem Vorstandsmitglied Dr. Paul 

Latussek auch die Holocaustleugner Bernhard Schaub (Gründer der 

Europäischen Aktion) und Ursula Haverbeck-Wetzel. Anlässlich des 

Jubiläums wurde eine Broschüre erstellt, die den Weg des Vereins 

von der Entstehung bis zur Umsetzung aufzeigt. Haverbeck-Wetzel 

bedankte sich darin ausdrücklich beim Verein Gedächtnisstätte e. V., 

der „sich nie von (ihr) distanziert hat, was heute ungewöhnlich und 

sehr dankenswert ist.“85

Darüber hinaus stellte der Verein auch im Jahr 2017 anderen rechts-

extremistischen Organisationen seine Räumlichkeiten für Veranstal-

tungen zur Verfügung. 

85 Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 16.
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Forderung nach „wahrhaftiger Aufarbeitung“ der Geschichte

Im Rahmen seiner revisionistischen Geschichtsbetrachtung sieht sich 

der Verein im Kampf gegen die Herrschenden in Deutschland bei 

der Verwirklichung des Vereinsziels. Dabei stehen die geschichtli-

chen Zusammenhänge in einem engen Kontext mit der aktuellen 

Politik. Die revisionistische Forderung zur „wahrhaftigen Aufarbei-

tung“ der Geschichte knüpft hier an, denn „zu viele Glaubenssätze 

der Gegenwart müßten als Lüge bzw. als Verkürzung der wahren 

geschichtlichen Abläufe charakterisiert werden.“86 Daneben steht 

die Ablehnung einer „Bürde der Schuld“87, zu der Schiedewitz for-

derte, „die Lage von uns Deutschen als ‚Besiegte von 1945‘ (zu) 

ändern.“88 Weiter heißt es an gleicher Stelle:

86 Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 7.

87 Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 7.

88 Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 55.

„Schuld ist keine politische Kategorie, sie kann durch keine Instanz über Völker oder Natio-

nen verhängt werden. Es gibt also keine Möglichkeit, ein Volk als Ganzes für schuldig oder 

unschuldig zu erklären. Die junge Generation hat genug von der ewigen Knechterei mit dem 

Schuldkomplex, die nur dazu da ist, uns ständig am Gängelband der Mächtigen zu führen 

und deren Politik zu bezahlen.“

(Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 55) 

Antisemitische Verschwörungstheorien suggerieren eine  

„Überfremdung“ durch den „Hooton-Plan“

Programmatisches Ziel des Vereins ist es, die Trauer um die Toten 

des Zweiten Weltkrieges mit der „Aufklärung über die wahren Ur-

sachen und Zielsetzungen in unserem Land“ zu verbinden. In den 

Rundschreiben des Vereins, aber auch in der aktuellen Jubiläums-

broschüre finden sich antisemitische Verschwörungstheorien, die 

die „Aufarbeitung der Vergangenheit auf der Grundlage der Wahr-

heit, auch der geschichtlichen Wahrheit“ und die Abschaffung des 

§ 130 StGB fordern: 

„Treiben wir den Teufel aus, befreien wir uns aus der jahrzehntelangen Knechtschaft! Lüge 

und Verleumdung haben trotz Verboten und Paragraphen keinen dauerhaften Bestand.“

(Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 61)
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Schiedewitz verweist diesbezüglich auf Strömungen im In- und Ausland,

„… die die derzeitige Überfremdung unseres Kontinents nicht widerspruchslos hinnehmen 

wollen. Der Hooton-Plan89 von 1943 in seinem finalen Erscheinungsbild muß gestoppt wer-

den. Dann werden auch die kriegerischen Auseinandersetzungen des letzten Jahrhunderts, 

die genau hier ihre Ursachen haben, völlig neu bewertet werden.“

(Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 62)

„Das Jahrhundert des Kapitalismus, das Jahrhundert der Lüge und der Ausbeutung neigt 

sich unweigerlich seinem Ende zu. Trotzdem bedarf es weiterer Anstrengungen in der Auf-

klärung, um die Hintergründe der jetzigen Entwicklung in Deutschland und Europa aufzu-

zeigen. Es ist ja kein Zufall, daß Menschenmassen unser Land wie bei einer Invasion be-

setzen. Man hat aus den letzten Kriegen gelernt. Ein zerstörtes Land kann man wieder 

aufbauen, ein zerstörtes Volk nicht! Multikulti ist ein Vernichtungsprogramm der Neuen 

Weltordnung (NWO).“

(Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 59f.)

Aufnahme von Flüchtlingen als gesteuertes Vernichtungsprogramm 

durch eine jüdische Weltverschwörung

Die Asyl- und Flüchtlingsthematik ist für Schiedewitz zur „Schick-

salsfrage“ geworden. In diesem Zusammenhang spricht er von ei-

nem „jüdischen Umvolkungsprogramm“, das „den schlimmsten An-

griff auf den Bestand unserer Nation seit dem Zweiten Weltkrieg“ 

darstellt. Die Wähler der „etablierten Parteien“ hätten nicht begrif-

fen, dass sie damit die „Umvolkung“ und den „Untergang“ wählen. 

Ihnen würden „wesentliche Bausteine zum Verständnis des gegen-

wärtigen Weltgeschehens“ fehlen, das „auf sehr langfristig ange-

legten Plänen“ aufgebaut sei.90 Als vermeintliche Urheber dieser Plä-

ne will Schiedewitz eine angebliche jüdische Hochfinanz entlarven:

In fremdenfeindlicher Diktion fordert Schiedewitz die Einwanderer dazu 

auf, das Land wieder zu verlassen, da diese nach „geltendem Recht il-

legal eingewandert“ seien.91 Und die Integration von Flüchtlingen und 

Asylbewerbern führe schließlich zur „Völkervernichtung“, so Schiede-

witz weiter: „Ein deutscher Paß ergibt noch kein deutsches Herz!“92

89 Siehe Fußnote 71.

90 Programm im 2. Halbjahr 2017.

91 Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 60.

92 Jubiläumsbroschüre vom 05.08.2017, Seite 60.
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Verbindungen zu anderen rechtsextremistischen Organisationen

Der Verein Gedächtnisstätte e. V. verfügt über diverse Kontak-

te zu rechtsextremistischen Organisationen, u. a. zur Schlesischen 

Jugend e. V. (SJ), zum Freundschafts- und Hilfswerk Ost e. V. 

(FHwO), Bund für Gotterkenntnis (Ludendorff) e. V.“ und zur Jun-

gen Landsmannschaft Ostdeutschland (JLO), aber auch zur NPD und 

zu neonazistischen Freien Kräften, zur Europäischen Aktion (EA) 

und zum Thule-Seminar sowie zu russischen Vertretern einer völ-

kisch-esoterischen Weltanschauung, um nach eigenem Bekunden 

den „deutsch-russischen Bruderbund“ zu fördern. Diese Kontakte 

verdeutlichen die Bemühungen des Vereins, ein organisationsüber-

greifendes nationales und internationales Netzwerk aufzubauen.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Unter dem Deckmantel des Gedenkens an die deutschen Opfer des 

Zweiten Weltkrieges agitiert der 1992 gegründete rechtsextremis-

tische Verein Gedächtnisstätte e. V. gegen den demokratischen 

Verfassungsstaat und versucht, geschichtsrevisionistisches Gedan-

kengut in demokratische Bevölkerungskreise zu transportieren. 

Hierzu organisiert er regelmäßig im Kultur- und Tagungszentrum 

in Guthmannshausen Vortragsveranstaltungen mit Zeitzeugen und 

Historikern, aber auch mit jungen Aktivisten rechtsextremistischer 

Gruppierungen. 

Schiedewitz sieht die Gedächtnisstätte als „historisch zu nennenden 

Ort, der den Willen patriotisch gesinnter Bürger dieses Landes sym-

bolisiert, unsere Geschichte und die dafür gebrachten Opfer an Leib 

und Leben, Hab und Gut im historisch unangreifbaren Lichte dar-

zustellen.“93 Schiedewitz bietet die Gedächtnisstätte allen an, die 

Schwierigkeiten haben, aufgrund ihrer Gesinnung, Parteizugehörig-

keit oder entsprechender Organisation einen geeigneten Treffpunkt 

zu finden. 

Das Rittergut in Guthmannshausen stellt somit ein rechtsextre-

mistisches Veranstaltungs- und Schulungszentrum dar, dessen 

Vernetzung durch die vielfältigen Verbindungen des Vereins zu 

rechtsextremistischen Gruppierungen und Parteien sowie in die 

rechtsextremistische Skinhead- und Kameradschaftsszene belegt 

93 Sommerrundschreiben 2016 vom 02.07.2016.
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wird. Beispiel hierfür ist u. a. die beachtliche Teilnehmerzahl von 

Vertretern rechtsextremistischer Organisationen bei den Einwei-

hungsfeierlichkeiten im August 2014. 

2.12 Reichsbürger & Selbstverwalter 

Sitz / Verbreitung Niedersachsenweit

Gründung / 

Bestehen seit

1985 (Gründung der ersten Reichsbürgergruppierung Kommissa-

rische Reichsregierung KRR in Berlin)  

Struktur / 

Repräsentanz

Örtlich und regional unterschiedlich ausgeprägte Strukturen 

in Form von lokal agierenden, autark handelnden Einzelperso-

nen und Gruppierungen; hinzu kommen überwiegend virtuelle 

Präsenzen

Mitglieder /  

Anhänger /  

Unterstützer

Bund: 16.500 davon etwa 900 Rechtsextremisten

Land: 1.400 davon etwa 60 Rechtsextremisten

Veröffentlichungen Web-Angebote: Internetseiten, Blogs, Profile in sozialen Netz-

werken; Broschüren, Aufkleber, Flugblätter, Formularschreiben

Kurzportrait / Ziele Reichsbürger und Selbstverwalter sind Gruppierungen oder 

Einzelpersonen, die aus unterschiedlichen Motiven und mit 

unterschiedlichen Begründungen, u. a. unter Berufung auf das 

historische Deutsche Reich, verschwörungstheoretische Argu-

mentationsmuster oder ein selbst definiertes Naturrecht die 

Existenz der Bundesrepublik Deutschland und deren Rechtssys-

tem ablehnen, den demokratisch gewählten Repräsentanten die 

Legitimation absprechen oder sich gar in Gänze als außerhalb 

der Rechtsordnung stehend definieren und deshalb bereit sind, 

Verstöße gegen die Rechtsordnung zu begehen.

Finanzierung Beiträge der Anhänger und Mitglieder, teilweise Vermarktung 

und Verkauf von Reichsbürgerutensilien wie Autokennzeichen, 

Ausweise, Dokumente o. Ä.
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Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Als Reichsbürger werden Einzelpersonen oder pseudoformell or-

ganisierte Gruppierungen bezeichnet, die der Bundesrepublik 

Deutschland ihre Rechtmäßigkeit absprechen und damit ihre Rechts-

vorschriften ablehnen. Reichsbürger treten für die Fortexistenz des 

Deutschen Reiches und die Rückkehr zu vorherigen territorialen 

Grenzen ein (je nach Gruppierung zum Beispiel aus den Jahren 1871, 

1914 oder 1937). An die Stelle des Bundesrepublik Deutschland soll 

eine eigene Reichsregierung treten, deren Vertreter selbstbestimmt 

die Regierungsgeschäfte führen. 

Bei Selbstverwaltern handelt es sich um eine heterogene Gruppe 

von zumeist Einzelpersonen, die im Gegensatz zu Reichsbürgern 

nicht vom Weiterbestehen des Deutschen Reiches überzeugt sind, 

sondern behaupten, sie könnten sich durch eine Erklärung ihrerseits 

oder durch den Zurückzug auf ein selbstdefiniertes Naturrecht aus 

der Bundesrepublik Deutschland ausscheiden oder dass diese gar 

nicht existent sei. Dementsprechend sehen sich Selbstverwalter 

auch nicht mehr den Gesetzen der Bundesrepublik unterworfen. 

Einige Selbstverwalter gehen so weit, eigene Staatsgebilde auszu-

rufen und ihr Haus oder Grundstück als souveränes Staatsgebiet zu 

proklamieren.

In Abgrenzung zur Gruppierung Exilregierung Deutsches Reich, die 

in Niedersachsen bereits seit dem Jahr 2005 als verfassungsfeind-

liche Bestrebung beobachtet wird, vertreten nicht alle Reichsbür-

ger und Selbstverwalter per se rechtsextremistische Ansichten und 

können so nur zum Teil dem Phänomenbereich Rechtsextremismus 

zugeordnet werden. Trotzdem sind für Reichsbürger und Selbstver-

walter hinreichend tatsächliche Anhaltspunkte für extremistische Be-

strebungen vorhanden. Diese sind vor allem in der grundsätzlichen 

Ablehnung der Bundesrepublik Deutschland, ihrer Gesetze und Nor-

men und ihrer Institutionen zu sehen. Bei einigen Gruppierungen 

sowie bei einzelnen Selbstverwaltern kommen neben der Verbrei-

tung kruder Verschwörungstheorien auch Ideologieelemente des 

Rechtsextremismus wie Antisemitismus oder Fremdenfeindlichkeit 

zum Tragen, die in ihren jeweiligen Ausprägungen ebenfalls hinrei-

chend tatsächliche Anhaltspunkte für extremistische Bestrebungen 
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begründen. Hiermit richten sich Reichsbürger und Selbstverwalter 

gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, insbesondere 

gegen den demokratischen Rechtsstaat (Art. 20 GG) sowie in Teilen 

gegen die im Grundgesetz verbrieften Freiheits-, Gleichheits- und 

Menschenrechte (Art. 1 – 4 GG). Sie sind damit verfassungsfeindlich 

und erfüllen die Voraussetzungen für eine Beobachtung nach § 3 

Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG.

Aktivitäten von Reichsbürgern und Selbstverwaltern

Neben der fundamentalen Ablehnung des Rechtsstaates zeichnen 

sich Reichsbürger und Selbstverwalter durch ein besonderes Maß 

an Renitenz gegenüber staatlichen Institutionen und staatlichen 

Maßnahmen aus. Angefangen mit dem massenhaften Versand von 

Schriftstücken per E-Mail, Fax oder auf dem Postweg (sogenanntem 

paper-terrorism) versuchen Reichsbürger, auf Behörden und deren 

Mitarbeiter einzuwirken, um staatliche Maßnahmen zu verhindern 

oder zumindest zu erschweren. Hiermit beschäftigen sie zuneh-

mend Behördenmitarbeiter und stören Verwaltungsabläufe und 

-verfahren.

Um weitere Unterstützer für die eigene Sache zu gewinnen und so-

mit den Kampf gegen die staatlichen Institutionen auszudehnen, 

verbreiten Reichsbürger ihre Ideologie aktiv über das Internet. Ne-

ben den genannten Aktivitäten zeichnen sich einige Reichsbürger 

auch durch die Verwendung von Phantasiedokumenten aus. Es wird 

versucht, eigene, teils selbst produzierte „Reichsführerscheine“ oder 

„Reichspersonenausweise“ im offiziellen Rechtsverkehr zu verwen-

den. Der Verkauf solcher fiktiven Dokumente stellt zudem für ein-

zelne Personen aus der Reichsbürgerszene eine lukrative Einnahme-

quelle dar. 

Gewaltpotenzial und Verhältnis zu Waffen

Als eine weitere Eskalationsstufe nach der reinen schriftlichen und 

mündlichen Verweigerung kann bei Reichsbürgern der fließende 

Übergang zu Beleidigungen und Bedrohungen gegenüber staatli-

chen Stellen festgestellt werden. Darüber hinaus ist es in mehre-

ren Fällen zu Gewaltandrohungen und zur Ausübung tatsächlicher 

körperlicher Gewalt durch Reichsbürger gekommen. Exemplarisch 
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seien hier die Schusswechsel von Reichsbürgern mit der Polizei in 

Bayern und Sachsen-Anhalt genannt, bei denen am 19.10.2016 im 

bayerischen Georgensmünd (Landkreis Roth) ein Polizeibeamter 

durch einen Reichsbürger erschossen wurde. Auch in Niedersachsen 

ist es bereits vorgekommen, dass sich Reichsbürger mit körperlicher 

Gewalt, zum Teil auch unter Einsatz von Waffen gegen staatliche 

Maßnahmen zur Wehr setzen. Beispielhaft hierfür ist ein Vorfall aus 

der Samtgemeinde Sögel (Landkreis Emsland) am 17.11.2016, bei 

dem ein Reichsbürger sechs Polizeibeamte durch den Einsatz von 

Pfefferspray leicht verletzte.

In der Reichsbürgerszene kann eine allgemeine Affinität zu Waf-

fen festgestellt werden. Durch die Bereitschaft von Reichsbürgern 

und Selbstverwaltern, ihren eigenen Staatsvorstellungen teilweise 

auch mittels Gewalt Nachdruck zu verleihen bzw. sich bestehendem 

Recht und Gesetz zu widersetzen, stellt der Waffenbesitz aus den 

oben beschriebenen Gründen eine potenzielle Gefahr für den de-

mokratischen Rechtsstaat und dessen Repräsentanten dar.

Um das vorhandene Gefahrenpotenzial zu minimieren, werden bei 

Angehörigen der Reichsbürgerszene bestehende waffenrechtliche 

Erlaubnisse überprüft und, wenn möglich, entzogen. Eine waffen-

rechtliche Erlaubnis setzt voraus, dass der Erlaubnisinhaber die er-

forderliche waffenrechtliche Zuverlässigkeit besitzt. Diese Zuverläs-

sigkeit ist jedoch im Fall einer Zugehörigkeit zur Reichsbürgerszene 

und der darin immanenten Ablehnung des geltenden Rechts zu ver-

neinen.

In Niedersachsen wurden aus diesem Grund bereits mehreren Perso-

nen die waffenrechtlichen Erlaubnisse entzogen. In einzelnen Fällen 

erfolgte die Rückgabe der Erlaubnis auch freiwillig. Die Überprüfung 

weiterer Personen mit einer entsprechenden Genehmigung, die zu-

gleich Bezüge zur Reichsbürgerideologie aufweisen, dauert an.
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Reichsbürgergruppierungen in Niedersachsen

Exilregierung Deutsches Reich

Die am 04.05.2004 in Hannover gegründete Exilregierung Deut-

sches Reich existiert bis heute und vertritt unter der Leitung von 

„Reichskanzler“ Norbert Rudolf Schittke die Ansicht, dass es „nur 

einen deutschen Staat, das Deutsche Reich in den Grenzen vom 

31.12.1937“94 geben könne und das Deutsche Reich 

fortbestehe. Der Bundesrepublik Deutschland wird die 

staatliche Souveränität und Legitimation abgesprochen; 

sie sei lediglich ein „provisorisches (besatzungsrechtli-

ches!) Selbstverwaltungskonstrukt“. Nach Meinung der 

Mitglieder der Exilregierung Deutsches Reich handelt es 

sich bei der Bundesrepublik Deutschland um ein Firmenkonstrukt. 

Der einzelne Mensch sei nur Personal dieser „BRD GmbH“. Ein Beleg 

hierfür sei die Ausgabe des „Personal-Ausweises“, wie bereits der 

Name zeige.

Auf der Internetseite der Exilregierung Deutsches Reich finden 

sich neben diversen reichsbürgertypischen Argumentationen auch 

Hinweise auf eine fremdenfeindliche und antisemitische Haltung 

der Organisation. In seiner „Neujahransprache 2017“ äußerte der 

selbsternannte „Reichskanzler“ Schittke zum wiederholten Mal ge-

bietsrevisionistische Vorstellungen:

„Es gilt die Wiederherstellung der Handlungsfähigkeit eines souveränen Deutschen Reiches, 

unserer Heimat von der Maas bis an die Memel, von der Etsch bis an den Belt zu erreichen.“  

(Norbert Schittke, „Neujahrsansprache 2017“, Internetseite der Exilregierung Deutsches Reich)

Die Exilregierung Deutsches Reich tritt kaum öffentlich in Erschei-

nung. Ihre Mitglieder treffen sich, wenn überhaupt, in einem über-

schaubaren Teilnehmerkreis zu gelegentlichen Ausfahrten, „Helden-

gedenken“ und Kranzniederlegungen. Das Wirken der Exilregierung 

Deutsches Reich scheint auf den Internetauftritt und auf das persön-

liche Werben einzelner Mitglieder für die Organisation beschränkt 

zu sein. Über die Internetseite wird Interessierten ein umfassendes 

Informationsmaterial angeboten. Außerdem werden verschiedene 

94 Internetseite der Exilregierung Deutsches Reich („Die Entstehung der ‚Bundesrepublik 
Deutschland‘, ‚BRD‘“).
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„Reichsdokumente“ auf der Internetseite der eigens dafür einge-

richteten „Reichsmeldestelle“ zum Kauf angeboten.95

Dass die Aktivitäten der Exilregierung Deutsches Reich weitestge-

hend zum Erliegen gekommen sind, könnte auch mit der Aufspal-

tung der Organisation im Jahr 2012 zusammenhängen. Nach inter-

nen Streitigkeiten entstand mit der Gruppierung Die Exil-Regierung 

Deutsches Reich eine eigenständige konkurrierende Organisation 

mit Anschrift in Berlin.

Weitere Gruppierungen in Niedersachsen

Neben der Exilregierung Deutsches Reich existieren diverse Klein- 

oder Kleinstgruppen in der Reichsbürgerszene, die auch Anhänger 

in Niedersachsen haben. Exemplarisch hierfür stehen der Freistaat 

Preußen, das Amt für Menschenrecht, das Aktionsbündnis gelber 

Schein, die Justiz-Opfer-Hilfe sowie die Verfassungsgebende Ver-

sammlung und die Religionsgemeinschaft heilsamer Weg. 

Bei den niedersächsischen Anhängern dieser Gruppierungen han-

delt es sich jedoch nur um Einzelpersonen oder einzelne Familien, 

die mutmaßlich über das Internet mit der jeweiligen Organisation in 

Kontakt gekommen sind. Am weitesten in Niedersachsen verbreitet 

sind die Argumentationen der Verfassungsgebenden Versammlung 

und der Religionsgemeinschaft heilsamer Weg. Ein größerer lokaler 

Personenzusammenschluss ist derzeit nicht zu erkennen.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Insbesondere in den letzten beiden Jahren wurde auch in Nieder-

sachsen eine deutliche Zunahme an Aktivitäten festgestellt, die der 

äußerst heterogenen Reichsbürgerszene zuzuordnen sind. Aller-

dings handelt es sich hierbei größtenteils um Personen, die bereits 

seit längerem dem Reichsbürgerspektrum angehören. Ein tatsäch-

lich größerer Zulauf ist aktuell nicht auszumachen.

 

Seit Anfang des Jahres 2017 wird in Niedersachsen die Szene der 

Reichsbürger und Selbstverwalter in ihrer Gesamtheit beobachtet. 

Wird ein weitgefasster Maßstab angelegt, liegt die Gesamtanzahl 

95 Internetseite der „Reichsmeldestelle“ des „Presse- und Informationsamtes“ der Exilregie-
rung Deutsches Reich („Beantragung Reichsdokumente“).
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der in Niedersachsen auffällig gewordenen Reichsbürger und Selbst-

verwalter bei etwa 1.400 Personen. Inwieweit jeweils eine extremis-

tische Haltung im Sinne einer politischen Bestrebung vorliegt, wird 

in einer Einzelfallanalyse bewertet. Bislang ist in Niedersachsen von 

wenigen hundert Reichsbürgern und Selbstverwaltern im engeren 

Sinne auszugehen. Hierbei handelt es sich um Personen, die im er-

heblichen Maße im Zusammenhang mit einer Reichsbürgerideologie 

aufgefallen sind, u. a. durch die anhaltende Versendung von Schrift-

stücken an diverse Empfänger oder durch die Begehung von Straf-

taten wie Beleidigung, Belästigung, Bedrohung, Betrug, Urkunden-

fälschung oder durch Widerstandshandlungen und Gewaltdelikte.

Etwa ein Viertel der durch den Niedersächsischen Verfassungs-

schutz als Extremisten erfassten Reichsbürger und Selbstverwalter 

hat rechtsextremistische Vorerkenntnisse. Diese hohe Zahl erklärt 

sich u. a. damit, dass die Exilregierung Deutsches Reich bereits seit 

dem Jahr 2005 als rechtsextremistische Vereinigung in Niedersach-

sen unter Beobachtung steht. Gemessen an dem Gesamtpotenzial 

von 1.400 Personen liegt der Anteil an Rechtsextremisten bei etwa 

vier bis fünf Prozent.

Die in Niedersachsen wohnhaften Reichsbürger und Selbstverwalter 

stellen keine einheitliche homogene Bewegung dar. Sie setzen sich 

vielmehr aus autark handelnden Einzelpersonen sowie aus kleinen 

Gruppierungen zusammen, die sich in ihrem Wesen zum Teil deut-

lich unterscheiden. Das Spektrum erschließt sich über esoterisch 

geprägte Gruppierungen, über völkisch-traditionalistisch geprägte 

Gruppen bis hin zu rechtsextremistisch ausgerichteten Zusammen-

schlüssen. Eine strategische Vernetzung der verschiedenen Gruppen 

oder Einzelpersonen ist bisher ebenso wenig zu erkennen wie eine 

gezielte Steuerung. Die Szene der Reichsbürger und Selbstverwalter 

lebt in einer Parallelwelt zumeist internetbezogener Verschwörungs-

theorien, die sich in der Folge verfestigt und gegenüber der Außen-

welt verschließt.
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Durch die weitere Verbreitung der Reichsbürgerideologie so-

wie durch das teilweise ausgeprägte Sendungsbewusstsein und 

die nachgewiesene Zunahme an Aktivitäten von Reichsbürgern 

und Selbstverwaltern ist die Rechtsordnung der Bundesrepublik 

Deutschland erheblichen Beeinträchtigungen ausgesetzt. Allerdings 

lassen sich verallgemeinerbare Äußerungen über etwaige gewalt-

tätige Ausrichtungen in Bezug auf dieses Personenpotenzial nicht 

pauschal treffen. Gleichwohl besteht jederzeit die Möglichkeit, dass 

einzelne Personen vor allem im Umgang mit Behördenmitarbeitern 

oder als Reaktion auf staatliche Maßnahmen zu Gewalt greifen, 

um ihre Anliegen durchzusetzen. Hierbei handelt es sich in Nieder-

sachsen bisher ausschließlich um Verhaltensweisen in Reaktion auf 

staatliche Maßnahmen. Hinweise auf gezielte kriminelle oder gar 

terroristische Handlungen von einzelnen Reichsbürgern oder Selbst-

verwaltern liegen derzeit nicht vor. Gleiches gilt für den gezielten 

Aufbau von (verdeckt operierenden) Gruppen zum koordinierten 

Angriff auf staatliche Einrichtungen oder Mitarbeiter.

Durch den Niedersächsischen Verfassungsschutz wurden im Jahr 

2017 mehrere Präventions- und Informationsangebote zum Thema 

Reichsbürger und Selbstverwalter angeboten. Neben Vorträgen zum 

Thema wurde ein Faltblatt erstellt und mehrere Mitarbeiterschulun-

gen in Zusammenarbeit mit dem Niedersächsischen Justizministeri-

um durchgeführt.
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